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Einleitung

Ein gutes halbes Jahr ist es nun her, dass der Bildungsstreik des vergangenen Herbstes seinen Höhepunkt
erreichte. Im Mittelpunkt stand dabei bundesweit die Besetzung von Hörsälen, die den Studierenden als
Mittel diente, ihrem Protest an den Verhältnissen des Bildungssystems oder aber auch nur den Bologna-
Reformen Ausdruck zu verleihen.
Auch in Frankfurt wählte ein Teil der Studierenden den Weg der Besetzung – unter dem Motto „Bildung

braucht Zeit und Raum“ wurde am 30.11.09 das „Casino“ des IG-Farben-Gebäudes besetzt. Hier sollte die
Möglichkeit geschaffen werden, die Entwicklung der Hochschule und der Proteste zu reflektieren, wozu im
Alltag der Universität zu wenig Möglichkeiten existieren (Zeit-, Lern-, Konkurrenzdruck, zu wenig kritische
Seminare etc.) Zu diesem Zweck wurde ein Programm von über 70 Workshops organisiert, an dem sich
Studierende und Lehrende beteiligten, „um sich auszutauschen und um [...] praktische Handlungsmöglich-
keiten [entwickeln zu können]. Es [ging] um die Formulierung konkreter Kritik, Formen von Organisation
und politischer Arbeit an der Universität, Erarbeitung alternativer Bildungskonzepte und Strukturen im
Bildungssektor“1.
Nach der Räumung des Casinos durch die Polizei am 02.12. – zu der sich das Präsidium der Goethe-

Universität auf Grund von „zunehmendem Vandalismus“ und „hohe[n] Sachschäden [. . . ] am Gebäude selbst,
aber auch an Mobiliar [und] Inventar“ genötigt sah2 – geriet die inhaltliche Diskussion zunehmend in den
Hintergrund. Vielmehr konzentrierte sich die öffentliche Wahrnehmung auf die Sachbeschädigungs- und
Gewaltdebatte sowie die Diskussion um die im Rahmen der Räumung gestellten Anzeigen wegen Hausfrie-
densbruch und Sachbeschädigung.3 Der studentische Protest wendete sich im Folgenden insbesondere der
Kritik am Vorgehen des Präsidiums zu, versuchte aber im Rahmen der „Norbert-Wollheim-Universität“4 die
inhaltliche Arbeit in Form von Workshops fortzusetzen.

Vor diesem Hintergrund der Ereignisse des letzten halben Jahres ist die Arbeit dieser Gruppe von Frankfur-
ter Studierenden und Lehrenden zu sehen. Ausgehend von einem während des Streiks gehaltenen Workshop
einer Gruppe Lehrender unter dem Titel „Kritik der Lehre und der Forschung aus der Sicht von Lehrenden“,
entstand der Wunsch nach einer Zusammenarbeit von Lehrenden und Studierenden, um sich gemeinsam
mit der aktuellen bildungspolitischen Situation an den Hochschulen allgemein sowie speziell in Frankfurt
zu befassen. Die hier vorliegenden Texte können als – wenn auch nur vorläufiges – Ergebnis des Prozesses
dieser Auseinandersetzung stehen und setzten sich insbesondere mit der Frage nach dem Zusammenhang
von Bildungssystem und Gesellschaft, den Arbeits- und Studienbedingungen, der Situation an der Frank-
furter Goethe-Universität (die durch den anstehenden Umzug sowie die Gründung der Stiftungsuniversität
eine besondere ist), sowie den vergangenen und aktuellen Bildungsprotesten auseinander.

Für die Unterstützung beim Druck bedanken wir uns beim Asta der FH Frankfurt (Main), beim Landes-
vorstand der GEW Hessen und bei der Fachschaft des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften, Goethe-
Universität Frankfurt (Main).

Frankfurt im Mai 2010

Christoph Bauer
Simon Burkhardt
Oliver Brüchert
Corina Färber

Juliane Hammermeister
Emanuel Kapfinger
Thomas Sablowski

Nils Schlesinger

1Aufruf zu den Workshops auf www.bildungsstreik-ffm.de
2Vgl. Pressemitteilungen der Goethe-Universität vom 01.12.09 und 03.12.09, http://www.muk.uni-frankfurt.de/pm/pm2009/
1209/index.html

3Von ursprünglich 176 Anzeigen zog das Präsidium 70 zurück, 106 stehen zum jetzigen Zeitpunkt noch im Raum.
4Benannt nach dem ehemaligen Zwangsarbeiter Norbert Wollheim, der nach Ende des zweiten Weltkrieges den IG-Farben
Konzern auf Entschädigung verklagte. Vgl. http://norbertwollheimuniversitaet.blogsport.de
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Teil I.
Stellung und Funktion des Bildungswesens
in der kapitalistischen Gesellschaft

1. Bildung und Wissenschaft im Kapitalismus1

Von Emanuel Kapfinger und Thomas Sablowski

Die Kritik an der Zurichtung und Unterordnung
von Bildung und Wissenschaft unter die Imperative
ökonomischer Verwertung ist nicht neu. Der Sozia-
listische Deutsche Studentenbund (SDS) formulier-
te eine solche Kritik bereits 1961 in seiner Denk-
schrift „Hochschule in der Demokratie“ (vgl. Nitsch
u.a. 1965). Seitdem haben studentische Protestbe-
wegungen immer wieder ähnliche Kritiken vorge-
bracht, wenn auch selten so ausführlich und fundiert
wie in der SDS-Hochschuldenkschrift. Gegen die als
„Ökonomisierung“ wahrgenommenen Veränderungen
an den Hochschulen wurde immer wieder die For-
derung nach ihrer Unabhängigkeit, nach selbstbe-
stimmter Bildung und der Freiheit der Wissenschaft
artikuliert. Auch diese Forderungen sind also alles an-
dere als neu. Sie knüpfen – ob bewusst oder nicht –
an den Vorstellungen des philosophischen Idealismus
des frühen 19. Jahrhunderts an. Solche Forderun-
gen haben einen illusionären Charakter, wenn die ge-
sellschaftliche Bedingtheit von Bildung und Wissen-
schaft nicht wahrgenommen wird. Auch dies wurde
schon in der SDS-Hochschuldenkschrift richtig fest-
gestellt. Die Ideen des deutschen Idealismus schei-
terten schon im 19. Jahrhundert an der Wirklichkeit,
erst recht sind sie im 21. Jahrhundert unzulänglich.
Insofern ist es problematisch, wenn Jacques Der-

rida (2001, 9) in einem Vortrag fordert, „daß die
moderne Universität eine unbedingte, daß sie bedin-
gungslos, von jeder einschränkenden Bedingung frei
sein sollte“ (Hervorh. im Original). Wie auch Der-
rida weiß, „gibt es diese unbedingte Universität de
facto nicht“ (ebd. 12). Dennoch sieht er einen Un-
terschied zwischen der Universität „im strikten Sinn“
und anderen Forschungseinrichtungen, „die ökonomi-
schen Zwecken und Interessen aller Art dienen, ohne
daß ihnen die prinzipielle Unabhängigkeit der Univer-
sität eingeräumt würde“ (ebd. 16f). Aber gibt es die-
sen Unterschied wirklich? Und warum sollte nur die
Universität „der Ort sein, an dem nichts außer Frage
steht“ (ebd. 14)? Wenn Derrida feststellt, „manch-
mal“ gebe die Universität sich preis und verkaufe
sich, sie laufe Gefahr, „schlicht und einfach besetzt,
erobert, gekauft, zur Zweigstelle von Unternehmen
und Verbänden zu werden“ (ebd. 17), so ist dies inso-
fern beschönigend, als diese Prozesse gewissermaßen
als zufällige beschrieben werden, wo es darauf an-

käme, die strukturellen Bedingungen der Universität
in der kapitalistischen Gesellschaft zu untersuchen.
Die folgende Analyse des Verhältnisses von Wis-

senschaft, Bildung und kapitalistischer Produktions-
weise dient insofern einem doppelten Zweck: Es geht
sowohl um die Kritik der Verhältnisse an den Hoch-
schulen als auch um die Kritik an idealistischen Al-
ternativvorstellungen, die auf „unbedingte Universi-
täten“ zielen. Im ersten Teil dieses Textes werden
wir die Beziehung zwischen Bildung, Wissenschaft
und kapitalistischer Produktionsweise allgemein um-
reißen. Wir möchten damit deutlich machen, dass
der vermeintlich kritische Begriff der „Ökonomisie-
rung des Bildungswesens“ die historische Kontinuität
der Funktionen des Bildungswesens für die Reproduk-
tion der kapitalistischen Verhältnisse verdeckt. Aller-
dings bringt die kapitalistische Produktionsweise eine
fortwährende Umwälzung aller sozialen Verhältnisse
mit sich. Die Institutionen des Bildungswesens wur-
den immer wieder an die sich verändernde Arbeitstei-
lung und an die Reproduktionserfordernisse kapitalis-
tischer Herrschaft angepasst, d.h. es ergibt sich not-
wendig immer wieder neuer Reformbedarf. Die Hoch-
schulreformen der letzten zehn Jahre sind mit einer
neuen Phase kapitalistischer Entwicklung verbunden
und können nur in diesem Kontext begriffen werden.
Diese Veränderungen sind Gegenstand des zweiten
Teils dieses Textes.
Aus unserer Sicht hat es keinen Sinn, sich auf den

Standpunkt des längst untergegangenen Bildungs-
bürgertums zu stellen und eine zweckfreie Bildung
anstelle der Ausbildung zu fordern, da Bildungspro-
zesse immer auf gesellschaftliche Interessen bezo-
gen sind, auch im staatlichen Ausbildungsbetrieb.
Den beschränkten Zwecken der Profitproduktion und
der Reproduktion von Herrschaft können höchstens
andere Zwecke entgegenhalten werden wie z.B. die
Emanzipation der Individuen oder die Sicherung der
natürlichen Lebensbedingungen. Dies soll im dritten
Teil dieses Textes konkretisiert werden.

1Dieser Text ist eine überarbeitete Fassung des gleichnamigen Beitrages in: Unbedingte Universität (Hrsg.): Was passiert?
Stellungnahmen zur Lage der Universität. Wien: Diaphenes-Verlag 2010
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1. Bildung und Wissenschaft unter
kapitalistischen Bedingungen

Die Ökonomie von Bildung und Wissenschaft

Der kapitalistische Produktionsprozess basiert auf
hoch entwickelten Produktivkräften. Zugleich treibt
er im Zuge der „relativen Mehrwertproduktion“
(Marx, MEW 23, 331ff) die Produktivkraftentwick-
lung immer weiter voran. Ersteres bedeutet, dass
für den Produktionsprozess Arbeitskräfte benötigt
werden, die selbst sehr entwickelte Fähigkeiten und
Kenntnisse besitzen – die also einen speziell hier-
für eingerichteten Bildungsprozess durchlaufen ha-
ben. Andererseits ist für die Steigerung der Produk-
tivkräfte Forschung notwendig.
Wissenschaft und Bildung sind also auf den Pro-

duktionsprozess bezogen: Die Wissenschaft muss pri-
mär in diesem nutzbares Wissen produzieren, wäh-
rend die Bildung primär anwendbare Arbeitskraft her-
vorbringen muss. Da dieser Produktionsprozess kapi-
talistisch ist, bildet die Nützlichkeit jedoch nicht die
einzige Anforderung an Wissenschaft und Bildung:
Sie müssen auch verwertbares Material produzieren.
Es reicht nicht, dass sie schlechthin nützlich sind
für das individuelle und gesellschaftliche Leben: Ihre
Nützlichkeit ist auf Wertbildung und -realisation be-
schränkt, ist der Verwertbarkeit unterworfen. Dieser
sind die Lebensangelegenheiten und Interessen der
Individuen gleichgültig; die Wertbewegung steht als
die fremde Macht der Gesellschaft dem individuellen
Dasein gegenüber. Wie in allen Bereichen in dieser
Gesellschaft sind auch in Bildung und Wissenschaft
die Individuen in Tätigkeiten hineingezwungen, die
einer freien Entwicklung und einem Leben nach den
eigenen Bedürfnissen entgegenstehen; sie zeigen sich
praktisch u.a. in Prüfungspflichten und dem damit
einhergehenden Lernzwang (s. dazu unten). Aber
auch der Inhalt des Nutzens selbst ist modifiziert:
Gesellschaftliche Bedürfnisse, hinter denen nicht ge-
nügend Zahlungskraft steht, finden auch durch Bil-
dung und Wissenschaft keine ausreichende Berück-
sichtigung, während andererseits fragwürdigen, aber
zahlungskräftigen Bedürfnissen ihr Produkt gegeben
wird. Die unterschiedliche Zahlungskraft ist in Herr-
schaft und Ausbeutung begründet, ebenso aber die
Bedürfnisse und mit ihnen die Produkte. Unter die-
sen Voraussetzungen gilt vieles als nützlich, was von
einem sozialistischen Standpunkt aus in seiner Nütz-
lichkeit als fragwürdig erschiene, zum Beispiel Sol-
daten und Rüstung, Psychotechnik oder Herrschafts-
wissen, Kernkraft und Automobil. Bildung und Wis-
senschaft müssen also gesellschaftlich nützlich sein –
aber unter dem Diktat des Marktes und unter den
Bedingungen von Herrschaft und Ausbeutung.
Mit dem Zweck der Kapitalverwertung ist die Un-

terscheidung von direkt verwertbarem Spezialwis-
sen und von nur indirekt verwertbarem, aber den-
noch notwendigen Allgemeinwissen verbunden: Die
beständig sich verändernden Produktivkräfte erfor-
dern eine gewisse Vielseitigkeit der Arbeitskraft, da-

mit diese sich an neue Produktionsprozesse anpassen
kann. Für situationsabhängiges Handlungsvermögen
und eigenständiges Arbeiten ist ein gewisses Maß
an Kreativität und Erfindungsgeist nötig. Die immer
wichtiger werdenden intellektuellen Fähigkeiten be-
wegen sich von ihrer Natur her im Allgemeinen und
gehen nicht im einzelnen Arbeitsprozess auf. Bildung
kann sich daher nicht darauf beschränken, bloß für
spezialisierte Anwendungen geeignete Arbeitskräfte
hervorzubringen. Sie muss immer auch darüber hin-
ausgehen und Fähigkeiten und Kenntnisse vermit-
teln, die allgemeiner Natur und getrennt vom je
spezifischen einzelnen Arbeitsprozess sind. Auch in
der Wissenschaft zeigt sich ein solcher Unterschied
zwischen der aufs Einzelne und der aufs Allgemei-
ne bezogenen Tätigkeit. Neben der konkreten Tech-
nologieentwicklung, die unmittelbar ins Produzieren
übergeht, braucht es immer auch die Entwicklung
von allgemeinem Wissen, mit dem Technologie nicht
nur verfeinert, sondern qualitativ umgewälzt werden
kann, also so etwas wie Grundlagenforschung.
Dieses Moment des Allgemeinen in Bildung und

Wissenschaft entzieht sich stets vorgegebenen Zwe-
cken, d.h. auch dem der Verwertung. Es muss im-
mer unabhängig von der konkreten Anwendbarkeit
operieren, da sonst die Funktionen der Anwendung
selbst, wie oben beschrieben, durchbrochen wären.
Zugleich ist es, und zwar als Unabhängiges, Allge-
meines, notwendig für die spezifische Tätigkeit. Dem
Kapital geht es natürlich nur um letztere, da nur
durch sie produziert und Wert gebildet werden kann.
Das Moment des Allgemeinen ist hier immer nur im
Resultat erfolgreicher Verwertung interessant. Dieses
selbst ist jedoch unberechenbar: Ob Grundlagenfor-
schung und Allgemeinbildung rentable Ergebnisse lie-
fern, kann immer erst hinterher festgestellt werden.
Diese Unberechenbarkeit bildet ein wichtiges Mo-

ment der Erklärung, weshalb die Wissenschaft zum
großen Teil aus der Privatwirtschaft ausgegliedert
und Aufgabe des Staates ist, dem die Sicherung
der allgemeinen Reproduktionsbedingungen des Ka-
pitals obliegt. Betreiben die Unternehmen privat For-
schung, so tragen sie auch das Risiko, dass diese
keine verwertbaren Ergebnisse erbringt. Es kommt
ein zweites Moment hinzu, nämlich dass Wissens-
produkte nicht materiell gebunden sind, daher von
Konkurrenten leicht entwendet werden können bzw.
umgekehrt für jeden Wissensproduzenten die Gefahr
der Benutzung des Wissens durch andere besteht,
so dass eigene Wissensproduktion immer riskant ist.
Vermiede das Kapital allerdings aus diesen Gründen
bestimmte Forschungen, und das beträfe insbesonde-
re Grundlagenforschung, so wäre die Kontinuität des
technischen Fortschritts in Gefahr; der ist aber für
die ständig erweiterte Ausdehnung des Mehrwerts,
wie sie die kapitalistische Produktion kennzeichnet,
notwendig. In dem Maße, in dem der Staat die For-
schung übernimmt, nimmt er den Einzelkapitalen
auch das mit den Forschungsausgaben verbundene
Verwertungsrisiko ab. Insofern hat das Kapital das
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Interesse, dass der Staat einen möglichst großen Teil
der notwendigen Forschung bzw. ihrer Finanzierung
übernimmt.
Andererseits wird die staatliche Forschung wie al-

le anderen Staatsausgaben auch durch Steuern oder
durch staatliche Verschuldung, d.h. durch Abzüge
von dem unter der Regie des Kapitals produzier-
ten oder zukünftig zu produzierenden Wertprodukt
finanziert. Die staatlich betriebene Wissenschaft bil-
det für das Kapital indirekt Kosten oder Abzüge vom
Mehrwert, die zur Akkumulation notwendig sind,
aber den Waren keinen Wert zusetzen, daher auch
keinen Mehrwert bilden. Das Kapital strebt danach,
diese Kosten so weit wie möglich zu reduzieren. Da-
durch wird auch staatliche Forschung tendenziell ein-
geschränkt, selbst wenn damit die kontinuierliche ge-
samtgesellschaftliche Akkumulation in Gefahr gerät.
Die Entwicklung der Wissenschaft und der staatli-
chen Wissenschaftspolitik ist also permanent durch
den Widerspruch gekennzeichnet, dass das Kapital
ein Interesse an verwertbaren Forschungsergebnissen
hat, zugleich jedoch danach strebt, die Forschungs-
ausgaben möglichst zu reduzieren.
Auch die Bildung ist im Wesentlichen staatliche

Angelegenheit. Hier besteht ein ähnlicher Wider-
spruch. Unternehmen brauchen qualifizierte Arbeits-
kräfte, die sie zum Teil für ihre spezifischen Anfor-
derungen selbst ausbilden müssen. Doch gehen Bil-
dungsausgaben für Unternehmen nie unmittelbar in
die Verwertung ein; die Bildung wird zunächst nur
zum Eigentum der ausgebildeten Arbeitskräfte. Die-
sen steht es frei, nach Ihrer Ausbildung den Be-
trieb zu verlassen und bei anderen, u.U. besserzahlen-
den Unternehmen anzuheuern. Diese profitieren dann
gleichsam als Trittbrettfahrer von dem ausbildenden
Unternehmen. Insofern tendieren die Einzelkapitale
dazu, die eigene Ausbildung zu vermeiden oder zu
minimieren.
Hinzu kommt, dass die Arbeitsprozesse im Bil-

dungswesen sich schlecht rationalisieren lassen. Stei-
gerungen der Arbeitsproduktivität sind hier kaum
möglich. Daher ist es schwierig, Bildung und Ausbil-
dung selbst als profitables Geschäft zu organisieren.
Es gibt zwar Privatschulen und private Hochschulen,
doch entweder sind diese einer Elite vorbehalten, die
sich exorbitante Studiengebühren leisten kann, oder
diese kapitalistischen Bildungsunternehmen extrahie-
ren Profite aus dem Bildungsprozess, indem sie die
Qualität der Bildung senken oder die Arbeitszeit der
dort beschäftigten Arbeitskräfte verlängern und ih-
re Löhne drücken. Diese Verwertungsmöglichkeiten
sind jedoch relativ begrenzt.
Der Staat löst diese Probleme, indem er selbst zum

großen Teil die Ausbildung der Arbeitskräfte gewähr-
leistet. Aber auch hier gilt, dass die staatlichen Aus-
bildungskosten durch die Besteuerung entweder in
den Wert der Arbeitskraft eingehen oder (über Ka-
pitalsteuern) Abzüge vom Mehrwert darstellen. Das
Kapital hat daher auch das Interesse, die staatlichen
Bildungsausgaben so weit wie möglich zu drücken.

Die Trennung von Bildung und Wissenschaft ei-
nerseits und privater Wirtschaft andererseits ist, wie
schon angedeutet, keine absolute. Viele staatliche
Forschungen werden von vornherein mit dem Ziel
produktiver Anwendung durchgeführt. Es gibt an
staatlichen Forschungseinrichtungen zahlreiche von
Unternehmen finanzierte Projekte. Umgekehrt kann
Grundlagenforschung, soweit sie z.B. durch Paten-
te vor der Konkurrenz geschützt ist, für ein Unter-
nehmen sinnvoll sein. Ähnlich ist es bei der Bildung.
Unter bestimmten Voraussetzungen kann es für Un-
ternehmen vorteilhaft sein, ArbeiterInnen durch ei-
gene Ausbildung an sich zu binden und sie mit den
Spezialitäten des Unternehmens von vornherein ver-
traut zu machen; auch dies gedeiht unter dem Schutz
vor der Konkurrenz, wie er gerade unter korporatis-
tischen Verhältnissen unter anderem durch die Ta-
rifbindung erreicht wird. Auch gibt es privat betrie-
bene Bildungseinrichtungen, Gymnasien und Hoch-
schulen, die als ihr Produkt hochwertige Bildung ver-
kaufen. Damit seien nur die augenfälligsten Verzah-
nungen von Staat und Wirtschaft in Bezug auf Bil-
dung und Wissenschaft genannt.

Widersprüche in der Bildungsökonomie

Bildung und Wissenschaft sind unter den Bedingun-
gen der kapitalistischen Produktionsweise nicht Teil
eines im Zusammenhang geplanten gesellschaftlichen
Produktionsprozesses, sondern existieren als getrenn-
te gesellschaftliche Sphären, sei es im Staat, sei es in
privaten Unternehmen. Die Produktion von Arbeits-
kräften im Bildungswesen und die Produktion von
wissenschaftlichem Wissen sind daher genau demsel-
ben Problem unterworfen wie alle unabhängige Pro-
duktion in der bürgerlichen Gesellschaft. Es lässt sich
nicht voraussehen, ob die Produktion auf ein entspre-
chendes gesellschaftliches Bedürfnis stößt bzw. die-
ses in dem erforderlichen Umfang befriedigt. Auch
hier ist der gesellschaftliche Zusammenhang zerrissen
und kann immer erst nachträglich über den Markt,
hier den Arbeits- und den Wissensmarkt, hergestellt
werden. Dies schließt ein, dass Bildung und Wissen-
schaft sich im ökonomischen Sinne als nutzlos erwei-
sen können: es zeigt sich im Nachhinein, dass Ar-
beitskräfte ausgebildet wurden, die nicht gebraucht
werden, und dass Wissen produziert wurde, das wert-
los ist. Der Staat kann also prinzipiell nicht exakt die
Fähigkeiten liefern, die je aktuell benötigt werden.
Gerade für die Arbeitskräfte ist diese permanent pro-
duzierte Nutzlosigkeit jedesmal katastrophal.
Obwohl für die kapitalistische Produktion beides,

die Allgemeinbildung wie die Spezialisierung, not-
wendig ist, tendiert das Kapital zu einer einseitigen
Zwecksetzung; es fördert Spezialisierung, Anwend-
barkeit, direkte Nützlichkeit, weil nur dies unmittel-
bar verwertbar ist. Wissenschaft und Bildung ste-
hen von daher immer unter dem Druck, Praxisnä-
he, Berufsorientierung, ökonomische Nützlichkeit zu
beweisen. Darauf zielen nicht zuletzt die gegenwär-
tigen Reformbewegungen im Bildungs- und Wissen-
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schaftswesen, die daher auch als „Ökonomisierung“
bezeichnet werden. Würde diese Bewegung zu Ende
geführt, untergrübe das Kapital seine eigenen Grund-
lagen; aber auch die bis jetzt durchgeführten Stu-
dienreformen entziehen wahrscheinlich für eine all-
gemeine und kontinuierliche Verwertung notwendige
Fähigkeiten wie Kontextdenken, breite Kenntnisse,
Kreativität, die im Arbeitsprozess gebraucht werden.
Dieser Widerspruch existiert nicht nur für das ein-

zelne Kapital, sondern auch volkswirtschaftlich, d.h.
für die staatliche Bildungsökonomie. Die umfassen-
de, „ganzheitliche“ Ausbildung ist teuer, dauert lang
und muss danach noch für die je besonderen Be-
dürfnisse des Produktionsprozesses angepasst wer-
den. Dafür erhalten die Ausgebildeten allgemeine Fä-
higkeiten, mit denen sie vielseitig einsetzbar sind und
sich schnell an Veränderungen im Produktionspro-
zess anpassen können; derartige Bildung bildet al-
so eine langfristige Investition in das „Humankapi-
tal“ des Staates. Umgekehrt helfen die Engführung
der Ausbildung und die Verkürzung der Ausbildungs-
zeiten, Kosten zu sparen, und die ausgebildeten Ar-
beitskräfte werden früher in der Produktion verfüg-
bar. In der Kalkulation der Bildungsausgaben und
ihrer Finanzierung steht auch der Staat, obwohl er
die Kontinuität der Verwertungsbedingungen garan-
tieren muss, in dem Widerspruch zwischen möglichs-
ter Schonung des Staatshaushaltes und den Notwen-
digkeiten der Reproduktion. Heute, wo die Staats-
einnahmen im Vergleich zu den Ausgaben beständig
weniger werden und die Schuldenlasten steigen, er-
höht sich der Druck auf den Staat, möglichst we-
nig für Bildung auszugeben und einen kurzfristigen
Rückfluss der Bildungsausgaben zu erzielen.
Neben der Ökonomie des Staatshaushaltes selbst

ist für den Staat aber ebenfalls die Verwertung des
Kapitals von Bedeutung. Jede zusätzliche Qualifika-
tion erhöht den Wert der Arbeitskraft und bildet so
eine Verwertungsschranke für das Kapital, obwohl für
die entwickelte Produktion hochqualifizierte Arbeits-
kräfte notwendig sind. Der Staat versucht diesen Wi-
derspruch zu lösen und die Effizienz des Bildungspro-
zesses zu steigern, indem er möglichst viel Qualifika-
tion in möglichst kurzer Zeit produziert; das erfor-
dert eine passgenaue Ausbildung, in der unrentable
Bildungsprozesse möglichst unterdrückt werden müs-
sen.

Die Formbestimmung der Bildung durch die
Arbeitsteilung im Kapitalismus

Das Bildungswesen dient dazu, die Individuen darauf
vorzubereiten, einen bestimmten Platz in der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung einzunehmen. Bei dieser
Arbeitsteilung geht es zum einen um eine Teilung
in verschiedene Berufe, d.h. eine technisch bestimm-
te Arbeitsteilung; hieraus sind auch die verschie-
denen Fächer und Spezialisierungen an den Hoch-
schulen begründet. Das Bildungswesen trägt aber
ebenso zur Reproduktion der kapitalistischen Klas-
senstruktur und anderer Herrschaftsverhältnisse bei.

Wesentlich hierfür ist, dass die Klassenstruktur, de-
ren Grundlage der Gegensatz von Kapitalisten und
LohnarbeiterInnen ist, notwendig mit der Teilung der
höherbewerteten Kopf- von der niederen Handarbeit
verbunden ist. Zwar sind alle Menschen, wie Gram-
sci (1996, 500) sagt, Intellektuelle (weil jede Tätig-
keit geistige Anteile hat), doch haben in der Gesell-
schaft nur wenige auch die Funktion eines Intellek-
tuellen, also zum Großteil bessergestellte Direktions-
und Herrschaftsfunktionen innerhalb der Betriebe.
Des Weiteren arbeiten Intellektuelle Lebensweisen
aus und organisieren den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, indem sie zur Produktion von Konsens,
zur Ausarbeitung von Kompromissen beitragen. Die
Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse des Kapi-
talismus sind also eng mit der Trennung von geistiger
und körperlicher Arbeit verknüpft.
Das kapitalistische Bildungswesen kann nun nicht

alle Arbeitskräfte auf die intellektuelle Stufe von
funktionalen Intellektuellen bringen, es muss unter-
schiedliche Qualifikationsniveaus erzeugen: Wenn die
Arbeitskräfte zu viel wissen und zu hoch qualifiziert
sind, so ist dies für das Kapital dysfunktional, weil die
Vermittlung zusätzlicher Qualifikationen den Wert
der Arbeitskraft erhöht, und auch für den Staat in
seiner ökonomischen Funktion zu teuer wird (ganz
abgesehen von den möglichen politischen Folgen ei-
ner hohen Bildung und eines kritischen Reflexionsver-
mögens). Zu einem großen Teil werden in der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung relativ gering qualifizierte
Arbeitskräfte gebraucht.
Diese gestuften Qualifikationen, die die gesell-

schaftlichen und betrieblichen Hierarchien begrün-
den, werden formell beurkundet, also als Zeugnis aus-
gestellt, womit der eigene Wert und Unwert objektiv
klassifiziert wird und subjektiv äußerste Demütigung
gezeitigt wird. Aber die Zeugnisse sind notwendig,
weil die Auszubildenden so zur Absolvierung voraus-
sichtlich nützlicher und verwertbarer Leistungen ge-
zwungen sind, sie also in das entfremdete Aneignen
von Wissen hineingezwungen sind, selbst wenn sie
nicht einmal den Hauch eines Interesses dafür haben.
Die formelle Beurkundung soll zudem den quanti-
tativen Vergleich individueller Bildungsprozesse und
damit eine relativ einfache Auswahl von Arbeitskräf-
ten aus einem massenhaften Angebot ermöglichen.
– Die zahlreich gestuften Abschlüsse bedeuten für
die Individuen zudem eine Determination ihrer zu-
künftigen Lebensumstände, was Lebensstandard, Zu-
kunftssicherung, Lebenserwartung usw. angeht. Da-
her garantieren sie auch die kontinuierliche Auswahl
von Menschen in ähnlich gestufte Lebensniveaus.
Das kapitalistische Bildungssystem ist zum großen
Teil ein Bildungsverhinderungssystem, indem auf den
verschiedenen Stufen durch Prüfungen eine Selekti-
on erfolgt, die vielen Individuen eine weitere Bildung
verunmöglicht.
Die technisch bestimmte Arbeitsteilung und die

Arbeitsteilung zwischen Lohnarbeit und Kapital so-
wie zwischen geistiger und körperlicher Arbeit wer-
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den durch eine sexistisch und rassistisch bestimm-
te Arbeitsteilung überlagert. Das Bildungssystem
ist durch eine geschlechtsspezifische Selektivität ge-
prägt, die den Frauen untergeordnete Positionen
in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung zuweist. Das
Gleiche gilt für Migranten und Migrantinnen. Die ka-
pitalistischen Zentren, zu denen Deutschland zählt,
nehmen auch in der internationalen Arbeitsteilung ei-
ne beherrschende Stellung ein. Die Hochschulen tra-
gen durch die Ausbildung des entsprechenden Perso-
nals nicht zuletzt zur Reproduktion der Polarisierung
zwischen den Zentren und der Peripherie im kapita-
listischen Weltsystem bei.

Die kulturelle Bedeutung von Bildung und
Wissenschaft

In der bisherigen Analyse von Bildung und Wissen-
schaft unter kapitalistischen Verhältnissen wurden
beide immer nur als Funktionselemente in der öko-
nomische Reproduktion begriffen. Aber weder be-
steht Bildung nur in der Erzeugung von technischen
und Kontrollfähigkeiten noch Wissenschaft nur in der
Produktion von Technologie und Herrschaftswissen.
Auch das Moment des Allgemeinen, das sich der pu-
ren Funktion entgegenstellt, war bisher letztlich im-
mer auf die Anwendung des Allgemeinen bezogen.
Bildung wie Wissenschaft müssen daher noch an-

ders analysiert werden, nämlich in ihrer kulturellen
Bedeutung. Die Fragen der Philosophie nach der
Wahrheit der Erkenntnis und dem Sein des Men-
schen, die Frage der ästhetischen Wissenschaften
nach der Bedeutung von Kunstwerken, die Frage der
Geschichtswissenschaft nach der Vergangenheit von
Ereignissen und Institutionen, die Frage der Psycho-
logie nach dem inneren Außersichsein, die Frage der
Biologie nach der Unterscheidung von organischer
und anorganischer Materie, die Fragen der Physik
nach den fundamentalsten Strukturen des Kosmos
und seinem Ursprung – all dies lässt sich nicht in
Nützlichkeit, Funktionalität, techné auflösen. Diese
Fragen müssen als subjektive Gehalte von Bildung
und Wissenschaft, als kulturelle Akte, die den Sinn
des Menschen für sich und die Welt betreffen, begrif-
fen werden. Und sie stellen auch keinen Randbereich
der Wissenschaften dar, sondern machen das Wesen
der Wissenschaft mit aus.
Die Berücksichtigung dieser kulturellen Momen-

te der Wissenschaft ist absolut wichtig, da sie ei-
ner rein ökonomischen Analyse aus dem Kategori-
enraster fallen und selbige, wird sie mit ihnen kon-
frontiert, unreflektiert in ein Humboldtsches, idea-
listisches Verständnis von Wissenschaft zurückfällt.
Statt sie im Zuge dessen als wichtige Menschheits-
aufgaben zu verteidigen, ist die spezifische Form der
obigen Fragen in der bürgerlichen Gesellschaft an-
zugreifen: Die Kritik der politischen Ökonomie von
Bildung und Wissenschaft muss um ihre Kulturkri-
tik ergänzt werden. Einer Kritik der politischen Kul-
tur würde etwa Erkenntnis, die als reine Tätigkeit
des Menschen aufgefasst wird und die nicht auf ver-

ändernde, gegenständliche Praxis bezogen ist, oder
das Schöne, soweit es eine hervorgehobene morali-
sche Qualität des wahren Menschen bildet, Thema
sein. Sie würde die Spaltung in Hoch- und Volkskul-
tur als Moment der Reproduktion der Klassen kri-
tisieren und die Hochschulen als Orte analysieren,
an denen die Eliten sich reproduzieren, indem sie ih-
re Distinktionsbedürfnisse kultivieren und sich ihrer
kulturellen Überlegenheit vergewissern.
Die Kultur, die durch die Wissenschaften systema-

tisch ausgearbeitet, auf ihren Begriff gebracht und
durch die Bildung reproduziert wird, hat, wiewohl
sie nicht nur funktional begriffen werden kann, ge-
sellschaftliche Funktionen, etwa die Produktion von
Autonomie- und Reflexionsfähigkeit, einer verfeiner-
ten Bedürfnisstruktur oder als Kommunikations- und
Symbolverständnisfähigkeit. Insbesondere bestehen
in ihr die Ideologien, die für eine stabile Reproduktion
sehr wichtig sind; Legitimationen für die schlimms-
ten Verbrechen und Verhältnisse werden von Wis-
senschaftlern oft gerade in einem aufklärerischen,
zumindest nicht bewusst betrügerischen Selbstver-
ständnis ausgearbeitet. Als wichtige und unmittelbar
ideologische Wissenschaften im angegebenen Sinne
sind zu nennen die Politologie, insofern sie staatliche
Herrschaftsverhältnisse apologetisiert, die Germanis-
tik, insofern sie den spezifisch deutschen National-
kult wesentlich mitträgt, die Psychologie, insofern sie
gesellschaftliche Gewalt durch subjektive Fehler aus-
tauscht, und die Rechtswissenschaft, insofern sie ge-
sellschaftlich bedingtes, als kriminell definiertes Ver-
halten radikal individuell zurechnet.
Gerade in Betrachtung des kulturellen Moments

von Bildung zeigt sich, dass sie nicht in ihrer kapi-
talistischen Funktion aufgeht. So hat Heinz-Joachim
Heydorn den „Widerspruch von Bildung und Herr-
schaft“ (Heydorn, 1970) in seinem gleichnamigen
Buch entwickelt: Bildung, auch wenn sie funktional
auf Herrschaft und Ausbeutung angelegt ist, bein-
halte dennoch immer Potenzen von Emanzipation.
Durch die Schulung des Denkvermögens und das An-
eignen von Wissen wird jedem Herrschaftsverhält-
nis ein Widerspruch entgegengesetzt, da Betrug ent-
schleiert, Argumentationen widerlegt und Entschei-
dungen selbständig getroffen werden können. Auch
die Wissenschaft, obwohl oben ihre ideologischen
Funktionen hervorgehoben wurden, ist nie hierauf be-
schränkt, sondern hat immer auch die Potenz, ihren
eigenen ideologischen Charakter zu überwinden.
Die vom Staat unterhaltene Wissenschaft und Bil-

dung kann nicht nur in ihrer unmittelbar ökonomi-
schen Funktion begriffen werden. Der Staat ist auch
Erzieher (Gramsci 1996, 1548f), er verkörpert das
imaginäre Allgemeinwohl, zu dem auch die kulturel-
le Bedeutung von Bildung und Wissenschaft gehört.
Er darf dabei allerdings nicht als „Kulturliebhaber“
begriffen werden. Das Gemeinwesen unter kapitalis-
tischen Bedingungen steht in seiner Kulturfunktion
immer unter dem Diktat ökonomischer Notwendig-
keiten, d.h. der ökonomischen Zwecke und Mittel des
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Staates. Trotzdem ist die Beziehung auf die kapitalis-
tische Produktion eben nur die primäre Bestimmung
von Bildung und Wissenschaft, die unter allen Um-
ständen zu leisten ist; ebenso haben sie aber auch
noch andere Bestimmungen. Unter ökonomischem
Druck können letztere zur Seite gedrängt werden,
wie es momentan zum Teil im Zuge der neolibera-
len Hochschulreformen geschieht. Doch weil Kultur
selbst vermittelt ökonomische Funktionen hat, be-
droht auch das die langfristigen Verwertungsbedin-
gungen.
Die dargestellten Widersprüche implizieren, dass

Bildung und Wissenschaft nicht in ihren kapitalis-
tischen Funktionen aufgehen, sondern selbst zum
Kampffeld werden. In welchem Maße Bildung und
Wissenschaft staatlich oder privat organisiert wer-
den, ob sie insgesamt reduziert oder ausgebaut wer-
den, wer wieviel für sie zu zahlen hat, in welchem Ver-
hältnis Grundlagenforschung und anwendungsorien-
tierte Forschung, Allgemeinbildung und spezialisierte
Bildung betrieben werden, wie die Selektionsmecha-
nismen des Bildungssystems gestaltet werden, inwie-
weit die ökonomischen und kulturellen Funktionen
von Bildung und Wissenschaft realisiert werden oder
nicht – all dies hängt von den sozialen Kämpfen ab,
die direkt oder indirekt darum geführt werden. Ta-
rifauseinandersetzungen beispielsweise, die unmittel-
bar gar nichts mit Bildung und Wissenschaft zu tun
haben, beeinflussen deren Entwicklung gleichwohl.
Umgekehrt gilt, dass die Auseinandersetzungen auf
dem Terrain der Bildung und der Wissenschaft Teil
der Klassenkämpfe sind, die die Gesellschaft struktu-
rieren.

2. Die autoritären und neoliberalen
Hochschulreformen des letzten Jahrzehnts

Der in den 1990er Jahren vorbereitete und in den
letzten zehn Jahren auf breiter Front durchgesetzte
autoritär-neoliberale Umbau der Hochschulen gleicht
in seinen Dimensionen den Bildungsreformen der spä-
ten 1960er und frühen 1970er Jahre. Er muss im Zu-
sammenhang mit der Umstrukturierung der Schulen,
der beruflichen Bildung und der Weiterbildung gese-
hen werden – es handelt sich um eine tief greifen-
de Transformation des gesamten Bildungswesens. In
ihr artikulieren sich die Widersprüche, die seit jeher
mit den Funktionen von (Aus-)Bildung und Wissen-
schaft in den von der kapitalistischen Produktions-
weise beherrschten Gesellschaften verbunden sind, in
neuen Formen. Die Transformation des Bildungswe-
sens muss im Zusammenhang mit dem Rückgang des
Wirtschaftswachstums und den verschärften Vertei-
lungskämpfen seit den 1970er Jahren gesehen wer-
den. Die Periode von Ende der 1960er Jahre bis Mitte
der 1970er Jahre war durch eine Offensive der Lohn-
abhängigen gekennzeichnet, die zeitweise zu einem
Anstieg der Lohnquote in den kapitalistischen Zen-
tren führte, während die Produktivitätszuwächse san-
ken. Im Ergebnis sanken die Profitraten; die fordis-
tische Entwicklungsweise, die auf der kombinierten

Entwicklung von Massenproduktion und Massenkon-
sum beruhte und für eine gewisse Zeit hohe Wachs-
tumsraten garantiert hatte, geriet in die Krise. Im
Zuge der Zunahme der Massenarbeitslosigkeit und
der neoliberalen Angriffe auf die Errungenschaften
der Lohnabhängigen kehrten sich die Kräfteverhält-
nisse ab Mitte der 1970er Jahre allmählich um. Die
Restrukturierung des Bildungswesens seit den 1990er
Jahren ist Teil der Versuche, den Wert der Arbeits-
kraft zu senken und die Profitabilität des Kapitals
wieder zu erhöhen. Die Ausbildung des Gros der Ar-
beitskräfte soll unter anderem in kürzerer Zeit er-
folgen, d.h. sie soll billiger werden und die Arbeits-
kräfte sollen dem Arbeitsmarkt früher zur Verfügung
stehen. Dazu gehören die Verlagerung früherer Auf-
gaben der Grundschulen in die Kindergärten, die Ver-
kürzung der Schulzeit an den Gymnasien (G 8), die
Tendenzen zur Verkürzung der Berufsausbildung –
und eben auch die Hochschulreformen. Obwohl es
sich in mancher Hinsicht um europäische bzw. glo-
bale Probleme handelt, konzentrieren wir uns im Fol-
genden auf die Entwicklung in Deutschland.

Von der Ordinarienuniversität zur
Gruppenuniversität

Die Hochschulen sind seit jeher den Erfordernissen
kapitalistischer Reproduktion angepasst worden. In-
sofern ist die „Ökonomisierung der Bildung“ nichts
Neues. Gleichwohl werden bei einem Vergleich der
Hochschulpolitik der letzten zehn Jahre mit den
Hochschulreformen der späten 1960er und frühen
1970er Jahre grundlegende Unterschiede deutlich
(vgl. dazu ausführlich Keller 2000, Wernicke 2009).
Die Ära des Fordismus war in Deutschland zu-

nächst dadurch gekennzeichnet, dass die Expansion
des Bildungswesens hinter dem Wachstum der Wirt-
schaft zurückblieb. Autoren wie Picht (1965) kriti-
sierten, dass die BRD im Vergleich zu anderen Na-
tionen zunehmend zurückfallen werde, wenn die Bil-
dungsausgaben nicht deutlich gesteigert würden. Die
Industrie beklagte einen Mangel an akademischen
Fachkräften. Die Struktur der Ordinarienuniversität,
die sich von der Kaiserzeit bis in die 1960er Jahre
nicht wesentlich geändert hatte und von Konservati-
ven beherrscht wurde, erwies sich als Hemmschuh für
die notwendige Anpassung an die Erfordernisse der
kapitalistischen Modernisierung. Beispielsweise wei-
gerten sich Ende der 1960er Jahre die etablierten
Fakultäten, Informatik und Biochemie als selbstän-
dige Fächer anzuerkennen (Bultmann 1996, 334).
In der vor allem durch sozialliberale Kräfte gepräg-

ten Bildungsreform der späten 1960er und frühen
1970er Jahre flossen ökonomische, soziale und de-
mokratische Motive zusammen. Bildung wurde als
Bürgerrecht verstanden, Ziel war die „soziale Öff-
nung“ der Hochschulen. 1970 wurde das „Hörergeld“,
die damalige Form der Studiengebühren, abgeschafft.
Mit dem 1971 in Kraft getretenen Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG) wurde die staatliche
Unterstützung der Ausbildung von Schülern und Stu-



Teil I. Stellung und Funktion des Bildungswesens in der kapitalistischen Gesellschaft 11

dentInnen ausgebaut. Die Zahl der Schulabgänger
mit (allgemeiner oder fachgebundener) Hochschul-
reife stieg von 11,3% im Jahr 1970 auf 37,2% im
Jahr 1994, die Zahl der Studierenden stieg im selben
Zeitraum von 510.000 auf 1,85 Mio. (ebd. 334f).
Die Offensive der „Neuen Linken“ rief jedoch zu-

gleich auch reaktionäre Kräfte auf den Plan. Mit dem
Radikalenerlass von 1972 wurde die Grundlage ge-
schaffen, um Sozialisten aus dem öffentlichen Dienst
auszugrenzen. 1973 schrieb ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts die Mehrheit der Professoren in al-
len universitären Gremien fest und beschränkte damit
die zarten Ansätze demokratischer Mitbestimmung
von Studierenden und MitarbeiterInnen in der „Grup-
penuniversität“. Die Überwindung der Ordinarienuni-
versität blieb so auf halbemWege stecken. Die erneu-
te Stärkung des Status der Professoren bei den fol-
genden Novellen der Hochschulgesetzgebung zielte
darauf, unkontrollierbare demokratische Prozesse zu
unterbinden und die antikapitalistisch und emanzi-
patorisch orientierten Kräfte, die zu dieser Zeit unter
den Studierenden und im Mittelbau weit stärker wa-
ren als heute, zurückzudrängen. Mit der Wirtschafts-
krise 1974/75 endete auch der Ausbau der Hoch-
schulen. 1977 beschlossen die Landesregierungen, die
Hochschulen für Studierwillige zwar weiter offen zu
halten, aber nicht mehr in den Hochschulausbau zu
investieren. In den folgenden zwei Jahrzehnten ver-
doppelten sich die Studierendenzahlen nahezu, wäh-
rend der Personalbestand der Hochschulen stagnier-
te. Die zunächst als „Überlast“ definierte Situation
an den Hochschulen wurde zum Normalzustand. Der
Anteil der Hochschulausgaben am Bruttosozialpro-
dukt sank von 1,3% Mitte der 1970er Jahre auf 0,9%
Anfang der 1990er Jahre (ebd. 336f). Gleichzeitig
stieg die Akademikerarbeitslosigkeit stark an, und die
Hochschulen entwickelten sich auch zu einer Art Ar-
beitslosenzwischenlager.
Die Kräfte, die die demokratischen Hochschulre-

formen der frühen 1970er Jahre getragen hatten,
ermatteten, resignierten und zerfielen in den spä-
ten 1970er und 1980er Jahren. Konservative rea-
gierten auf die Entwicklung der „Massenuniversi-
tät“ frühzeitig mit Forderungen nach einer stär-
kere Selektion beim Hochschulzugang, einer inter-
nen Differenzierung des Hochschulsystems und der
Verkürzung der Studienzeiten, konnten sich aber
lange nicht durchsetzen. Bis in die 1990er Jah-
re war das Kräfteverhältnis an den Hochschulen
auf der institutionellen Ebene gleichsam eingefroren,
gleichwohl fanden Verschiebungen im Untergrund
statt. Bultmann (1996, 340) spricht von Struktu-
ren „halbdemokratisch-technokratisch-oligarchischer
Kompromisse“. Einzelne Strukturveränderungen wur-
den bereits in dieser Phase vollzogen, so z.B. die
Teilung von immer mehr Stellen wissenschaftlicher
MitarbeiterInnen in halbe Stellen, was zu einer stei-
genden Mitarbeiterzahl bei gleichbleibender Zahl der
Planstellen führte.

Von der Gruppenuniversität zur Präsidialuniversität

War die fordistische Bildungsökonomie makroökono-
misch und auf die Nachfrage nach Studienplätzen
bzw. Absolventen ausgerichtet, so setzte sich im Lau-
fe der 1990er Jahre der neoliberale, mikroökonomisch
inspirierte Modernisierungsdiskurs auch in den Hoch-
schulen durch. Der Wissenschaftsrat, das wichtigste
wissenschaftspolitische Beratungsgremium der Bun-
desregierung, gab bereits 1985 seine „Empfehlungen
zum Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem“
ab und befürwortete die Stärkung von Konkurrenz-
mechanismen auf allen Ebenen. Dies blieb jedoch
zunächst noch folgenlos. Erst Anfang der 1990er
Jahre konnten sich die wichtigsten staatlichen Ak-
teure im Feld der Hochschulpolitik – die Bundes-
regierung, die Kultus- und Finanzminister der Län-
der, die Hochschulrektorenkonferenz und der Wis-
senschaftsrat – auf gemeinsame Grundsätze für die
geplante Umstrukturierung der Hochschulen einigen.
Voraussetzung dafür war die Konvergenz der tech-
nokratischen, auf Sparpolitik und Output-Effizienz
orientierten Kräfte und der auf Einschränkung des
Hochschulzugangs und Elitebildung zielenden kon-
servativen Kräfte. Diese Konvergenz konnte sich erst
in dem Moment durchsetzen, als beide Kräfte in
der Entwicklung marktähnlicher Steuerungsmecha-
nismen die Mittel für die Durchsetzung ihrer Zie-
le erkannten und als die deutsche „Wiedervereini-
gung“ und die Vertiefung der europäischen Integrati-
on die Verhältnisse in Bewegung brachten. Bezeich-
nend für diesen Prozess war z.B. die Abkehr der
Hochschulrektorenkonferenz im Jahr 1991 von der
früheren Position der Westdeutschen Rektorenkon-
ferenz, dass die Hochschulen für alle Studierwilligen
mit Hochschulzugangsberechtigung offen zu halten
seien (HRK 1992). Die Grundelemente der zukünf-
tigen Restrukturierung der Hochschulen zeichneten
sich 1992/93 bereits deutlich ab: Die leistungsbezo-
gene Mittelvergabe, der Übergang zu Globalhaushal-
ten, die Schaffung einer Datengrundlage für die leis-
tungsbezogene Mittelvergabe durch Evaluation, die
Stärkung der Hochschulleitungen auf Kosten der de-
mokratischen Partizipation der Gruppen in den uni-
versitären Gremien, die Auswahl der Studierenden
durch die Hochschulen und die Einführung von Stu-
diengebühren (vgl. Wissenschaftsrat 1993, Eckwer-
tepapier 1993).
Ein wichtiger Impulsgeber für die konkrete Aus-

arbeitung der Umstrukturierung der Hochschulen
war und ist das 1994 gegründete und gemeinsam
von der Bertelsmann-Stiftung und der Stiftung zur
Förderung der Hochschulrektorenkonferenz getrage-
ne Centrum für Hochschulentwicklung (CHE). Die
Hochschulen werden vom CHE als Betriebe kon-
zipiert, die in Konkurrenz zueinander und zu an-
deren Anbietern Dienstleistungen in den Bereichen
der Forschung, der Lehre, des Wissenstransfers, der
Wirtschaftsförderung und Kultur erbringen sollen.
Das Verhältnis zwischen dem Input an Ressour-
cen und dem Output an Dienstleistungen soll da-
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bei durch marktförmige Steuerungsmechanismen op-
timiert werden. Professoren sind also Dienstleister,
Studierende sind Kunden. Mit diesem Verständnis
der Hochschule als Dienstleistungsbetrieb grenzt sich
das CHE sowohl von der Ordinarienuniversität, in
der die Gelehrten alimentiert werden wollen, ohne
sich rechtfertigen zu müssen, als auch von der Auf-
fassung der Hochschule als Staatsapparat, dessen
Steuerung die Wissenschaftsverwaltung beansprucht,
als auch von der Gruppenuniversität als demokra-
tischem Austragungsort von Interessensgegensätzen
ab (Bultmann 1996, 341ff). Inzwischen ist die Sicht-
weise der Hochschule als Dienstleistungsbetrieb he-
gemonial.
Die Anpassung der staatlichen Finanzierung der

Hochschulen an die Nachfrage nach Studienplätzen,
die in der Praxis bereits Mitte der 1970er Jahre auf-
gegeben worden war, wird von der Wissenschaftsad-
ministration seit den frühen 1990er Jahren auch pro-
grammatisch verworfen. Eine Ausweitung der staat-
lichen Bildungsfinanzierung wird mit dem Argument
abgelehnt, sie würde Fehlentwicklungen zementie-
ren. Stattdessen wird von den Hochschulen erwartet,
dass sie ihre inneren Strukturen so verändern, dass
sie sich mit einer stagnierenden oder auch schrump-
fenden staatlichen Finanzierung arrangieren können.
Mehr noch: Die Hochschulen sollen einen finanziel-
len Input nur dann erhalten, wenn sie sich auch durch
einen entsprechenden Output rechtfertigen können.
Beabsichtigt ist also eine an der Leistung orientierte
Ressourcenverteilung. Diese setzt voraus, dass die an
den Hochschulen erbrachten Leistungen tatsächlich
gemessen und bewertet werden (können).
Hochschulen können natürlich nur dann ihr Ver-

hältnis von Input und Output unter den Bedin-
gungen staatlicher Austeritätspolitik selbst optimie-
ren, wenn sie autonom handeln können. Um das
Leitbild der unternehmerischen Dienstleistungshoch-
schule zu verwirklichen, ist es also notwendig, die
Autonomie der Hochschulen zu stärken. Mit der Au-
tonomie der Hochschulen ist in den hegemonialen
Konzepten konkret die Autonomie der Hochschullei-
tungen gegenüber der staatlichen Verwaltung, aber
auch gegenüber den ständischen Interessen der Pro-
fessoren sowie gegenüber den demokratischen An-
sprüchen von MitarbeiterInnen und Studierenden ge-
meint. Die Hochschulleitung repräsentiert ein fiktives
Gesamtinteresse der Hochschule, das sie im Zwei-
felsfall gegen die überkommenen ständischen Inter-
essen der Professoren sowie gegen die zentrifugalen
Partikularinteressen von MitarbeiterInnen, Studie-
renden, Behinderten- und Frauenbeauftragten, Aus-
länderbeauftragten, Schwulen- und Lesbenreferaten
etc. durchsetzen soll. Marktförmige Steuerungsme-
chanismen und autokratischer Durchgriff des Präsi-
diums sind hier zwei Seiten einer Medaille. Mit den
neuen Hochschulgesetzen wurden die Grundlagen für
die Umsetzung dieses Programms geschaffen – der
Übergang von der Gruppen- zur Präsidialuniversität
wurde vollzogen.

Der 1997 veröffentlichte Gesetzentwurf der Bun-
desregierung für die vierte Novelle des Hochschulrah-
mengesetzes (HRG) verfolgte das Ziel, „durch Dere-
gulierung, durch Leistungsorientierung und durch die
Schaffung von Leistungsanreizen Wettbewerb und
Differenzierung zu ermöglichen sowie die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hoch-
schulen für das 21. Jahrhundert zu sichern“ (Deut-
scher Bundestag 1997). Im Einzelnen zielte die HRG-
Novelle auf die Einführung einer leistungsorientier-
ten Hochschulfinanzierung, eine Evaluation von For-
schung und Lehre, die Neudefinition und -festlegung
der Regelstudienzeit, die Einführung eines Leistungs-
punktsystems zur Akkumulation und zum Transfer
von Studien- und Prüfungsleistungen, die Ermög-
lichung der Vergabe der gestuften Hochschulgrade
„Bachelor“ und „Master“, die Einführung einer Leis-
tungsquote bei der Ortsverteilung der Studienplät-
ze und die Aufnahme eines Hochschulauswahlverfah-
rens in das allgemeine Auswahlverfahren für einen
Teil der Studienplätze in bundesweit zulassungsbe-
schränkten Studiengänge. Um die „Autonomie der
Hochschulen“ zu stärken, wurden gleichzeitig ver-
schiedene HRG-Regelungen zur inneren und äußeren
Organisation der Hochschulen fallen gelassen.
Die Regelstudienzeit für die konsekutiven

Bachelor- und Master-Studiengänge wurde auf ma-
ximal 10 Semester festgelegt, eine längere Regelstu-
dienzeit sollte nur ausnahmsweise möglich sein. Die
Einführung der Bachelor- und Master-Studiengänge
zielte auf die Internationalisierung des Arbeitsmark-
tes für Akademiker durch Anpassung an das an-
gelsächsische Referenzmodell. Die Bundesregierung
bestritt in der Begründung des Gesetzes, dass die
Einführung der BA- und MA-Studiengänge zu wei-
teren Kapazitätsengpässen in den Hochschulen füh-
ren könnte. Ihr Argument: Nur ein Teil der BA-
AbsolventInnen werde von der „Option“, den MA-
Abschluss zu erwerben, Gebrauch machen. In den
angelsächsischen Ländern würden zwei Drittel der
Studierenden die Universitäten mit dem Bachelor-
Abschluss verlassen. Implizit wurde hier also be-
reits eine Übergangsquote von einem Drittel zu den
Master-Studiengängen unterstellt.

Schmalspurstudium und Elitebildung

Die Bundesregierung stand mit diesem Studien- und
Hochschulreformprogramm nicht alleine da. Auch
die französische Regierung zielte zur gleichen Zeit
auf die Einführung der gestuften BA- und MA-
Studiengänge. Die italienische Regierung strebte
ebenso wie die deutsche eine Verkürzung der Stu-
dienzeiten an. Um innenpolitische Widerstände zu
umgehen, wurde der Reformprozess auf die europäi-
sche Ebene gehievt (Martens/Wolf 2006, 155f). Am
25.5.1998 gaben die Bildungsminister Frankreichs,
Deutschlands, Italiens und Großbritanniens eine „Ge-
meinsame Erklärung zur Harmonisierung der Archi-
tektur der europäischen Hochschulbildung“ ab, die
nach dem Ort ihrer Unterzeichnung auch „Sorbonne-
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Erklärung“ genannt wird. Großbritannien unterstütz-
te die Erklärung in der Annahme, dass sich das bri-
tische Modell als Referenzsystem durchsetzen wer-
de. In der Erklärung wurde gefordert, im Ausland
erbrachte Studienleistungen unbürokratisch anzuer-
kennen, die studentische Mobilität zu erhöhen und
zu diesem Zweck ein Kreditpunktesystem für Stu-
dienleistungen einzuführen.
Die 1999 in Bologna von 29 europäischen Bil-

dungsministern unterzeichnete, völkerrechtlich nicht
bindende „Bologna-Erklärung“ stellt im Grunde ei-
ne Verallgemeinerung der „Sorbonne-Erklärung“ dar.
Die Bildungsminister setzten sich dabei u.a. das Ziel
der „Verbesserung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit des europäischen Hochschulsystems“, der
Erhöhung der Mobilität der Studierenden und Absol-
ventInnen und der allgemeinen Durchsetzung eines
zweistufigen Systems von Studienabschlüssen. Die
Studienleistungen sollten vergleichbar gemacht wer-
den, um wechselseitig anerkannt werden zu können.
Zu diesem Zweck forderten die Bildungsminister, auf
ein Kreditpunktesystem wie z.B. das European Cre-
dit Transfer and Accumulation System (ECTS) zu-
rückzugreifen. Inzwischen haben sich insgesamt 45
Staaten dem Ziel der Schaffung eines einheitlichen
Hochschulwesens angeschlossen.
Mit dem Kreditpunktesystem wird ein bestimmter

Arbeitszeitaufwand für das gesamte Studium zugrun-
de gelegt, dem eine bestimmte Anzahl von Kredit-
punkten zugeordnet wird, so dass ein Kreditpunkt für
einen bestimmten Arbeitszeitaufwand steht. Theo-
retisch soll somit beim Studienortwechsel ganz klar
sein, welche Arbeitsleistung ein Studierender zuvor
bereits erbracht hat, und zwar sowohl in absolu-
ten Größen (d.h. Zeiteinheiten) als auch in relati-
ven Größen (d.h. Prozent des gesamten Studiums)
ausgedrückt. Das ganze Modell setzt voraus, dass
das gesamte Studium standardisiert und in einzel-
ne, klar definierbare Module unterteilt werden kann.
Dies impliziert die mechanistische Vorstellung, dass
der Verlauf jedes Studiums unabhängig von den leh-
renden und studierenden Individuen gleich ist. Das
Lehr- und Lernmodell, das hinter dieser Vorstellung
des Studiums steht, ist das des Nürnberger Trich-
ters. Dass Individuen unterschiedlich lehren und ler-
nen und dass sie vor allem selbstbestimmt lehren und
lernen wollen, ist hier nicht vorgesehen. Der Gegen-
satz zu der Humboldtschen Vorstellung der Universi-
tät, aber auch zu jeder halbwegs realistischen Lern-
und Bildungstheorie könnte größer nicht sein.
In der Umsetzung der „Bologna-Erklärung“ in

Deutschland wurde ein sehr restriktiver Weg ein-
geschlagen: Die traditionellen Diplom- und Magis-
terstudiengänge wurden praktisch verboten; die Re-
gelstudienzeit für die konsekutiven Bachelor- und
Masterstudiengänge wurde insgesamt auf 10 Semes-
ter festgesetzt, was bedeutet, dass die Bachelor-
Studiengänge in der Regel 6 und die Master-
Studiengänge in der Regel 4 Semester lang sind. Von
den Studierenden wird erwartet, dass sie 40 Stunden

in der Woche und 45 Wochen im Jahr nur für ihr
Studium arbeiten. Dass die meisten Studierenden er-
werbstätig sind, findet dabei ebensowenig Berück-
sichtigung wie die Erziehung von Kindern, (hoch-
schul)politisches oder soziales Engagement. Da die
Prüfungen weitgehend studienbegleitend stattfinden
und ein großer Teil der Veranstaltungen in den Stu-
dienordnungen prüfungsrelevant ist, sind Studieren-
de und Lehrende ständig mit Prüfungen beschäftigt.
Vom ersten Semester an zählt jede Note. Das Schie-
len nach den Noten tritt an die Stelle des Interesses
an der Sache. Die Präsenzpflichten und die Prüfungs-
dichte sind gegenüber den früheren Studiengängen
enorm gestiegen. Leistungsdruck und Stress haben
stark zugenommen.
Das ECTS sieht im Übrigen vor, dass relative No-

ten vergeben werden, d.h. es steht von vornherein
fest, wie viele Studierende von denen, die eine Prü-
fung bestanden haben, die beste Note bekommen,
wie viele die zweitbeste, wie viele die drittbeste usw.
Egal, wie viel ein Studierender gelernt hat, er kann
immer nur im Verhältnis zu anderen gut dastehen.
Dieses System der relativen Beurteilung soll der Ent-
wertung von Noten durch die Vergabe „zu guter“
Noten entgegenwirken. Es bringt jedoch ein ande-
res Problem mit sich: Ob eine Studierende eine gute
Note bekommt, hängt nicht nur von ihrer Leistung
ab, sondern vor allem von der Intensität der Kon-
kurrenz unter den Studierenden. Bei geringer Kon-
kurrenz kann auch eine mäßige Leistung gut benotet
werden, während bei großer Konkurrenz auch eine
gute Leistung nur als mittelmäßig benotet werden
kann.
Heute ist festzustellen, dass die Ziele der Stu-

dienreformen nicht erreicht wurden. Die Mobilität
der Studierenden ist nicht größer geworden, sondern
gesunken. Die Studienabbrecherquoten, die gesenkt
werden sollten, sind in einigen Fächern sogar ge-
stiegen. Umfragen unter Unternehmen deuten dar-
auf hin, dass die Arbeitsmarktchancen von Bachelo-
rabsolventen eher geringer als die von Diplom- oder
Magisterabsolventen sind (Bender 2009).
Wenn jetzt als Reaktion auf die Proteste der

Studierenden vorgeschlagen wird, die Bachelor-
Studiengänge zu „entschlacken“, so wird dadurch das
Problem noch verschärft, dass das Bachelor-Studium
ohnehin als Schmalspurstudium angelegt ist. Die pro-
testierenden Studierenden beklagen sich aber nicht
nur über den Leistungsdruck und Prüfungsstress, sie
wollen auch nicht mit einem „Studium light“ abge-
speist werden. Ein Kernproblem besteht darin, dass
die Masse der Studierenden gar nicht mehr die Mög-
lichkeit bekommt, sich das Wissen anzueignen, das
sie selbst für erforderlich halten. Vor allem aber wird
die Möglichkeit drastisch eingeschränkt, das vermit-
telte Wissen in Frage zu stellen, also eine kritische
Haltung einzunehmen (vgl. Demirović 2004). Das
ist aber gerade das, was wissenschaftliches Arbei-
ten ausmacht. Nur indem sie vorhandenes Wissen
in Frage stellt, kann Wissenschaft auch neues Wis-
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sen produzieren. Die marginalen Zugeständnisse, die
die herrschende Hochschulpolitik den Studierenden
bisher angeboten hat, sollen von den Kernproble-
men ablenken. Entscheidend ist z.B. dass die vor-
ab festgelegten Übergangsquoten zu den Master-
Studiengängen fallen und dass alle, die ein Master-
Studium aufnehmen wollen, dies auch können.
Der Differenzierung der Studiengänge entspricht

auf Seiten des Personals an den Hochschulen die
Spaltung in Lehrende und Forschende. Ein immer
größerer Teil der Lehre wird durch Lehrbeauftragte,
die für ein lächerlich geringes Honorar (oder gar um-
sonst!) arbeiten, Lehrkräfte auf befristeten Hochde-
putatsstellen (ohne die Möglichkeit zur eigenen For-
schung und Weiterqualifizierung), wissenschaftliche
MitarbeiterInnen und perspektivisch reine Lehrpro-
fessuren abgedeckt. Die aufgrund fragwürdiger Kri-
terien als „exzellent“ anerkannten Professoren werden
demgegenüber tendenziell von der Lehre freigestellt
und dürfen sich der Forschung widmen. Die Einheit
von Forschung und Lehre wird aufgegeben, die Leh-
re vermittelt zunehmend Lehrbuchwissen, neue For-
schungsergebnisse fließen nicht mehr in die Lehre ein
(oder nur noch auf Umwegen), die Bedeutung der
Kommunikation mit den Studierenden für die Gene-
rierung von Forschungsfragen und für eine verständli-
che Darstellung der Forschungsergebnisse wird igno-
riert.

3. Emanzipatorische Hochschulpolitik unter
kapitalistischen Bedingungen

Wie im ersten Teil gezeigt, ist eine „unbedingte Uni-
versität“ (Derrida), in der sich Bildung und Wis-
senschaft rein und ohne äußere Bedingungen entwi-
ckeln können, nicht möglich. Eine solche Forderung
kann keine alternative Hochschulpolitik gegen die
herrschenden Bildungsnotstände sein, vielmehr muss
eine solche die Gesellschaftsbezogenheit der Hoch-
schule immer mitreflektieren und sie gerade so ge-
stalten, dass statt der fremden und einseitigen Ver-
mittlung über den Markt ein bewusster Zusammen-
hang mit anderen Gesellschaftsteilen geschaffen wird.
Wie kann diese Emanzipation der Hochschule unter
kapitalistischen Bedingungen beginnen? Diese Fra-
ge soll im folgenden in einem dialektischen Dreitakt
verfolgt werden: Zunächst werden mögliche Formen
einer Kontrolle der Hochschule durch die (gesamte)
Gesellschaft, dann der Ausgleich der Autonomie der
Hochschule mit dieser Kontrolle und schließlich der
bewusste Bezug der Hochschule auf gesellschaftliche
Zwecke gerade im Zuge ihrer Autonomie erörtert.

Verallgemeinerter gesellschaftlicher Zugriff auf die
Hochschule

Gesellschaftliche Zwecke stehen also nicht im Gegen-
satz zur Hochschule, vielmehr begründen sie sie erst.
Zugleich sind sie aber auch innerhalb der Hochschule
positiv zu nehmen, können in ihr doch Technologien
entsprechend den Bedürfnissen der Arbeitenden, der

Konsumierenden und der Gesellschaft entwickelt, der
gesellschaftspolitische status quo kritisch reflektiert
und Lösungen für soziale Probleme erarbeitet wer-
den. Eine solche Ausrichtung auf die Gesellschaft er-
fordert allerdings die Emanzipation vom dominanten
Gesellschaftsbezug auf Verwertungsinteressen. Dies
kann sogar in der neoliberalen Ideologie selbst formu-
liert werden, in der der Wert einer Sache einzig von
ihrer gesellschaftlichen Nützlichkeit her bestimmt
wird. Aber diese ist selbst – implizit – nur einseitig
gemeint: gesellschaftlich nützlich ist, was Geld bringt
bzw. die Wirtschaftskraft der Nation stärkt. Würde
man also die neoliberale Ideologie ernstnehmen und
damit über sie selbst hinaustreiben, soll sich daher
die Hochschule wirklich für die Gesellschaft als nütz-
lich erweisen, dann kann sie nicht allein den Interes-
sen des Kapitals dienen, sondern es müssen ebenso
die vielen anderen Interessen, die in der Gesellschaft
existieren, z.B. die der Lohnarbeiter, der Rentner,
der Erwerbslosen, der Friedensbewegung oder öko-
logische Interessen, bestimmend sein. Der Eingang
anderer Interessengruppen in wissenschaftspolitische
Entscheidungen wurde bereits 1961 in der erwähnten
SDS-Hochschuldenkschrift gefordert. Dort heißt es,
dass die „interne Demokratisierung der Hochschulor-
ganisation“ ergänzt werden müsse „durch eine Veröf-
fentlichung, Rationalisierung und Demokratisierung
der Willensbildung über wissenschaftspolitische Fra-
gen in den gesellschaftlichen Gruppen und Institu-
tionen, die ein legitimes Interesse an der Mitbestim-
mung der grundsätzlichen Schwerpunkte und Priori-
täten in den Forschungs- und Bildungsbereichen ha-
ben, von denen ihre Arbeit und ihr Leben mitgeprägt
werden“ (Wolfgang Nitsch u.a., Hochschule in der
Demokratie, Berlin/Neuwied 1965, 111). Es müssten
also Gremien in den Hochschulen geschaffen werden,
die solche gesellschaftlichen Gruppen und Institutio-
nen versammeln und die etwa über die Ausrichtung
von Forschung und Lehre, die Mittelvergabe, die Bil-
dungsstrukturen und über personelle Entscheidungen
mitbestimmen können. Konkret könnten heute sogar
die Hochschulräte, die gegenwärtigen nur aus Ver-
tretern von Politik, Wirtschaft und Wissenschaft be-
setzt sind, dazu benutzt werden; die Argumentati-
on für deren Erweiterung dürfte auch bei vielen auf
Gehör stoßen. Solche Gremien könnten insbesonde-
re auch dazu benutzt werden, überhaupt Informatio-
nen über Probleme in der Gesellschaft in die Hoch-
schule hineinzutragen. Die Einflussnahme der Wirt-
schaft auf die Hochschule kommt aber gerade auch
dadurch zustande, dass sie über die entsprechenden
Mittel verfügt, um Forschungsprojekte zu finanzie-
ren oder Professuren einzurichten. Um dem etwas
entgegenzusetzen, sollten daher für Interessensorga-
nisationen gewisse Summen der Hochschulmittel zur
Verfügung gestellt werden, über deren Verwendung
die Organisationen je allein entscheiden können. Mit
Konzepten wie diesen könnten für Bildung andere
Zwecksetzungen maßgeblich werden, die vielleicht
nicht unbedingt einem wirtschaftlichen, aber einem
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gesellschaftlichen Interesse entsprechen; so eine „Er-
ziehung zur Mündigkeit“, in der die Fähigkeit zu kri-
tischer Reflexion und selbständigem Handeln erwor-
ben wird, oder ein grundsätzlich interdisziplinär an-
gelegtes Studium, in dem Verknüpfungen mit ande-
ren Wissenschaften und den sozialen Kontexten der
Theorien hergestellt werden.

Die Wahrheit in der Ideologie: Für die Autonomie
der Hochschule

Andererseits trifft die Forderung nach Autonomie
und Zweckfreiheit der Hochschule durchaus etwas
Richtiges. Wie in allen anderen Gesellschaftsberei-
chen müssen diejenigen, die sich in der Hochschule
Wissen erarbeiten, sich in ihrer Tätigkeit nach ih-
ren Bedürfnissen und Interessen selbst bestimmen
können. Zugleich haben Wissenschaft und Bildung
auch eine eigene Logik, so dass es auch nicht sinn-
voll wäre, ihre Ziele und Verfahrensweisen in einer
gesellschaftlichen Vereinbarung vollständig zu defi-
nieren. Die Hochschule muss daher so eingerichtet
werden, dass beide Interessen für den Fall ihrer Di-
vergenz miteinander vermittelt werden können, z.B.
indem die Gesellschaft nur allgemeine Vorgaben et-
wa zur Zahl und Form der benötigten Spezialisten,
zum benötigten Wissen oder zur materiellen Ausstat-
tung der Hochschule macht, während die Hochschu-
le in diesem bindenden Rahmen Bildung und Wissen-
schaft im Einzelnen selbständig gestalten kann. Letz-
teres kann aber nur grobe Orientierung bieten, da
natürlich die Hochschule in allen beschriebenen Vor-
gaben mitreden können muss. Eine Autonomie dieser
Form kann aber nicht in dem autoritären Präsidi-
alregime bestehen, zu dem die Hochschulstrukturen
sich gegenwärtig entwickeln. Wenn tatsächlich die-
jenigen, die in Bildung und Wissenschaft tätig sind,
über sich selbst bestimmen sollen, ist auch die in-
nere Demokratisierung der Hochschule erforderlich.
Die Weisungshoheit des Präsidiums wie der Ordina-
rien sowie die Abhängigkeit der Studierenden und des
Mittelbaus von ihren „Vorgesetzten“ wäre abzubauen
zugunsten selbstbestimmter Organe sowie Studien-
und Wissenschaftsstrukturen.

Vergesellschaftung der Hochschule von innen

Allerdings sollte eine vergesellschaftete Hochschule
nicht bei diesem äußerlichen Interessenausgleich ste-
hen bleiben. In ihm können sich Gesellschaft und
Hochschule nur in einem gegenseitigen Nutzungs-
verhältnis befinden. Die Hochschule muss eine Form
von Selbstbestimmung erhalten, in der sie sich von
sich aus auf gesellschaftliche Zwecke hin orientiert.
Es müssen dafür statt der derzeitigen Schließungsme-
chanismen wie der Beschränkung des Hochschulzu-
gangs, den individualisierten und abhängigen Karrie-
rewegen oder ausgrenzenden Räumlichkeiten Struk-
turen geschaffen werden, in denen andere gesell-
schaftliche Bereiche in den Bildungs- und Wissen-
schaftsprozess integriert werden. Dies kann erreicht

werden, indem die Hochschule zu einem Ort wird, der
für alle offen ist, die sich bilden oder wissenschaftlich
tätig sein wollen. Für diese ganz unterschiedlichen In-
teressen an Bildung und Wissenschaft reicht es aller-
dings nicht, die formelle Voraussetzung zu schaffen
und die Immatrikulation auch ohne Abitur möglich
zu machen. Es muss auch verallgemeinerte Bildung
und Wissenschaft geschaffen werden.
Hierzu drei Gedanken, die noch konkretisiert wer-

den müssen, aber prinzipiell an den Hochschulen lo-
kal eingefordert werden können: a) In jeder Hoch-
schule sollen Räumlichkeiten vorgehalten werden, in
denen alle Gruppen und Individuen, die von sich aus
und unentgeltlich Wissenschaft betreiben oder Semi-
nare anbieten wollen, dies tun können. Die Veranstal-
tungen sollten gleichberechtigt neben den regulären
stehen und u.a. im Vorlesungsverzeichnis aufgeführt
werden. b) Wie es in den Wirtschaftswissenschaf-
ten schon länger praktiziert wird, sollten Lehrstellen
für Hochschulexterne eingerichtet werden, die keine
wissenschaftliche Qualifikation, aber Praxiserfahrung
oder entsprechende Kenntnisse aufweisen. Dies je-
doch nicht nur für Vertreter aus der Wirtschaft, son-
dern aus allen Gesellschaftsbereichen. c) Weiterhin
sollten Kurse von seiten der Hochschule oder in die-
se integrierter Institutionen angeboten werden, die
für nichtstudentische Individuen von Interesse und
Relevanz sind. So etwas existiert auch schon, z.B.
in der Frankfurter Akademie der Arbeit, in der sich
Gewerkschaftsmitglieder ein Jahr in sozialen und ar-
beitsrechtlichen Fragen schulen können.
Mit solchen Strukturen wäre eine innere Vergesell-

schaftung der Hochschule möglich, es wären zahlrei-
che Möglichkeiten geschaffen, dass Studierende und
Forschende in einen Austausch mit Menschen aus an-
deren Bereichen treten können. Gleichzeitig wäre da-
mit ein anderes gesellschaftliches Interesse befriedigt,
nämlich das an allgemeiner Teilhabe an Bildung und
Wissenschaft. Wirkliche Vergesellschaftung wäre dies
aber auch nur, insofern der gesamte Nutzerkreis der
Hochschule über ihre Entwicklung bestimmt; d.h. es
wäre nicht nur Viertelparität für die vier bestehenden
Statusgruppen, sondern eine demokratische Form für
alle, die in der Hochschule tätig sind, zu finden.
Diese eher subversive Vergesellschaftung der

Hochschule wäre aber auch noch in anderer Weise
nötig: Die eingangs geforderte Mitbestimmung ge-
sellschaftlicher Interessen an der Hochschule in Form
von organisierten Interessensgruppen schließt näm-
lich selbst wieder die in den Interessensgruppen orga-
nisierten Individuen und überhaupt organisierte Inter-
essen aus, welche gerade die am meisten bedrängten
Gesellschaftsbereiche umfassen. So gibt es etwa kei-
ne Organisationen für illegalisierte migrantische Ar-
beiter oder für Frauen in sogenannter Reprodukti-
onsarbeit. Es gibt niemanden, der deren Interessen
in Hochschulgremien vertreten könnte. Nur insofern
die Hochschule in Lehre, Bildung und Forschung für
alle geöffnet und von dieser verallgemeinerten Nut-
zergemeinschaft verwaltet wird, können solche par-
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tikularisierten und subalternen Interessen Eingang in
die Tätigkeiten an der Hochschule finden.
Aber die akademische Wissenschaft wird über-

haupt in einer Logik betrieben, die die Schließung
gegenüber nichtakademischer Wissenschaft hervor-
ruft. Sie folgt, gezwungen durch Mittelvergabe und
Karriereoptionen, Gütekriterien wie einem Zitations-
index, der Länge der Publikationsliste, der Summe
eingeholter Drittmittel, der Zahl besuchter Tagungen
oder internationaler Korrespondenzen. Immer gelten
diese Quantifizierungen dabei nur für „wissenschaft-
liche“, d.h. akademisch anerkannte Projekte, Bezie-
hungen, Publikationen. Ähnliche Mechanismen gel-
ten für die akademische Bildung. Sie alle zwingen zu
einer sich verselbständigenden sinnfreien Multiplika-
tion von Wissen, das keine Entwicklung kennt und
das nur äußerliche Kriterien wie den direkten Nutzen
oder die reibungslose Einordnung in einen bestimm-
ten Geschmack hat. Eine kritische Reflexion von Ge-
sellschaft ist der Wissenschaft und Bildung hierdurch
nicht möglich; ebenso sind sie aber von der sozia-
len Praxis durch die bloße Wertigkeit akademisch
anerkannter Äußerungen gekappt. Zusammenarbeit
mit wissenschaftlichen Arbeitskreisen außerhalb der
Hochschule gilt nicht als akademische Leistung, son-
dern als private Nebentätigkeit. So werden solche
Projekte vom Wissenschaftsprozess in der Hochschu-
le ausgeschlossen, während die Wissenschaft einen
weiteren blinden Fleck für gesellschaftliche Belange
erhält. Auch hier müssten die Strukturen also geän-
dert werden. Die Mittelvergabe darf nicht mehr an
Kriterien wie die oben genannten geknüpft werden,
sie muss an inhaltliche Kriterien gebunden werden,
die daher auch nur wissenschaftsintern von Angehöri-
gen des Fachs erarbeitet und geprüft werden können.
Ebenso muss das Monopol der akademischen Titel
bei der Vergabe von Stellen an den Hochschulen ge-
brochen werden, das in vielfacher Weise akademische
Distinktion und Elitenbildung befördert.

Emanzipation der Hochschule nicht ohne die der
Gesellschaft

Die hier dargestellten Vorschläge zur Vergesellschaf-
tung der Hochschule sind in keiner Weise system-
transzendent. Immer noch bestünde die Abhängig-
keit von der Finanzierung durch den Staat, der in
seinen Kultur- und Gesellschaftsaufgaben der kapi-
talistischen Ökonomie unterliegt, andererseits in der
bestehenden Gesellschaft die einzige Instanz ist, an
die man sich mit den hier beschriebenen Anliegen zur
Vergesellschaftung der Hochschule wenden kann. Die
Hochschulen werden so auch ihre oben beschriebe-
nen Funktionen der Erzeugung verwertbaren Wissens
und verwertbarer Bildung, der Herrschaftssicherung,
Disziplinierung und Selektion nicht los. Indem die-
se Vorschläge aber in dieser Weise systemimmanent
bleiben, sind sie anschlussfähiger an gegenwärtige
Interessen und insofern auch realisierbar. Gleichzei-
tig werden Strukturen geschaffen, die den kapitalis-
tischen Funktionen der Hochschule entgegenarbeiten

und eine reale Verbindung der Menschen in Ansätzen
herstellen. Indem diese Strukturen weiterentwickelt
werden und ähnliche Prozesse in vielen Gesellschafts-
bereichen durchgeführt werden, könnte sich eine Los-
lösung der menschlichen Beziehungen von Verwer-
tungszwängen und Geldvermögen ergeben. Dafür ist
aber, wie in der Wirtschaft die Unabhängigkeit von
Verwertungskreisläufen, an der Hochschule die Un-
abhängigkeit von der staatlichen Alimentierung nö-
tig. Die Hochschule bräuchte hierzu auch eine stoff-
liche Beziehung zu anderen Lebensbereichen. Des-
halb ist ihre Emanzipation nicht getrennt von der
Emanzipation der Gesellschaft zu denken. Erst wenn
die Menschen in freier Assoziation ihr Leben selbst
bestimmen, wird auch die Hochschule in allen ihren
Beziehungen den Nutzen ihrer Mitglieder und der Ge-
sellschaft als ihren Zweck haben.
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In den Protest-Parolen und Resolutionen der Stu-
dierenden während der letzten Protestphase wurde
Phantastisches gefordert und Kontrafaktisches be-
hauptet: „Bildung für alle“ und „freie Bildung“ stan-
den dabei im Mittelpunkt. Von der Universität wurde
gesagt, sie gehöre „allen“!
Ob wissen- und willentlich oder nicht, die Protes-

tierenden haben sich damit in den Kontext einer lan-
gen Auseinandersetzung um 'Bildung' gesetzt. Die
bürgerlichen Ideale der Bildung, der Freiheit und ein
Anklang an die Humboldtsche Republik des Geis-
tes, in der alle Bürgerrecht genießen sollen, kommen
dabei zum Vorschein. Grund genug, sich nochmals
etwas näher mit dem Konzept 'Bildung' und seiner
'höchsten' Institution, der Universität, auseinander-
zusetzen.
Die Proteste der Studierenden sind eng verbunden

mit der kurz Bologna-Reform genannten neuesten
Umstrukturierung der deutschen und europäischen
Hochschullandschaft. Die Bologna-Reform steht für
die weitergehende Ökonomisierung des Bildungssys-
tems und vor allem der Hochschulen. Kennzeich-
nend für die ökonomisierten Hochschulen ist dabei
auch ihre prekäre Stellung zwischen staatlich an-
geleiteter Anstalt und privatwirtschaftlicher Ausbil-
dungsfabrik. Der im Bildungsbereich festzustellende
Entwicklungstrend reiht sich ein in den der oft ge-
forderten 'Entstaatlichung' der öffentlichen Sektoren
im Rahmen neoliberaler Regulierung. Festzuhalten
bleibt dabei, dass diese Entstaatlichung sich bei ge-
nauerer Betrachtung als ein lediglich partieller Rück-
zug des Staates erweist, da die Stärkung der soge-
nannten Hochschulautonomie, also die Dezentralität
der Mittelverwaltung und die verstärkte Abhängig-
keit von Drittmitteln, Hand in Hand geht mit ei-
ner Stärkung dirigistischer Strukturen auf allen hoch-
schulpolitischen Ebenen und gezielter – zum Teil so-
gar erhöhter – finanzieller staatlicher Förderung von
als besonders innovativ und zukunftsträchtig gelten-
den „Leuchtturmprojekten“.
Die Bologna-Reform verschärft damit einseitig die

Folgen einer politisch grundsätzlich widersprüchli-
chen Einstellung zum Bildungssystem. Der Bildungs-
bereich gilt einerseits als ein (staatlicher) Kosten-
block, in dem Potential für Einsparungen steckt, und
andererseits als lebensnotwendige Zukunftsinvestiti-

on, die angesichts des globalen Standortwettbewerbs
dringend ausgeweitet werden müsste.
Wenn im globalen Wettbewerb 'Bildung' das 'Öl'

der Industrienationen genannt wird, dann sollen mit
der Reform die Förderanlagen effektiviert und die
Produkte marktgerechter gemacht werden. Doch ge-
rade 'Bildung' ist das, was dabei unters Juggernaut-
Rad zu kommen scheint. Die Klagen über die Defizite
der Reform sind verbreitet und nicht auf ein politi-
sches Lager beschränkt.
Die Reform gilt nicht nur in Bezug auf ihre im-

manenten Zielvorgaben als ineffektiv, sondern auch
in Bezug auf den 'Bildungs'-Output, den formalen
Charakter der Bildung als Ausbildung. Ihre Einseitig-
keit führt auch in der Umsetzung dazu, das Studi-
um immer mehr zu einem Prozess zu machen, der
nach ökonomisch-technischen Parametern zu beur-
teilen und zu steuern ist, und ihn damit immer in-
haltsleerer werden zu lassen. Selbst das, was den
spezifischen Inhalt gerade auch einer zur Ausbildung
degradierten Bildung ausmachen soll, die enger am
'Praktischen' orientiert ist, bleibt dabei offen. Ange-
sichts dieser Problemstellung wird der verbreitete Re-
kurs auf ein emphatisches Bildungs-Verständnis ver-
ständlich.
Die mit der Reform „zunehmende[ ] Ökonomisie-

rung aller universitären Verhältnisse“ bedeutet für
viele die „allmähliche[ ] Ersetzung der akademischen
Republik durch den Markt“ (Mittelstrass 2009).1

Allzu oft wähnen sich Personal wie Studierende als
Bürger_innen einer solchen Republik und fliehen
damit der grauen Alltagsrealität, die sie als Lohn-
empfänger_innen und Azubis ausweist. Sie rekur-
rieren dabei zugleich auf ein mit der Vorstellung
von der akademischen Republik zusammenhängen-
des Bildungs-Konzept.
Um sich einen genaueren Begriff des genuin bür-

gerlichen Konzepts 'Bildung' zu machen, ist es rat-
sam, es an seinen Ursprüngen aufzusuchen. Zunächst
soll dazu das Humboldtsche Bildungs- und Universi-
tätsideal im Kontext gesellschaftlicher und staatli-
cher Modernisierung betrachtet werden.
Ist so der Charakter der emphatischen Bildungsidee
ein Stück weit offengelegt, folgt zunächst eine kur-
ze Erinnerung an die, gerade im Rahmen 'linker'
studentischer Bildungs-Debatten aufkommenden Re-
aktionen auf die Enttarnung der Bildungs-Welt als

1 Alle fett gedruckten Hervorhebungen stammen vom Verfasser (T.G.).



Teil II. Historische Entwicklung der Universität 19

bürgerlich-kapitalistische. Sie wechselt von der Wie-
derbesinnung auf Humboldtsche Ideen zur Aufga-
be von Wissenschaft und Universität als politischem
Ort.
Gegen diese Reaktionen soll hier die kritische Aus-
einandersetzung mit der Wissenschaft (und damit
mit Erkenntnis- und Erfahrungsprozessen) nicht mit
Verweis auf praktisch-politische Überlegungen auf-
gegeben, sondern weiterverfolgt werden. Dazu wird
abschließend mit Georg Wilhelm Friedrich Hegel die
bürgerliche Kritik der Bildungsidee selbst präsentiert.
Hegels Kritik verweist auf deren immanente Gren-
zen.

Humboldt und die Bildung jenseits des Marktes

„Kein Nachdenken über die Universität hierzulan-
de scheint ohne Rückbesinnung auf Humboldt und
dessen Bildungsbegriff auszukommen, sei es in Ab-
grenzung gegenüber längst Vergangenem, sei es im
Einklagen eines an sich Wünschenswerten“ (diskus:
6).2 Auch in der jüngsten Debatte wird wieder ein-
mal ein „Abschied [...] von Humboldt“ (Mittelstrass
2009) beklagt. In der Ablehnung Humboldts ist sich
die Fraktion der Modernisierer im Sinne einer durch-
greifenden staatlichen Bildungs- und Wissenschafts-
planung mit der, die eine neoliberale Ausrichtung
des Bildungssystems auf die Marktökonomie sowie
dessen Vermarktwirtschaftlichung selbst weitertrei-
ben will, einig.
Mit Blick auf die Bildungsdebatte drängt sich zu-

nächst der Eindruck auf, dass es überhaupt ein Kenn-
zeichen der stetig wiederkehrenden Auseinanderset-
zungen um das Bildungssystem zu sein scheint, al-
le vorhergehenden Debatten darum nicht mehr zu
kennen. Ohne große Mühe lassen sich die seltsa-
men Konjunkturen der Debatten feststellen. In jeder
neuen Boomphase des Bildungsdiskurses scheint oft
selbst die letzte vergessen. Der Boom selbst setzt
ein, wenn die zuvor schon lange administrativ dis-
kutierten und geplanten Veränderungen und Refor-
men in der Alltagsrealität der Universität bereits an-
gekommen sind. Dagegen bleibt festzuhalten, dass
der Reformdiskurs seit dem 19. Jahrhundert per-
manent ist. Er kommt aber nur von Zeit zu Zeit
durch öffentliche Skandalisierungen auf der politi-
schen Oberfläche an. Die debattierten Probleme, Wi-
dersprüche und Entwicklungstendenzen ähneln sich
dabei in eklatanter Weise.
Der Bildungsbegriff in der pädagogischen Bedeu-

tung, in der Wilhelm von Humboldt (1767-1835) ihn

verwendet, setzt sich in der zweiten Hälfte des 18. Jh.
durch. Er wird zwischen 1770 und 1830 mit der Ent-
stehung des modernen Erziehungswesens in Deutsch-
land zum Leitbegriff, im Sinne eines „Ideals geisti-
ger Individualität, freier Geselligkeit und ideennor-
mativer Selbstbestimmung einer bürgerlichen Ober-
schicht, der 'Gebildeten'“ (Bildung, HWPh, Bd. 1:
921).
Humboldt formuliert vor dem Hintergrund seines
neuhumanistisch geprägten Bildungsverständnisses
sein Ideal universitärer Ordnung. Er gehört zu ei-
ner Reihe von Autoren, die sich in dieser Zeit mit
der Bildungs- und Universitätsreform auseinander-
setzen.3 Humboldts Vorstellung von Bildung bezieht
sich darauf, „die Ausbildung der Menschheit, als ein
Ganzes, zu vollenden“ (Humboldt 1793: 27). Es sei
immer sein Ziel gewesen, die „höchste und proportio-
nierlichste Ausbildung aller menschlichen Kräfte zu
einem Ganzen“ zu ermöglichen (Humboldt an Fors-
ter, 1. Juni 1792, in: Humboldt 1985: 16f.). Es sei
die „letzte Aufgabe unsres Daseins: dem Begriff der
Menschheit in unsrer Person [...], einen so großen
Inhalt als möglich zu verschaffen“ (Humboldt 1793:
28f. (I 283)). „Bildung ist bei [Humboldt] der Prozeß
der Selbstwerdung des Individuums, das in sich eine
wahre und sittliche Welt verkörpert“ (Schnädelbach:
43). Humboldt trennt diese „allgemeine Menschenbil-
dung“ von der Ausbildung zum gewerblichen Zweck
strikt ab: „Alle Schulen aber [...] müssen nur allge-
meine Menschenbildung bezwecken. – Was das Be-
dürfnis des Lebens oder eines einzelnen seiner Gewer-
be erheischt, muß abgesondert und nach vollendetem
allgemeinen Unterricht erworben werden. Wird bei-
des vermischt, so wird die Bildung unrein, und man
erhält weder vollständige Menschen noch vollständi-
ge Bürger einzelner Klassen“ (Humboldt 1809/1910:
76f. (XIII 277f.)).4

Das Verhältnis von gebildetem Menschen und Bür-
ger ist dabei bei Humboldt z.T. durchaus kritisch und
konflikthaft gezeichnet: „Gewiß ist es wohltätig, wenn
die Verhältnisse des Menschen und des Bürgers soviel
als möglich zusammenfallen; aber es bleibt dies doch
nur alsdann, wenn das des Bürgers so wenig eigen-
tümliche Eigenschaften fordert, daß sich die natürli-
che Gestalt des Menschen, ohne etwas aufzuopfern,
erhalten kann – gleichsam das Ziel, wohin alle Ideen,
die ich in dieser Untersuchung zu entwickeln wage,
allein hinstreben.
Ganz und gar aber hört es auf, heilsam zu

sein, wenn der Mensch dem Bürger geopfert wird.
Denn wenngleich alsdann die nachteiligen Folgen des

2 Wir folgen hier im Wesentlichen den in dem diskus-Artikel „Bildung“ formulierten Einsichten.
3 Als die 'fünf Grundschriften' der Universitätsreform gelten: Friedrich Wilhelm Joseph Schelling 1802: Vorlesungen über
die Methode des akademischen Studiums; Johann Gottlieb Fichte 1807: Deduzierter Plan einer zu Berlin zu errichtenden
höheren Lehranstalt, die in gehöriger Verbindung mit einer Akademie der Wissenschaften stehe; Friedrich Schleiermacher
1808: Gelegentliche Gedanken über Universitäten im deutschen Sinn, nebst einem Anhang über eine neu zu errichtende;
Henrik Steffens 1808/09: Vorlesungen über die Idee der Universitäten; Wilhelm v. Humboldt 1810: Über die innere und
äußere Organisation der höheren wissenschaftlichen Anstalten in Berlin. Siehe: Die Idee der deutschen Universität, Darm-
stadt 1956. Zur zeitgenössischen Debatte über die Universitäten siehe auch: Müller (Hg.) 1990. Vgl. auch die Analyse der
Schriften von Reinhold Bernhard Jachmann bei Heydorn (u.a. die Schrift „Über das Ideal des vollkommenen Erziehers“ aus
dem Jahr 1802), siehe: Heydorn/Koneffke 1973: 28ff.

4 Der Königsberger und der hier zitierte Litauische Schulplan Humboldts wurden erst 1910 von Eduard Spranger veröffentlicht.
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Mißverhältnisses hinwegfallen, so verliert auch der
Mensch dasjenige, welches er gerade durch die Ver-
einigung in einen Staat zu sichern bemüht war. Da-
her müßte, meiner Meinung zufolge, die freieste, so
wenig als möglich schon auf die bürgerlichen Ver-
hältnisse gerichtete Bildung des Menschen überall
vorangehen. Der so gebildete Mensch müßte dann
in den Staat treten und die Verfassung des Staats
sich gleichsam an ihm prüfen. Nur bei einem solchen
Kampfe würde ich wahre Verbesserung der Verfas-
sung durch die Nation mit Gewißheit hoffen und nur
bei einem solchen schädlichen Einfluß der bürgerli-
chen Einrichtung auf den Menschen nicht besorgen“
(Humboldt 1792: 10 (I 144)).
Es zeigt sich, dass Menschenbildung bei Humboldt
letztlich immer zur Bildung des Bürgers führt. Hum-
boldt unterstellt hier immer schon den Menschen als
potentiellen Bürger. Im idealen Fall geht die natür-
liche Gestalt des Menschen in die des Bürgers über.
Durch die freie Entwicklung der natürlichen Anlagen
wird der Mensch gebildeter Mensch, als gebildeter
Mensch wird er Bürger und – im Gang durch die In-
stitutionen – bürgerlicher Reformer. Der Staat wird
dann der Natur des frei entwickelten Menschen ge-
mäß verändert. Die Harmonie von bürgerlichem In-
dividuum und Staat wird so im Prozess von Bildung
und Reform perfektioniert.
Die Freiheit des Bildungsprozesses, die Humboldt

betont, ist ein verbreiteter Bestandteil bürgerlicher
Bildungsvorstellung der Aufklärung. Das allgemein
Menschliche und Sittliche wird als im Menschen
keimhaft angelegt vorgestellt, der Mensch muss sich
nur frei entwickeln, um die allgemeine Menschlichkeit
hervorzubringen, den 'Begriff der Menschheit' zu ver-
wirklichen.5 „Der Mensch soll seinen Charakter, den
er einmal durch die Natur und die Lage empfangen
hat, beibehalten, nur in ihm bewegt er sich leicht,
ist er tätig und glücklich. Darum soll er aber nicht
minder die allgemeinen Forderungen der Menschheit
befriedigen und seiner geistigen Ausbildung keiner-
lei Schranken setzen.“ Um diese „einander widerspre-
chenden Forderungen miteinander zu verbinden und
beide Aufgaben zugleich zu lösen“, müssten, so Hum-
boldt, die „allgemeinen möglichen Verschiedenheiten
der menschlichen Natur und die allgemeinen Verhält-
nisse einzelner Eigentümlichkeiten zum Ideal der Gat-
tung sorgfältig erforscht“ werden (Humboldt 1795:
34f. (I 380)).
Humboldt will diesen Bildungsprozess frei von

staatlicher Einmischung halten. Entsprechend lehnt
er eine öffentliche Erziehung durch den Staat ab, da
„die öffentliche Erziehung, [...] schon als solche, sei
es auch unvermerkt, den Bürger oder Untertan, nicht
den Menschen, wie die Privaterziehung, vor Augen

hat“ (Humboldt 1792: 11 (I 145), vgl.: Humboldt
1792/1851: 109-114).
Deutlich wird hier das bürgerliche Misstrauen ge-
gen den noch feudal-absolutistischen Staat. Zugleich
sieht Humboldt noch nicht die Bedeutung einer all-
gemeinen 'Nationalerziehung', deren Notwendigkeit
sich im Zuge der Industrialisierung einstellen wird.
Gerade diesbezüglich wird es dann später der Staat
sein, der gefordert ist, zumindest eine rudimentäre
'Volksbildung' als Infrastrukturleistung zu gewähr-
leisten.
Die Universität bildet die höchste Stufe des Hum-

boldtschen Bildungssystems. Sie soll der Ort sein, an
dem sich das Ideal geistiger Individualität verwirk-
licht. Hier kommt alles zusammen, „was unmittelbar
für die moralische Kultur der Nation geschieht“. Ihr
„Hauptgesichtspunkt bleibt die Wissenschaft“ (Hum-
boldt 1810/1903: 377).6 Humboldt betont die Not-
wendigkeit der Freiheit, der Autonomie der Wissen-
schaft: „[S]o muss die innere Organisation dieser An-
stalten ein ununterbrochenes, sich immer selbst wie-
der belebendes, aber ungezwungenes und absichtslo-
ses Zusammenwirken hervorbringen und unterhalten“
(Humboldt 1810: 377).7

Bürgerliche Freiheit erscheint hier zunächst als die
Freiheit des wissenschaftlichen Denkens gegenüber
staatlicher Autorität. Immanuel Kant (1784) hatte
in seiner Schrift zur „Beantwortung der Frage: Was
ist Aufklärung?“ das freie wissenschaftliche Denken
in den öffentlichen Gebrauch der Vernunft gelegt, im
Unterschied zum privaten Bereich, in dem sich die
Gelehrten z.B. in einem universitären Dienstverhält-
nis befinden und gehorchen müssen. Kant bezieht die
universitäre Freiheit auf die unterste der Fakultäten,
die philosophische, die jedoch zugleich jene ist, die
die „Fackel vorträgt“. „Es muß zum gelehrten gemei-
nen Wesen durchaus auf der Universität noch eine
Fakultät geben, die, in Ansehung ihrer Lehren vom
Befehle der Regierung unabhängig, keine Befehle zu
geben, aber doch alle zu beurteilen die Freiheit ha-
be, die mit dem wissenschaftlichen Interesse, d. i. mit
dem der Wahrheit, zu tun hat, wo die Vernunft öf-
fentlich zu sprechen berechtigt sein muß; weil ohne
eine solche die Wahrheit (zum Schaden der Regie-
rung selbst) nicht an den Tag kommen würde, die
Vernunft aber ihrer Natur nach frei ist und keine Be-
fehle etwas für wahr zu halten [...], annimmt“ (Kant
1798: 282 (A 10)). In einer Fußnote vergleicht Kant
dieses Prinzip mit dem kaufmännischen Verhältnis
zum Staat, in welchem diesem gesagt wird, er sol-
le gute Wege schaffen etc., aber es ansonsten heißt:
„lasst uns machen“ (ebd.). Autonomie bedeutet für
Kant die Freiheit zu urteilen, Vernunft. Die an der
Universität notwendig einzurichtende philosophische

5 Siehe zu solchen Erziehungsvorstellungen auch: Gehrig 2007.
6 Die hier zitierte Schrift „Über die innere und äußere Organisation der höheren wissenschaftlichen Anstalten in Berlin“ wurde
1896 in Teilen und vollständig erst 1903 publiziert.

7 Die „vorteilhafteste Lage für den Bürger im Staat [ist] die, in welcher er zwar durch so viele Bande als möglich mit seinen
Mitbürgern verschlungen, aber durch so wenige als möglich von der Regierung gefesselt wäre. Denn der isolierte Mensch
vermag sich ebenso wenig zu bilden als der in seiner Freiheit gewaltsam gehemmte“, Humboldt an Forster, 1. Juni 1792,
in: Humboldt 1985: 18.
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Fakultät stehe für Wahrheit und dürfe deshalb „nur
unter der Gesetzgebung der Vernunft, nicht der der
Regierung stehend gedacht werden“ (Kant 1798: 290
(A 25)). Kant sucht an dieser Stelle also zumindest
eine universitäre Fakultät als kritische Instanz im wis-
senschaftlichen Betrieb zu etablieren, somit Wissen-
schaftskritik ohne staatliche Restriktionen zu institu-
tionalisieren. Kants Versuch bleibt Wunsch bis heute.
Das 'kaufmännische' Verständnis erweist sich in die-
ser Sache – soweit es nicht schon für Kant wesentlich
taktisch gemeint war – als illusionär, als ideologisches
Prinzip. Der bürgerliche Staat schätzt angesichts sei-
ner Vorgaben und wohl auch angesichts der Dyna-
mik radikaler Wissenschaftskritik den 'Schaden für
die Regierung selbst' anders ein.
Fest steht: Die bürgerliche Idee der Universi-

tät muss gegen die mittelalterliche und feudal-
absolutistische durchgesetzt sowie gegen den absolu-
tistischen Staatszugriff geschützt werden. Hier liegt
der Grund der Autonomieforderung. Nach Schleier-
macher trachten die Universitäten nach der Unab-
hängigkeit vom Staat und sehen es „als die vorteil-
hafteste Lage“ an, „wenn sich der Staat in ihre Ver-
waltung wenigst möglich einmischt“ (Schleiermacher
1808: 171).
Die Universität soll gerade auch bei Humboldt zum

Ort der Selbsttätigkeit werden, zum Ort der rei-
nen Wissenschaft, autonom, d.h. frei von beson-
deren staatlichen Zwecken und nur der allgemeinen
Menschenbildung verpflichtet. „Der Universität ist
vorbehalten, was nur der Mensch durch und in sich
selbst finden kann, die Einsicht in die reine Wissen-
schaft. Zu diesem SelbstActus im eigentlichen Ver-
stand ist notwendig Freiheit und hilfreich Einsam-
keit, und aus diesen beiden Punkten fließt zugleich
die ganze äußere Organisation der Universitäten. Das
Kollegienhören ist Nebensache, das wesentliche, daß
man in enger Gemeinschaft mit Gleichgesinnten und
Gleichaltrigen und dem Bewußtsein, daß es am glei-
chen Ort eine Zahl schon vollendet Gebildeter gebe,
die sich nur der Erhöhung und Verbreitung der Wis-
senschaft widmen, eine Reihe von Jahren sich und
der Wissenschaft lebe“ (Humboldt 1809/1910: 79
(XIII 280)). Das Verhältnis von Lehrenden zu Schü-
lern soll hier, in dieser Republik des Geistes, aufge-
hoben werden.
Humboldts Ideal der freien Bildung und die damit

zusammenhängenden politisch-institutionellen Kon-
sequenzen (Autonomie) ergeben sich aus seiner Vor-
stellung des Bildungsprozesses. Die Individuen kön-
nen nur frei aus sich die Einsicht in die Wissenschaft
schöpfen. Sie werden dabei nebenher in das 'ab-
sichtslose Zusammenwirken' der wissenschaftlichen
Gemeinschaft einsozialisiert.
Es ist zugleich das Ideal des bürgerlichen Indivi-
duums, das in einem selbstkonstituierenden, kreati-
ven Akt sich bildet und als vereinzeltes Einzelnes

in den Austausch tritt mit den anderen, sich bilden-
den und gebildeten Individuen. Die wissenschaftliche
Gemeinschaft ist dabei keinem 'äußeren' Zweck und
nur der Wissenschaft selbst verpflichtet. Die Wissen-
schaft liegt in dieser Konzeption jedoch vor wie ein
Land, das vom Individuum forschend durch seine Bil-
dung unmittelbar entdeckt werden kann. Dabei stel-
len sich lediglich 'Probleme' ein, es erfolgt jedoch
keine Reflexion auf die Frage nach den Bedingungen
und Möglichkeiten von Erkenntnis überhaupt oder
auf die gesellschaftliche Konstitution von Wissen und
Wissenschaft.
Humboldt grenzt hinsichtlich der 'egalitären' uni-

versitären Verhältnisse sowie der notwendigen Frei-
heit der Wissenschaft universitäre Bildung strikt von
schulischer ab: „Es ist ferner eine Eigentümlichkeit
der höheren wissenschaftlichen Anstalten, dass sie
die Wissenschaft immer als ein noch nicht ganz auf-
gelöstes Problem behandeln und daher immer im
Forschen bleiben, da die Schule es nur mit fertigen
und abgemachten Kenntnissen zu tun hat und
lernt. Das Verhältnis zwischen Lehrer und Schü-
ler wird daher durchaus ein anderes als vorher. Der
erstere ist nicht für die letzteren, Beide sind für die
Wissenschaft da“ (Humboldt 1810: 377f.).8

In der Universität Humboldts geht es um Bildung
als individuelle Teilhabe an der Wissenschaft selbst.
Bezogen auf die aktuellen Zustände bedeutet dies,
dass die heute weitgehend verschulten Universitä-
ten als eine Zwitterinstitution zwischen Wissenschaft
und schulischem Lernen zu kennzeichnen sind. Dies
unterläuft die Vorstellung von Universität im Hum-
boldtschen Sinne. Aus dieser Perspektiv müssten
die inzwischen überwiegenden fach(hoch)schulischen
Teile aus den Universitäten ausgelagert bzw. die im
engeren Sinne wissenschaftlichen Teile separiert wer-
den, damit dort Bildung im emphatischen Sinne wie-
der möglich werden kann.
Die Universität Humboldts ist jedoch auch keine

rein zweckfreie Institution. An ihr sollen die späteren
„Statthalter des Allgemeinen“ (diskus: 8), die preußi-
schen Staatsbeamten ausgebildet werden. Der End-
zweck der Universität, die Bereitstellung universell
gebildeter Persönlichkeiten, zielt bei Humboldt letzt-
lich auf den Staatsbeamten. Bei Humboldt ist dabei
das bürgerliche Individuum immer schon vorausge-
setzt. „Die unterständischen Gruppen, der Pöbel, fal-
len bei [Humboldt] schon aus der Modellvorstellung
heraus und nicht erst in der Realität“ (diskus: 8).
Humboldts Bildungskonzept beförderte „letztlich ei-
ne elitäre Bildungswirklichkeit“ und „zementierte im
Resultat soziale Ungleichheit durch Bildung als Pri-
vileg“ (Huckenbeck 1993: 21). Innerhalb einer hierar-
chischen, ständischen Ordnung gelte die Durchlässig-
keit des Bildungsweges nur für jene, „die der Staat für
seine Zwecke braucht“. Im Ergebnis gehe es darum,
„die Möglichkeit des staatlichen Zugriffs auf die Be-

8 Vgl. Humboldt 1809/1910: 71 (XIII 262): „Darum ist auch der Universitätslehrer nicht mehr Lehrer, der Studierende nicht
mehr Lernender, sondern dieser forscht selbst, und der Professor leitet seine Forschung und unterstützt ihn darin.“ Ähnlich
Schleiermacher: „Verderblich, wenn die Universitäten ihrerseits jenes Vorgeben wahr machen und in der Tat nur fortgesetzte
Schulen werden“ (Schleiermacher 1808: 182).



22 2. Über die Grenzen der Bildung. Anmerkungen zu ihrem bürgerlichen Charakter
Von Thomas Gehrig

völkerung und nicht, der Bevölkerung den Zugriff auf
die Schulen zu eröffnen“. „Somit bewegt sich Hum-
boldt noch innerhalb ständestaatlicher [wenn auch
nicht mehr geburtsständisch, sondern berufsstän-
disch gedachter] Vorstellungen, die nicht die Staats-
bürgerschaft auf alle ausweiten möchte.9 Diese ist
selbst noch Privileg. Die Rekrutierung von Staatsbe-
amten sollte nur nicht mehr allein von der Herkunft
abhängig sein. Humboldt ist kein bürgerlicher Revo-
lutionär, sondern historisch zu verorten in der preu-
ßischen Reformbewegung des frühen 19. Jahrhun-
derts“ (diskus: 8).10 Er agiert in einem Bereich des
Umbruchs zwischen feudal-absolutistischer und bür-
gerlicher Welt. Die Reglementierung des Bildungs-
zugangs erfolgt über staatliche und gesellschaftliche
Restriktionen. Freie Bildung ist von Anfang an nicht
für alle gedacht.
Das Verhältnis von Staat und Universität ist

so angelegt, dass gerade die Autonomie der Univer-
sität von direkter Staatslenkung den Staatszweck
selbst umso nachhaltiger befriedigt. Der Staat sol-
le von den Universitäten „nichts fordern, was sich
unmittelbar und geradezu auf ihn bezieht, sondern
die innere Überzeugung hegen, daß, wenn sie ihren
Endzweck erreichen, sie auch seine Zwecke und zwar
von einem viel höheren Gesichtspunkte aus erfüllen“
(Humboldt 1810: 381).11 Der Staat soll sich darauf
beschränken, „das in sich unbestimmt und gewisser-
maßen zufällige Wirken in eine festere Form zusam-
menfassen“ (Humboldt 1810: 378).
In der Humboldtschen Differenzierung von Universi-
täten und Akademien wird das Verhältnis zum Staat
deutlicher. Hier zeigen sich die Grenzen der universi-
tären Autonomie. Im Unterschied zur Akademie, die
es „rein nur mit der Wissenschaft an sich zu tun“ ha-
be, stehe die „Universität nämlich [...] immer in enge-
rer Beziehung auf das praktische Leben und die Be-
dürfnisse des Staates, da sie sich immer praktischen
Geschäften für ihn, der Leitung der Jugend, unter-
zieht“ (Humboldt 1810: 384). Autonomie im eigent-
lichen Sinne kommt also nur den Akademien zu.12

Im Unterschied zur Akademie werden die Universi-
tätslehrer durch den Staat ernannt. „Die Ernennung
der Universitätslehrer muss dem Staat ausschließ-
lich vorbehalten bleiben, und es ist gewiss keine gute
Einrichtung, den Fakultäten darauf mehr Einfluss zu
verstatten, als ein verständiges und billiges Kuratori-

um von selbst tun wird“ (Humboldt 1810: 380). Die
„Beschaffenheit der Universitäten“ sei „zu eng mit
dem unmittelbaren Interesse des Staates verbunden“
(Humboldt 1810: 385). Den Akademien war die Wahl
ihrer Mitglieder selbst überlassen „und nur an die Be-
stätigung des Königs gebunden“ (Humboldt 1810:
385). Aber auch die Akademien haben einen Nutzen
für den Staat und sind nicht völlig zweckfrei gedacht.
Der Unterschied zu den Universitäten besteht nur in
der „Eigentümlichkeit ihrer Form und ihrer Verhält-
nisse zum Staate“ (Humboldt 1810: 383f.). Ihr „rein
wissenschaftlicher Zweck liegt dem Staat als Staat
weniger nahe“ (Humboldt 1810: 385).
Der Staat hat auch darauf zu achten, dass die
Bildungs-Anstalten selbst keine Gefahr für die Frei-
heit werden, die daraus erwächst, dass sie „einen ge-
wissen Geist annehmen und gern das Aufkommen
eines anderen ersticken“ (Humboldt 1810: 380). Uni-
versitäten wie Akademien stehen – die ersten mehr,
die zweiten weniger – letztlich „unter Leitung und
Oberaufsicht des Staates“ (Humboldt 1810: 386).
Der solchermaßen modernisierte Staat soll Aka-

demien und vor allem die Bildungseinrichtung Uni-
versität als Infrastrukturleistung zur Verfügung stel-
len. Er soll sie keinen direkten Zwecken unterord-
nen, was bedeutet, er soll sie nicht einer wech-
selhaften und willkürlichen absolutistischen Regie-
rung unterstellen. Dem Staat wird suggeriert, dass
er dadurch den höchsten Nutzen aus den Bildungs-
institutionen erhält, dass er ihnen einen gewissen
Spielraum lässt. Die Bildungsinstitution ist orien-
tiert am sich verändernden gesellschaftlichen Be-
darf, der zugleich staatlicher und ökonomischer ist.
Die feudal-absolutistische und damit i.d.R. auch
kirchlich-religiöse Gängelung der Wissenschaften ist
als kontraproduktiv erkannt. Der moderne proto-
bürgerliche Verwaltungsstaat benötigt zu seiner Eta-
blierung, Ausweitung und zur Erfüllung seiner Auf-
gaben 'gebildete' Beamte.
Bildung und Wissenschaft soll zwar eine gewisse Frei-
heit garantiert werden, sie stehen jedoch zugleich un-
ter dem Vorbehalt der Zweckhaftigkeit für den Staat
und damit auch der herrschenden Form der Gesell-
schaft, der dieser zugeordnet ist. Der Staat soll sich
weitgehend aus dem Bereich der wissenschaftlichen
Bildung zurückziehen und dem freien Zusammenspiel
der sich bildenden Individuen in den Universitäten

9 Dazu Hegel: „Die Regierungsgeschäfte sind objektiver, für sich ihrer Substanz nach bereits entschiedener Natur (§ 287) und
durch Individuen zu vollführen und zu verwirklichen. Zwischen beiden liegt keine unmittelbare natürliche Verknüpfung; die
Individuen sind daher nicht durch die natürliche Persönlichkeit und die Geburt dazu bestimmt. Für ihre Bestimmung
zu denselben ist das objektive Moment die Erkenntnis und der Erweis ihrer Befähigung – ein Erweis, der dem Staate sein
Bedürfnis und als die einzige Bedingung zugleich jedem Bürger die Möglichkeit, sich dem allgemeinen Stande zu widmen,
sichert“ (Hegel 1821: § 291).

10 Im Vergleich mit der umgesetzten Humboldtschen Universität erweisen sich andere Reformkonzepte als radikaler, so u.a.
das von Johann Jakob Engel, vor allem in Bezug auf die Beseitigung von „feudalen Relikten“ der Organisation, siehe:
Nachwort, in: Gelegentliche Gedanken über Universitäten, S. 298, vgl.: Engel 1802.

11 „Sobald man aufhört, eigentlich Wissenschaft zu suchen, [...] so ist Alles unwiederbringlich und auf ewig verloren; verloren
für die Wissenschaft [...] und verloren für den Staat“ (Humboldt 1810: 379).

12 Die Akademie gilt „als die höchste und letzte Freistätte der Wissenschaft“, sie soll die „vom Staat am meisten unabhängige
Korporation“ sein (Humboldt 1810: 384). Humboldt entwirft ein Szenario der regelnden Konkurrenz zwischen Akademie
und Universität: „Dabei entsteht nunmehr zwischen der Universität und Akademie ein Wetteifer und Antagonismus und
eine solche Wechselwirkung, daß, wenn man in ihnen einen Exzess und einen Mangel an Tätigkeit besorgen muss, sie sich
gegenseitig von selbst in’s Gleichgewicht bringen werden.“ (Humboldt 1810: 384)



Teil II. Historische Entwicklung der Universität 23

Raum lassen. Klar ist, dass diese wissenschaftliche
Bildung im Wesentlichen immer nur auf eine gesell-
schaftlich elitäre Gruppe beschränkt sein kann.
Schnädelbach sieht die „Humboldt-Universität“

mit zwei Gegnern konfrontiert, einem vorgestrigen
(der mittelalterlichen Zunftuniversität) und einem
gestrigen. Letzterer ist „die utilitaristisch konzipierte,
auf staatliche und soziale Verwertungszwecke festge-
legte Universität des Aufklärungszeitalters und des
Absolutismus“ (Halle 1694, Göttingen 1733, Kaiser-
liche Universität in Frankreich 1806) (Schnädelbach
1983: 36). Mit der Humboldtschen Universität soll,
gestützt durch deren Autonomie, eine neue Univer-
sität im Unterschied zu den zu dieser Zeit etablier-
ten geschaffen werden, die – wie sich zeigt – jedoch
ebenfalls an, wenn auch gewandelten Verwertungs-
zwecken orientiert bleibt.
Humboldt betreibt die Modernisierung der Uni-

versität zu Beginn des 19. Jahrhundert entspre-
chend den Stein-Hardenbergschen Reformprozessen
im preußischen Staat. Gerade die historische Um-
bruchssituation zur Zeit Humboldts trug dazu bei,
dass Wissenschaft und Universität in einer 'autono-
men' Sphäre zwischen feudal-absolutistischem Staat
und bürgerlicher Gesellschaft angesiedelt werden. Als
Humboldt die Idee der autonomen Republik des Geis-
tes zeichnete, war deren Schicksal bereits besiegelt.
Realistisch war sie nie. Die Ausrichtung der Univer-
sität hängt letztlich an den staatlich lediglich gere-
gelten Erfordernissen der bürgerlichen Gesellschaft.
Humboldt sieht gerade durch die relative Freiheit der
Universität den Staatszweck befriedigt. Es soll eine
Institution forschender und lehrender Wissenschaftler
etabliert und zugleich der Bedarf an gebildetem Per-
sonal gedeckt werden. Vor allem der Beamtenstand
erscheint als jene Instanz, mittels der der Staat die
Aufgabe angeht, eine Vermittlung von einzelnen und
allgemeinen Interessen zu bewerkstelligen.
Nach Koselleck (1967: 263) traf 1820 zu, was

Hegel in seiner Rechtsphilosophie über den Beam-
tenstand sagt, wenn er ihn als Kampfplatz der
besonderen gesellschaftlichen Interessen mit allge-
meinen staatlichen Gesetzen beschreibt.13 Den Be-
amtenstand bezeichne Hegel als den 'allgemeinen
Stand'. Koselleck spricht von der „Identität der In-
telligenz mit der Beamtenschaft“ (Koselleck 1967:
237). Die Beamtenschaft sei auch ihrem Selbstver-
ständnis nach eine „organisierte Intelligenz“ (Kosel-
leck 1967: 263). Sie habe in der Tat eine „von oben

und unten kontrollierte Stellung zwischen Volk und
Herrscher“ eingenommen (Koselleck 1967: 263).14

„Der Staatsdienst fordert vielmehr die Aufopferung
selbständiger und beliebiger Befriedigung subjektiver
Zwecke und gibt eben damit das Recht, sie in der
pflichtmäßigen Leistung, aber nur in ihr zu finden.
Hierin liegt nach dieser Seite die Verknüpfung des
allgemeinen und besonderen Interesses, welche
den Begriff und die innere Festigkeit des Staats
ausmacht“ (Hegel 1821: § 294). Als Aufgabe der
Staatsbeamten gibt Hegel die „Festhaltung des all-
gemeinen Staatsinteresses und des Gesetzlichen“ an
(Hegel 1821: § 289). Hegel verweist auf das beson-
dere Verhältnis des Beamten, das als Amtsverhältnis
kein Vertragsverhältnis sei (Hegel 1821: § 294). Die
Staatsbeamten machen für Hegel den Hauptteil des
Mittelstandes aus und gehören zugleich zur Intelli-
genz.15

Wie sehr die Universität selbst auf die Bedürfnisse
des Staates orientiert ist, zeigt sich vor allem auch
an der Ausbildung der Staatsbeamten, jenes 'allge-
meinen Standes'. Die historischen Untersuchungen
bestätigen dies Bild. Nach Wehler stand auch in
der noch während der Amtszeit Humboldts neu ge-
gründeten Berliner Universität „die verbesserte Aus-
bildung von Staatsdienern im Vordergrund“ (Weh-
ler 1987: 505).16 Wehler verweist auch darauf, dass
die entscheidenden Bereiche Finanzierung und Beru-
fung immer in staatlicher Hand lagen (Wehler 1987:
506).17

Freiheit und Autonomie der Bildung erweisen sich
als Chimäre, sie sind jeweils relativ. Wie konser-
vativ Humboldts Bildungs-Konzept ist, zeigt auch
ein kurzer Blick über den Rhein. Dort findet sich
in Frankreich eine andere, in der Tat bürgerlich-
revolutionäre Theorie der Bildung. Am radikalsten
für seine Zeit vielleicht bei Condorcet. Er schreibt
1792 als Begründung für den Gesetzentwurf über
die Nationalerziehung: „Allen Angehörigen des Men-
schengeschlechts die Mittel darzubieten, daß sie für
Bedürfnisse sorgen und ihr Wohlergehen sicherstel-
len können, daß sie ihre Rechte kennenzulernen und
auszuüben, ihre Pflichten zu ergreifen und zu erfüllen
vermögen; jedem die Gelegenheit zu verschaffen, daß
er seine berufliche Geschicklichkeit vervollkommnen
und die Fähigkeit zur Ausübung sozialer Positionen
erwerben kann, zu denen berufen zu werden er das
Recht hat, daß er das ganze Ausmaß seiner Talente
zu entfalten imstande ist; und durch dies alles un-

13 „Wie die bürgerliche Gesellschaft der Kampfplatz des individuellen Privatinteresses aller gegen alle ist, so hat hier der
Konflikt desselben gegen die gemeinschaftlichen besonderen Angelegenheiten, und dieser zusammen mit jenem gegen die
höheren Gesichtspunkte und Anordnungen des Staats, seinen Sitz“ (Hegel 1821: § 289).

14 „Daß er nicht die isolierte Stellung einer Aristokratie nehme und Bildung und Geschicklichkeit nicht zu einem Mittel der Will-
kür und einer Herrenschaft werde, wird durch die Institutionen der Souveränität von oben herab und der Korporationsrechte
von unten herauf bewirkt“ (Hegel 1821: § 297).

15 „Die Mitglieder der Regierung und die Staatsbeamten machen den Hauptteil des Mittelstandes aus, in welchen die gebildete
Intelligenz und das rechtliche Bewußtsein der Masse eines Volkes fällt“ (Hegel 1821: § 297).

16 Humboldt leitet 1809/10 die „Sektion für Unterricht und Kultus“ im preußischen Innenministerium. Plakativ heißt es bei
Beck: „Humboldt [...] diente der Einübung des nationalen Blicks, also der nationalen Elitebildung, setzte ein entsprechendes
bildungsbürgerliches Milieu der Staatsbeamten und Besoldungsordnungen voraus“ (Beck 2004).

17 Auch für Hegel kommt die „Verknüpfung des Individuums und des Amtes, als zweier für sich gegeneinander immer zufälliger
Seiten, [...] der fürstlichen als der entscheidenden und souveränen Staatsgewalt zu“ (Hegel 1821: § 292).
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ter den Bürgern eine tatsächliche Gleichheit herzu-
stellen und die durch das Gesetz zuerkannte politi-
sche Gleichheit zu einer wirklichen zu machen, das
muß das erste Ziel eines nationalen Unterrichtswe-
sens sein; und für ein solches Sorge zu tragen, ist
unter diesem Gesichtspunkt für die öffentliche Gewalt
ein Gebot der Gerechtigkeit“ (Condorcet 1794: 63).18

Bei Condorcet wird Bildung als „Selbstbemächti-
gung zum Staatsbürger“ gedacht (diskus: 9).19 Bei
Humboldt dagegen herrscht bürgerlicher Bildungseli-
tismus und – in Bezug auf die Wissenschaft selbst –
eine vorkritische theoretische Position, d.h. eine, die
erkenntnistheoretisch hinter Kant zurückfällt.
Es ist nicht die bürgerlich revolutionäre Condorcet-

sche, sondern die Humboldtsche Universitätsidee, auf
die in den Bildungsdebatten aus unterschiedlichen,
linken wie konservativen, politischen Lagern zurück-
gegriffen wird. Diese Universitätsidee beinhaltet die
Einheit von Forschung und Lehre, die Vorstellung,
dass Wissenschaft selbst bilde, die Vorstellung einer
zweckfreien, 'reinen' Wissenschaft, die Freiheit von
Forschung und Lehre, um wissenschaftliches Arbei-
ten überhaupt möglich zu machen und die Vereini-
gung der Wissenschaften an der Universität.
In Bezug auf das Humboldtsche Bildungsideal wird

auch vom 'Mythos Humboldt' gesprochen (Palet-
schek 2002; Wehler 1987-2008: Bd. 1, 472ff., Bd.
2, 504ff.; Ash (Hg.) 1999). Dabei wird mehr oder
minder konsequent der geschichtliche Realitätsge-
halt der Humboldtschen Universitätsidee in Frage
gestellt. Die Historikerin Sylvia Paletschek argumen-
tiert, dass die neuhumanistische Universitätsidee erst
zu Beginn des 20. Jahrhunderts 'inthronisiert' werde.
Der „Topos der Humboldtschen Universität“ selbst
„ist eine Erfindung des 20. Jahrhunderts“ (Palet-
schek 2002: 184). Autoren wie Eduard Spranger, Carl
Heinrich Becker, René König oder Helmut Schels-
ky hätten hier zwischen 1920-1960 das geschaffen,
was sie dann das „Wesen der deutschen Universität“
nannten (Spranger, nach: Paletschek 2002: 185).20

Die Universität des 19. Jahrhunderts habe wenig
mit der neuhumanistischen Universitätsidee gemein.
Mit dem Humboldtschen Traditionsbezug sei seit-
dem Unterschiedliches legitimiert worden, zunächst
die universitäre Grundlagenforschung.21

Insofern diese Argumentation trifft, erweist sich
das Humboldtsche Bildungsideal als eine rückwärts-
gewandte Projektion. Sie wird auch dazu einge-
setzt, die besondere, unabhängige Stellung der Uni-
versität zu legitimieren. In Bezug auf die Wissen-
schaft wird das Bildungs-Ideal durch den ideologi-
schen Objektivitäts-Mythos der akademischen Wis-
senschaften ersetzt.

Humboldts Idee der autonomen Universität bleibt
selbst im bürgerlichen Horizont eine eher konservati-
ve Vorstellung. Sie war zunächst fortschrittlich ge-
genüber den mittelalterlichen und absolutistischen
Zuständen. Umgesetzt wurde ein spezifischer Kom-
promiss zwischen Ideal und politisch-ökonomischen
Anforderungen einer sich entwickelnden bürgerlichen
Gesellschaft. Insofern gleicht die Humboldtsche Re-
form den heutigen Modernisierungskonzepten. Bil-
dung und Universität erweisen sich als tief verstrickt
mit der bürgerlichen Form der Gesellschaft und deren
Vorstellungswelt.
Es ist verständlich, wenn Humboldts Idee von Kon-

servativen heute aufgegriffen wird, um das Ideal der
Bildung und damit letztlich herrschaftliche Privile-
gien, die Sonderstellung der Republik des Geistes,
in der kein ölverschmierter Lappen die Differenz von
Rilke und Agamben stören kann, zu verteidigen. Aber
auch die Linke versuchte immer wieder, den Elfen-
beinturm als 'Freiraum' zu deklarieren und zu beset-
zen. „Eine Position, wie sie von Studierenden heute
[1993] vertreten wird, in der schlicht negativ Abwehr
von Funktionalisierungsversuchen betrieben wird, so
z.B. in der Vorstellung von der Universität als letztem
Bollwerk gegenüber dem Kapital, schleift damit au-
tomatisch die konservative Idee des Elfenbeinturms
und entsprechender Wissenschaftstypen weiter: Rei-
ne Wissenschaft, die ihre Zwecksetzung in sich selbst
zu haben scheint, über ihren Erkenntnismodus und
ihren immanenten Zugang zu Gesellschaft keine Re-
chenschaft geben will und mit einem Achselzucken
deren, vermeintlich von außen herangetragene, ge-
sellschaftliche Funktionalisierung quittiert“ (Hucken-
beck 1993: 20).
Andererseits neigt die Linke jedoch auch oft da-

zu, in jenen Momenten, in denen angesichts einer
Krise Charakter und Grenzen von Universität und
Bildungs-Konzept zu Bewusstsein kommen, die Ab-
kehr von der Universität zu propagieren. Die Wis-
senschaften gelten dann, wie ihre Institutionen ins-
gesamt, als unrettbar verderbt. Insgesamt zeigt sich
also ein ambivalentes Verhältnis der Linken zur Uni-
versität, sie ist einerseits bürgerliche Institution und
zugleich eine Instanz, an die Erwartungen gerichtet
werden. Dem Umschlagen von der Anrufung der Bil-
dung und der Rettung der oder Partizipation an der
Universität in ihre völlige Ablehnung soll nun nach-
gegangen werden. Zugleich wird damit an eine jener
vergessenen Bildungs-Debatten erinnert.

18 „Die Ordnung der Natur schuf in der Gesellschaft keine andere Ungleichheit als die der Bildung und die des Reichtums;
dadurch, dass Ihr für eine weitere Verbreitung der Bildung sorgt, schwächt Ihr sogleich die eines Standesunterschiedes“
(Condorcet 1794: 91).

19 „Weder die französische Verfassung noch die Erklärung der Menschenrechte sollen irgendeiner Klasse der Bürger als Tafeln
hingestellt werden, die vom Himmel herab gekommen sind und die man anbeten und an die man glauben muss“ (Condorcet
1794: 67).

20 Paletschek argumentiert u.a. damit, dass die wesentlichen Schriften Humboldts zur Bildung nicht zeitgenössisch, sondern
erst viel später veröffentlicht wurden.

21 Die Universitäten wandeln sich seit den 1880er Jahren zu Forschungsuniversitäten.
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Am Ende der Vermittlung

Auch in der Frankfurter Studierendenzeitschrift dis-
kus dreht sich Ende der 1970er Jahre die Debat-
te um die Transformation der Universität. Wolfgang
Kraushaar formuliert hier Universitätsgeschichte als
eine von der Stätte der Bildung zur tayloristischen
Qualifikationsmaschinerie, von Humboldtscher Frei-
heit im Sinne der Freiheit der Zirkulationssphäre im
Konkurrenzkapitalismus zur Unfreiheit durch Staats-
intervention und Außensteuerung im Monopolkapi-
talismus (Kraushaar 1979: 16). Die Universität, ein
„einstmaliger Ort von Reflexion“, werde dabei „suk-
zessive zu einem leeren Raum bloßer Vermittlung
entqualifiziert“ (Kraushaar 1979: 17). Damit einher
gehe eine „Entsubstantialisierung der Wissenschaf-
ten“, die „qualitative Frage nach Wahrheit von Er-
kenntnis wird nicht mehr gestellt“. Kraushaar identi-
fiziert hier den von ihm behaupteten Zerfall der Uni-
versität als Ort kritischer Reflexion mit der Möglich-
keit kritischer Reflexion wissenschaftlicher Erkennt-
nis überhaupt: Hier, an den entsubstantialisierten
Wissenschaften, könne „keine Kritik mehr ansetzen“
(Kraushaar 1979: 27). Den Ausweg zwischen „univer-
sitäre[m] Wartesaal“ und „alternative[m] Getto“ sieht
Kraushaar in einem „nicht reformistisch beschränkten
Projektstudium“ (Kraushaar 1979: 30). Durch ein
„Hineingehen in das 'soziale Feld'“ könne Empirie „die
Rolle spielen, die ihr zukommt“, die „Theorie-Praxis-
Dichotomie“ könne durchbrochen werden. „'Emanzi-
patorische Sinnlichkeit'“ könne im außeruniversitären
„Lebenszusammenhang der Deklassierten“ aufleben,
statt in „seminaristisch inszenierten Scheingefechten“
zu verkümmern (Kraushaar 1979: 31).
Dass Kraushaar hier hauptsächlich eine in vulgär-

marxistischer Terminologie verfasste, kulturpessi-
mistische Geschichtsphilosophie darbot, die statt
historischem Gehalt kulturkonservative Ideologe-
me (re)produziert, wurde bereits in den anschließen-
den Diskussionsbeiträgen bemerkt. Schon im Edi-
torial des diskus wird Kraushaar ein „kategoriale[r]
Konservativismus“ (diskus, Nr. 5, 1979: 5) vorge-
worfen. In der Folgenummer des diskus wird Kraus-
haars Aufsatz in mehreren Beiträgen diskutiert. „Die
theoretische Folie dieser kulturkritischen Verfallsty-
pologie“ sei, so Herrmann Kocyba in einem der Dis-
kussionsbeiträge, „die negative Einheit einer zerbro-
chenen Totalität“ (Kocyba 1980: 34f.). „Vor dem
Hintergrund einer Humboldt nachempfundenen Idyl-
le kann die Gegenwart ohne weitere analytische An-
strengung privativ als Entsubstantialisierungsprozeß
gedacht werden“ (Kocyba 1980: 35). Eine Kritik wie
die von Kraushaar sei, so Kocyba, lediglich morali-
sierend, klage Ideale ein und stelle Normabweichun-
gen fest. Kocyba stellt die gegeneinander antreten-
den Positionen der Debatte vor: „Die alte Ideologie
der universitären Autonomie wird mit den die neue
Ideologie der generellen administrativen Planbarkeit
und ökonomischen Rationalisierbarkeit der Universi-
tät stützenden Evidenzen konfrontiert.“ Letztere hält
Kocyba für eine „interessierte ad-hoc-Ideologie einer

technokratischen Reformstrategie“, die jedoch keine
zutreffende Beschreibung der Realität abgebe (Ko-
cyba 1980: 35).
Kocyba selbst setzt Ideologiekritik mit einer „tota-

lisierenden Aufklärungsstrategie“ gleich, die proble-
matisch geworden sei. Sie wird ihm zu einem päd-
agogisch verbreiteten Katechismus (Kocyba 1980:
36). Auch Ideologiekritik rekurriere auf ein „wissen-
schaftlich diszipliniertes und didaktisch domestizier-
tes Wissen“. Indem dabei unterstellt wird, Kritik –
und gerade auch die des „epistemischen Wahrheits-
anspruchs“ – müsse Wissen als Gegenmacht identi-
fizieren, und dagegen mit Foucault von der Symbio-
se von Macht und Wissen ausgegangen wird, ver-
sucht Kocyba die erkenntnistheoretische Problema-
tik ('wie ist Erkenntnis möglich?’) und das Ver-
mittlungsproblem ('wie kann Wissen vermittelt wer-
den?’) praktisch, d.h. mit Verweis auf einen dro-
henden Verlust von „Handlungswissen“, wegzuschie-
ben. Kocyba kritisiert sicher zurecht die bürgerli-
chen Ideale und Kritikvorstellungen, die die Linke
auch in der Protestphase und darüber hinaus mit-
schleift, ebenso die dogmatischen, wissenschaftsfeti-
schistischen, pädagogisierenden und damit prärefle-
xiven Kritikstrategien der Linken. Die Linke scheint
so für Kocyba, indem sie diesen Kritikstrategien folgt
und sich um das Vermittlungsproblem bemüht, ihre
Handlungsfähigkeit zu verlieren. In diesem Resultat
unterscheidet er sich jedoch kaum mehr von Kraus-
haar.
Es scheint, als habe sich in den Ausläufern dieser

Protestzeit eine grundlegende Skepsis und politische
Abkehr von den Ansätzen einer kritischen Reflexion
auf Wissenschaft und damit auf Bildung durchge-
setzt, eine Abkehr von Ansätzen, die Wissenschaft
und Bildung nicht einfach mit Verweis aufs Prak-
tische negieren, sondern in die qualifizierte Ausein-
andersetzung eintreten oder sie vertiefen. Wäre die
Universität nicht auch der Ort, den Erkenntnis- und
Vermittlungsformen kritisch zu begegnen, der Ort,
an dem eine radikale Kritik an Wissenschaft Platz
greifen müsste? Gerade an der Explikation eines Ver-
mittlungsproblems versuchte Hegel seine Kritik der
(wissenschaftlichen) Wahrheitsansprüche zu entfal-
ten. Im Folgenden wird versucht dieser kritischen
Auseinandersetzung Hegels mit Wissenschaft nach-
zugehen und zu sehen, welche Konsequenzen sich
daraus für die Bildungs-Vorstellung ergeben.

Am Ende der Bildung

Der Bildungs-Artikel des diskus hält gegen den Trend
an der Perspektive einer kritischen Reflexion auf Wis-
senschaft fest und rekonstruiert in diesem Sinne auch
den Hegelschen Bildungsbegriff. Hegel bestimmte
den Bildungsprozess wesentlich als Erfahrungspro-
zess. Ohne an dieser Stelle genauer auf die Bedeu-
tung und kritische Entwicklung des Bildungsbegriffs
bei Hegel einzugehen, sollen zwei Anmerkungen ge-
nügen. Die eine zielt auf die Attraktivität des Erfah-
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rungsprozesses selbst, die andere auf die Grenzen der
Bildung im Entwicklungsgang bei Hegel.
Zuerst: Der Hegelsche Bildungsprozess ist Erfah-

rungsprozess und zugleich Erkenntnisprozess. Im Er-
fahrungsprozess bedeutet Erfahrung notwendig auch
immer Verlust von als sicher geglaubten Identitäten.
Johannes Heinrichs fasst dies wie folgt zusammen:
„Für das Bewußtsein des Individuums kann der Zu-
sammenhang der gegenseitigen Konstitution von All-
gemeinheit der Bildungswelt und gebildeten Einzel-
nen gerade kein harmonisches Geben und Empfangen
bedeuten, sondern nur ein schmerzliches Aufgeho-
benwerden“ (Heinrichs 1974: 316). Der Erfahrungs-
prozess ist ein umwälzender Prozess, der sich in be-
stimmter Weise gegen die Individuen selbst kehrt.
Die Frage heute ist: Wollen sich die Studierenden, die
emphatisch Bildung für sich und alle einfordern, die-
sem Prozess aussetzen? Denn hier ist kein lustvoller
Befreiungsprozess mit schnellen Erfolgen und berufli-
chen Karrieren zu erwarten. Der Weg führt durch die
bekannten Eiswüsten der Abstraktion. Zudem blei-
ben Erfahrungsprozesse als solche höchst singulär, sie
können nicht institutionalisiert werden und sind inso-
fern auch nicht einklagbar gegenüber Universitäten.
Sie können jedoch behindert werden, nicht zuletzt
durch die Bildungsinstitutionen oder deren Didaktik.
Geht es den Studierenden darum, Bedingungen für
die Möglichkeit von Erfahrungsprozessen zu schaf-
fen, um sich diesen auszusetzen zu können, geht es
um die kritische Auseinandersetzung mit der Insti-
tution und auch dem Inhalt der Universität, der zu
vermittelnden Wissenschaft? Oder geht es nur um ei-
ne bessere Ausbildung, in deren Rahmen eine solche
Bildung nur Ballast ist und die individuell auf den
Erwerb eines intelligenten Problemlösungsverhaltens
orientiert bleibt, das seine gesellschaftlichen Voraus-
setzungen nicht in Frage stellt (diskus: 10f.)? Dar-
über müssen sich die Studierenden klar werden.
Die zweite Anmerkung bezieht sich auf das

'Schicksal' der Bildung bei Hegel. In seiner „Phäno-
menologie“, die er im Untertitel „Wissenschaft der Er-
fahrung des Bewusstseins“ nennt, verfolgt Hegel das
Bewusstsein durch seine Bildungsstufen.22 Bildung
gleicht hier einem Vorgang des Allgemeinwerdens des
Individuums (Heinrichs 1974: 315). „Die Reihe sei-
ner Gestaltungen, welche das Bewußtsein auf diesem
Wege durchläuft, ist vielmehr die ausführliche Ge-
schichte der Bildung des Bewußtseins selbst zur Wis-
senschaft“ (Hegel 1807: 67). Der Erkenntnisprozess
ist dabei als Prozess der Selbstvergewisserung ange-
legt.23 Es ist ein Nachvollzug dessen, wie sich das
Individuum aus der Entfremdung einer ihm als frem-
de Welt gegenüberstehenden Realität herausarbei-

tet. Der Prozess der begrifflichen Aneignung dieser
Realität beschreibt den Bildungsprozess bei Hegel.
Der Versuch des individuellen Selbstbewusstseins, die
Welt als etwas Äußeres in sich aufzunehmen, ist Aus-
druck der auf dieser Ebene immer noch bestehenden
Entfremdung: Reine Einsicht, als das sich selbst er-
fassende Selbst, vollendet Bildung. Es begreife alles,
tilge alle Gegenständlichkeit und verwandle alles An-
sichsein in Fürsichsein.
Das Bewusstsein durchläuft bei Hegel verschiede-

ne Stufen der Bildung. Auf der Stufe der Aufklä-
rung überwinde das Bewusstsein den profanen Glau-
ben (d.h. die schlechte Einsicht der Menge und die
schlechte Absicht der Priester). Die Aufklärung je-
doch werde selbst „positiv-dogmatisch“ (Heinrichs
1974: 348). Auf der nächsten Stufe tritt die neue Ge-
stalt des Bewusstseins als die absolute Freiheit auf
– sie wird zum Schrecken. Die historische Gestalt
dazu ist die Schreckensherrschaft in der Französi-
schen Revolution. Hegel stellt dies, nach Heinrichs
(1974: 314), als den „Selbstwiderspruch der absolu-
ten Freiheit“ dar. Das Bewusstsein „ist seiner reinen
Persönlichkeit und darin aller geistigen Realität be-
wußt, und alle Realität ist nur Geistiges; die Welt
ist ihm schlechthin sein Willen, und dieser ist all-
gemeiner Willen“ (Hegel 1807: 415). „In dieser ab-
soluten Freiheit“ habe „das einzelne Bewußtsein [...]
seine Schranke aufgehoben: sein Zweck ist der allge-
meine Zweck, seine Sprache das allgemeine Gesetz,
sein Werk das allgemeine Werk“ (Hegel 1807: 416).
Die „Bildung oder Aufopferung fürs Allgemeine“, so
Heinrichs, habe „ihre 'erhabenste und letzte' Höhe
auf dem Schafott erreicht“ (Heinrichs 1974: 356).
In der Darstellung bei Hegel geht die „absolute

Freiheit aus ihrer sich selbst zerstörenden Wirk-
lichkeit in ein anderes Land des selbstbewußten Geis-
tes über, worin sie in dieser Unwirklichkeit als das
Wahre gilt“ (Hegel 1807: 422). Damit ist die nächste
Gestalt, die neue des „moralischen Geistes“ entstan-
den.
Am Ende des Entwicklungsganges der Bildung steht
dem Bewusstsein „die Wirklichkeit des Wesens nicht
mehr als eine fremde Welt der Bildung entgegen“
(Heinrichs 1974: 359). Der Gang der Bildung hat so
bei Hegel einerseits wesentliche Bedeutung, indem
darin das Individuum sich aus der Entfremdung her-
ausarbeitet, und er kommt andererseits in der abso-
luten Freiheit an einen sich selbst widersprechenden
und damit auflösenden Punkt. Der Bezug dieses indi-
viduell gedachten Prozesses zur Allgemeinheit bleibt
dabei negativ, denn die Tat des einzelnen Selbstbe-
wusstseins kann für Hegel nicht „Tat des wirklichen

22 „Die Aufgabe aber, das Individuum von seinem ungebildeten Standpunkte aus zum Wissen zu führen, war in ihrem all-
gemeinen Sinn zu fassen, und das allgemeine Individuum, der Weltgeist, in seiner Bildung zu betrachten“ (Hegel 1807:
26).

23 „Die Bildung des Individuums in dieser Rücksicht besteht, von seiner Seite aus betrachtet, darin, daß es dies Vorhandne
erwerbe, seine unorganische Natur in sich zehre und für sich in Besitz nehme. Dies ist aber ebensosehr nichts anders, als
daß der allgemeine Geist oder die Substanz sich ihr Selbstbewußtsein gibt, oder ihr Werden und Reflexion in sich“ (Hegel
1807: 26).

24 „Kein positives Werk noch Tat kann also die allgemeine Freiheit hervorbringen; es bleibt ihr nur das negative Tun; sie ist
nur die Furie des Verschwindens.“ (Hegel 1807: 418).
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allgemeinen Selbstbewusstseins“ sein (Hegel 1807:
418).24

Mit seiner Argumentation kritisiert Hegel impli-
zit individualistische Bildungsverständnisse wie das
Humboldts. Zugespitzt formuliert endet der indivi-
dualistisch gedachte Bildungsprozess in der kontin-
genten Willkür der Freiheit der Einzelnen. Damit
scheitert er. Bildung hat für sich keine Wirklichkeit.
Das „Bestreben um eine eigentümliche positive Sitt-
lichkeit“, eine Sittlichkeit die abgesondert ist, einem
Einzelnen gehört (Eigentum ist), ist nach Hegel „et-
was Vergebliches und an sich selbst Unmögliches“
(Hegel 1803: 508). Sie ist nur in der Form der Allge-
meinheit. Das widersprüchliche Verhältnis von Ein-
zelheit und Allgemeinheit löst sich auch auf der letz-
ten Ebene der Bildung auf. Es bleibt notwendig of-
fen, auf welche Allgemeinheit sich das individuelle
Bewusstsein bezieht. Bei Hegel greift der Bezug auf
die Allgemeinheit erst auf der nächsten Stufe, der
Stufe der Moralität wieder.
Individuelle Einzelheit und gesellschaftliche Allge-
meinheit lassen sich nicht über die Vorstellung von
Bildung vermitteln. Am Ende steht hier die Willkür.
Der Mensch kann auf der Stufe der Bildung seine
Selbstentfremdung nicht überwinden. In der absolu-
ten Freiheit ist die Welt schlechthin zusammengezo-
gen in das einfache Selbst.25

Die Widersprüche bleiben erhalten und treiben
die Entwicklung voran. Insofern hat die Bildungs-
vorstellung keinen Bestand. In der Hegelschen Ar-
gumentation ist der kritisierte Bildungsprozess zu-
gleich Moment des übergreifenden Erkenntnis- und
Erfahrungsprozesses des Bewusstseins. Insofern fin-
det hier wesentlich auch eine kritische Auseinander-
setzung mit Wissenschaft statt, da Wissenschaft ge-
nuin Erkenntnis- und Erfahrungsprozess ist.

Hegel verweist in seiner Rechtsphilosophie auf den
Staat als Sachwalter des Allgemeinen. Insofern könn-
te an dieser Stelle der Bildungs-Diskurs weiter ver-
folgt werden, der seinen Ausgangspunkt nahm beim
Individuellen, Einzelnen, das sich, frei von staatli-
cher Bevormundung, auf den Weg der Bildung be-
gibt – weiter und zurück zum Staat, an den der An-
spruch gestellt wird, die Wissenschaft und ihren Be-
trieb nach der Maßgabe der Vernunft und zumWohle
der Allgemeinheit zu steuern.
Karl Marx nimmt später die von Hegel im Zu-

sammenhang mit 'Bildung' eröffnete Entfremdungs-

Argumentation kritisch auf (siehe dazu: diskus: 13).
Er wird Hegel methodisch dessen „falschen Positi-
vismus“ vorwerfen, und er wird die Selbsterzeugung
des Menschen nicht als Bildungs-, sondern als Ar-
beitsprozess thematisieren (Marx 1844: MEW 40:
581, MEGA I.2: 299).26 Vom Mensch wird nun ge-
sagt, dass er seine Entfremdung nur mit der Auf-
hebung jenes (spezifischen) gesellschaftlichen Ar-
beitsprozesses überwinden kann.
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3. 1968 zwischen Bildungskatastrophe und Bildungsreform, oder: Von Picht zu
Pisa1

Von Margit Rodrian-Pfennig

Unter dem Stichwort‚Bildung’ lässt sich die Stu-
dentenbewegung nicht auf 1968 reduzieren. Den
Notstand der Bildungsinstitutionen haben die Stu-
dierenden von damals nicht erfunden, sondern eher
erlitten. Bereits Mitte der 1960er Jahre war die „Bil-
dungskatastrophe“ in aller Munde. Georg Picht, Ralf
Dahrendorf und der Deutsche Bildungsrat hatten die-
se Diagnose formuliert. Aber zweifelsohne wurden die
von Bildungsexperten geforderten Reformansprüche
und Fragen an den Universitäten und Schulen ra-
dikalisiert, die Kritik zugespitzt und fundamentaler
begründet. Sprachen die einen noch vom Bildungs-
notstand, malten andere bereits das Gespenst von
der Massenuniversität und allgemeinem Niveauver-
lust an die Wand. Bereits damals und erst recht heu-
te scheinen die Koordinaten für den Zusammenhang
zwischen Bildung, Schule und 1968 vorgegeben: Zer-
störung der Disziplin, Diffamierung des Leistungswil-
lens, Zerbrechen der Autorität in den Klassenräumen
und den Familien lauten gern formulierte Schuldzu-
weisungen.
Im Folgenden richtet sich der Fokus ausschließlich

auf die Bildungsinstitutionen und Erziehungsprakti-
ken, ihre Kritik durch die Studenten- und Schülerbe-
wegung und die Reformanstöße, die aus dieser Kritik
und den daraus entstandenen neuen Praxen hervor-
gegangen sind. Der Bildungsaspekt soll damit keines-
wegs gegenüber anderen Inhalten, Themen und Ana-
lyseperspektiven verabsolutiert werden. Dennoch bil-
det er einen zentralen Schlüssel zum Verständnis der
damaligen Ereignisse, denn der Protest entzündete
sich nicht nur in, sondern an den Bildungsinstitutio-
nen.

Was kennzeichnet das Bildungssystem und seine
Krise in den 1960er Jahren?

Im Gegensatz zur DDR, die bereits in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit und zu Beginn der 1950er
Jahre eine tiefgreifende Umgestaltung des Bildungs-
wesens durchgeführt hatte,2 wurde das Bildungs-
system in der Bundesrepublik mit seinen traditio-
nellen Schul- und Hochschulstrukturen wiederher-
gestellt. Reformversuche der westlichen Besatzungs-
mächte scheiterten am heftigen Widerstand der kon-
servativen Parteien, der Kirchen und Gymnasialleh-

rerverbände. Das dreigliedrige Schulsystem bestand
unangefochten fort, seine hohe soziale Selektivität
sorgte für eine massive Unterrepräsentanz von Kin-
dern aus der Arbeiterschicht an den Gymnasien und
erst recht an den Universitäten. Lediglich 2% aller
Facharbeiterkinder besuchten ein Gymnasium. Das
Abitur blieb einer kleinen Elite von 8% eines Jahr-
gangs vorbehalten,3 eine Zahl, die sich im Laufe der
1960er Jahre auf ca. 12% steigerte. Dass diese Er-
höhung bereits den Zustand einer „Massenuniversi-
tät“ hervorrief, belegt nicht nur das Fehlen einer vor-
ausplanenden Strukturreform, sondern den erstarr-
ten Bildungskonservatismus der Politik überhaupt.
Ein wesentliches Legitimationsargument, das bis heu-
te jede öffentliche Bildungsdebatte in Deutschland
bestimmt, bestand im Glauben an eine festgefügte
‚Begabungsideologie’. Als solche benannt und in Fra-
ge gestellt wurde sie erst in Auseinandersetzung mit
dem Bildungsbegriff im Rahmen der Studenten- und
Schülerbewegung. Die Dreigliedrigkeit des Schulsys-
tems wurde als „biologisch begründet“ legitimiert4

und mit ihr die statistische Verteilung von 80 % der
Kinder auf die Volksschulen und 12 % auf die Re-
alschulen. Aufgrund der kontinuierlichen Zuwande-
rung gut ausgebildeter Arbeitskräfte aus der ehema-
ligen DDR, der mit dem Mauerbau 1961 abrupt ab-
brach, bestand allerdings auch lange Zeit kein spür-
barer Druck zur Bildungsexpansion.
Ungeachtet dessen sowie der geforderten oder be-

fürchteten Prognosen in der Bildungspolitik stieg die
Zahl der Studierenden in den 1960er Jahren drastisch
an. Hintergrund dafür waren Wirtschaftswachstum,
Vollbeschäftigung und der allgemeine Anstieg des
Lebensstandards. Seit Mitte der 1950er Jahre hat-
te die Industrie ihren erhöhten Arbeitskräftebedarf
durch Anwerbeabkommen mit südeuropäischen Län-
dern gedeckt und so für die nationale Bevölkerung
sozialen und beruflichen Aufstieg bewirkt. Verbunden
damit stiegen auch die Bildungsansprüche der neuen
Mittelschichten. Gleichzeitig wuchs durch die Tech-
nologisierung der Industrie der Bedarf an höherquali-
fizierten Arbeitskräften. Zwar hatte schon der so ge-
nannte Sputnikschock5 1957 ein erstes Alarmsignal
ausgelöst, auf die nur von wenigen Bildungsexper-
ten geführten Diskussionen hatte dies jedoch kaum
Auswirkungen. Erst die von Georg Picht 1964 in der

1Wiederabdruck (aus: Andreas Schwab/Beate Schappach/Manuel Gogos (Hrsg.), 2008, Die 68er. Kurzer Sommer – Lange
Wirkung. Begleitbuch zur gleichnamigen Ausstellung des Historischen Museums Frankfurt am Main, Essen: Klartext Verlag)
mit freundlicher Genehmigung des Historischen Museums Frankfurt am Main

2Austausch der Lehrkräfte durch Entnazifizierung, Einführung einer achtjährigen gemeinsamen Grundschule für alle Kinder
mit anschließender vierjähriger Oberstufe, Ausbau und Öffnung des Hochschulzugangs. Die Zahl der Hochschulen wurde
bereits in den 50ern von 21 auf 44 mehr als verdoppelt, die Zahl der Studierenden verdreifachte sich auf rund 100’000.
Jessen 2004, S. 210.

3Vgl. Jessen 2004, S. 211.
4von Friedeburg 1989, S. 307.
5„Sputnik“, die erste Weltraumrakete der UDSSR, schien deren technologische Überlegenheit gegenüber dem Westen zu
belegen und bewirkte in den USA vermehrte Bildungsanstrengungen.
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konservativen Wochenzeitung „Christ und Welt“ ver-
öffentlichte Artikelserie mit dem Titel „Die deutsche
Bildungskatastrophe“ schuf öffentliche Aufmerksam-
keit für die nun breiter einsetzende Bildungsdebatte.6

Diese wurde zunächst ausschließlich unter bildungs-
ökonomischen Vorzeichen geführt; auch dies ein Cha-
rakteristikum, das bis heute anhält. Bildungsinvesti-
tionen wurden als Entwicklungsfaktor des ‚Human-
kapitals’ verstanden, als unerlässliche Antriebskraft
für langfristiges Wirtschaftswachstum.
Dieser Reduzierung der Funktion des Bildungs-

wesens auf die bloße Vermittlung von Ausbildungs-
qualifikationen stellte Ralf Dahrendorf ein stärker
demokratisch motiviertes Argument gegenüber. Die
Notwendigkeit von Bildungsreformen begründete er
mit einem Bürgerrecht auf Bildung,7 das demokra-
tisch verfasste Gesellschaften unabhängig von sozia-
ler Herkunft und wirtschaftlichen Erfordernissen ih-
ren BürgerInnen zu garantieren hätten. Damit wa-
ren zwei Motive für Reformanstrengungen und Bil-
dungsexpansion in die öffentliche Debatte eingeführt:
Das „Ausschöpfen von Begabungsreserven“ als An-
passung an den wirtschaftlichen Qualifizierungsbe-
darf und „Chancengleichheit“ als das Recht aller auf
Allgemeinbildung und demokratische Partizipation.

Die Universitäten

Die Krise der Universitäten war zwar mancherorts
bereits festgestellt, offenkundig wurde sie erst durch
die studentischen Unruhen 1966. Raumnot, völlige
Überfüllung von Lehrveranstaltungen, der Mangel an
Lehrpersonal trotz Aufstockung der Professoren- und
Assistentenstellen waren seit Anfang der 1960er Jah-
re ihr sichtbares Zeichen. Bereits 1961 hatte der
Sozialistische Deutsche Studentenbund (SDS) eine
Denkschrift und 1962 der Verband Deutscher Stu-
dentenschaften (VDS) ein Gutachten zur Hochschul-
reform vorgelegt und damit eine tiefgreifende und
umfassende Kritik formuliert. Diese blieben allerdings
ohne jede Resonanz. 1965 folgte mit „Hochschu-
len in der Demokratie“8 eine systematische Studie,
die den Aufbau des Hochschulwesens in den westli-
chen Industriegesellschaften und insbesondere in der
BRD aus den verschiedenen Funktionsperspektiven
analysierte und die bekannte Krise in ihren einzel-
nen Dimensionen offen legte. Die unterschiedlichen
Problemlagen werden nicht isoliert betrachtet, son-
dern in ihrem inneren Zusammenhang und im Kon-
text der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung ana-
lysiert. Zentrales Argument der Stellungnahmen von
SDS und VDS ist die These, dass in einer demo-
kratisch verfassten Gesellschaft die Hochschulen not-
wendigerweise die Aufgabe haben, an der Entwick-

lung und Konsolidierung demokratischer Strukturen
und der Demokratisierung aller gesellschaftlichen Be-
reiche mitzuwirken.
Doch die Universitäten selbst waren alles andere

als demokratisch verfasst. Gravierender als die man-
gelhafte finanzielle Ausstattung der Hochschulen und
ursächlich für die Krise waren ihre überkommenen
Strukturen, ihre veralteten Lehrinhalte und starren
akademischen Hierarchien. Diese kollidierten mit den
neuen politischen, ökonomischen und sozialen For-
derungen, vor allem der Forderung nach Mit- und
Selbstbestimmungsrechten der Studierenden und des
so genannten Mittelbaus: Bis Mitte der 1960er Jahre
hatten sich Durchlaufstellen für AssistentInnen oder
Dauerstellen für akademische und wissenschaftliche
Räte mehr als verdoppelt. Der Mittelbau wurde zur
quantitativ dominanten Gruppe mit hohem funktio-
nalem Stellenwert für Forschung und Lehre, aber
nur geringer wissenschaftlicher Anerkennung und ho-
her persönlicher Abhängigkeit von den Lehrstuhlin-
habern. Von den Selbstverwaltungsorganen war er
wie die Studierenden ausgeschlossen.9 Dies erklärt
die gemeinsamen Interessen zwischen Mittelbau und
Studierenden, denen die Kaste der Lehrstuhlinha-
ber oder ‚Ordinarien’ wie Feudalfürsten gegenüber-
standen, versehen mit uneingeschränkten, tradierten
Machtbefugnissen.
Die Studierenden erlebten überfüllte, meist

schlechte Lehrveranstaltungen und autoritäre Ver-
haltensweisen, da die Professorenschaft über wenig
seminardidaktische Fähigkeiten verfügte und Mög-
lichkeiten der Beteiligung kaum vorsah. Seminarkri-
tik, auch nur die Unterbrechung professoraler Mo-
nologe, waren unüblich und ungehörig. Das Einfor-
dern von Diskussionen oder gar der Widerspruch ge-
gen vorgetragene ‚Wahrheiten’ galten als „die Auto-
rität des Professors untergrabende Maßnahmen“.10

Selbständiges Denken war nicht gefragt. An der For-
derung nach einer Demokratisierung der Hochschu-
len als Voraussetzung und Grundbedingung jeglicher
Reformvorhaben und ihrer autoritären Verweigerung,
sowie an den konkreten Lehrinhalten und Lehrformen
setzten die studentischen Proteste an.

Unter den Talaren . . .

Kein anderes Bild und kein anderer Slogan haben
die Ordinarienuniversität wirkungsvoller in Szene ge-
setzt. Wie damals üblich zogen die Professoren in ih-
ren traditionellen Talaren und kettenbehängt zu den
Immatrikulationsfeiern des Wintersemesters 1967/68
am 9. November in das Auditorium Maximum der
Universität Hamburg ein. Vor ihnen herschreitend,
trugen zwei Studenten ein schwarzes Transparent

6Picht 1965.
7Dahrendorf 1965.
8Nitsch et al. 1965. Auch die 1. Denkschrift des SDS trägt diesen Titel, hat aber im Gegensatz zur 65er Publikation einen
eher programmatischen Charakter.

9von Friedeburg 1989, S. 342. Zum besonderen rechtlichen Status der Studierendenorganisationen an der Freien Universität
Berlin vgl. ebd. S. 384f.

10Schmidtke 2003, S. 242.
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mit weißen Lettern: „Unter den Talaren der Muff
von 1000 Jahren.“ Der Spruch zielte unmittelbar auf
einen vielfach beschworenen Mythos der Universitä-
ten, der ihre Restauration von Anfang an begleitete:
Sie seien „im Kern gesund“, hätten als Bewahrer einer
spezifisch deutschen Kultur den Nationalsozialismus
unbeschadet überstanden und repräsentierten unge-
brochen die Geisteselite mit Sinnstiftungsanspruch.11

Diesem die unmittelbare Vergangenheit und eige-
ne Verwicklung verdrängenden Selbstverständnis ver-
weigerte eine neue Studierendengeneration die Ge-
folgschaft, indem sie Aufklärung nicht nur forder-
te, sondern praktizierte. Die Reaktion eines Profes-
sors bei den anschließenden Tumulten war den an-
wesenden Studierenden eine Bestätigung ihres Pro-
tests: Er verstieg sich zu dem Ausruf: „Ihr gehört
alle ins KZ!“12 Ebenfalls symptomatisch und bemer-
kenswert sind die späteren Berichte der Springer-
ZeitungenWelt und Bild. Sie veränderten den Slogan
zu „. . .Muff von 100 Jahren“ und leugneten so den
Bezug zum „Tausendjährigen Reich“ der Nazis.13

Der Mythos von der im Kern gesunden Universität
begann nach innen wie nach außen zu bröckeln. Um-
so vehementer aber wurden Kritik und Demokratisie-
rungsansprüche der studentischen Organe und Ver-
bände zurückgewiesen. Diese forderten zusammen
mit Organisationen des Mittelbaus eine Drittelpari-
tät in allen universitären Entscheidungsgremien, eine
Verbesserung von Lehre und Studium sowie ein poli-
tisches Mandat. Letzteres bedeutete das Recht, auch
zu außeruniversitären politischen Themen und gesell-
schaftlichen Problemen wie den Notstandsgesetzen
oder dem Vietnamkrieg Stellung zu nehmen und ent-
sprechende Veranstaltungen durchzuführen. An der
Inanspruchnahme und praktischen Realisierung des
politischen Mandats entzündeten sich immer wieder
Auseinandersetzungen und harte Konflikte zwischen
den Uni-Leitungen und den Studierenden. Ab Mitte
der 1960er Jahre zeichnete sich ab, dass der Aus-
bau der Hochschulen zwar nach und nach in Gang
kam, um die wachsende Nachfrage aufzufangen, dass
dieser aber einherging mit Empfehlungen zur Ein-
schränkung der Studiendauer und der Einführung von
Zwangsexmatrikulationen, die Empörung hervorrie-
fen und den aktiven Protest verstärkten. Die Ordina-
rienuniversität schien nicht zu wanken, sondern sich
durch technokratische Neuerungen und Reglementie-
rungen eher zu festigen.14

Als zu Beginn der 1970er Jahre ein neues Hoch-
schulrahmengesetz formuliert wurde, das zu län-

derspezifischen Umstrukturierungen der Hochschu-
len führte, nahm die so genannte Gruppenuniversität
mit Stimmrechten aller an Forschung, Lehre und uni-
versitären Angelegenheiten Beteiligten Gestalt an.15

Doch gaben einige der ehemaligen Ordinarien ihren
Machtstatus nicht kampflos preis. Das Bundesver-
fassungsgericht musste die neue Struktur, in der sich
wenige, aber doch zentrale Forderungen der Studen-
tenbewegung wieder fanden, für grundgesetzkonform
erklären, ehe sie in Kraft treten konnte. Allerdings
wurde die in einigen Bundesländern eingeführte Drit-
telparität Ende der 1970er Jahre an allen Universi-
täten und für alle Selbstverwaltungsorgane zuguns-
ten einer absoluten professoralen Mehrheit gegen-
über den gemeinsamen Stimmrechten des Mittelbaus
und der Studierenden wieder zurückgenommen.16

Kritische Universität und aktiver Streik

Um ihre Isolation und Anonymität im herkömmlichen
Lehrbetrieb zu durchbrechen und ihren Forderungen
Nachdruck zu verleihen, entwickelten die Studieren-
den die „begrenzte Regelverletzung“,17 die erst ge-
lernt werden musste, ehe sie erfolgreich eingesetzt
werden konnte. Dem folgte ein weiterer Schritt, um
Kants Aufklärungsideal einzulösen: Sich seines eige-
nen Verstandes zu bedienen, ohne Anleitung anderer.
Die Studentenbewegung erfand neue Veranstaltungs-
formen wie die Teach-ins, neue Lehr- und Lernweisen
und erschloss sich Inhalte, die der antiquierte Wissen-
schaftsbetrieb vorenthielt. Dieser neue Stil des ‚zivi-
len Ungehorsams’, der - vermittelt über die amerika-
nische Studentenbewegung - der schwarzen Bürger-
rechtsbewegung entliehen war, veränderte nicht nur
nachhaltig den studentischen Habitus; er hat sich bis
heute als wirksames Ideal eines erfolgreichen Studi-
ums und einer guten Lehre etabliert: Aktive Studie-
rende, die Seminarinhalte diskutieren, kritisieren und
problemorientiert an eigenen Fragestellungen arbei-
ten.
Drei Projekte werden im Folgenden exemplarisch

dargestellt: Die Gründung einer Kritischen Universi-
tät in Berlin, die Politische Universität und der Ak-
tive Streik in Frankfurt.
Die Kritische Universität (KU) hatte das Ziel,

dem Wissenschaftsbetrieb eine Alternative entgegen-
zusetzen und gleichzeitig das Forum einer in die Pra-
xis überführten Studienreform zu sein, ein Instrument
„permanenter Hochschulkritik“. Um über die Hoch-
schule hinaus zu wirken, sollte sie Nichtstudieren-

11Vgl. Jessen 2004, S. 212.
12Kraushaar 2000. Wie sich bald danach herausstellte, war Prof. Dr. Berthold Spuler nicht nur SA- und NSDAP-Mitglied,

sondern hatte während des Krieges im Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete gearbeitet.
13Ebd., S. 197f.
14Zur Kritik an diesen Reformansätzen sowie vom SDS und anderen dagegengesetzte Analysen und Konzepte vgl. Leibfried

1967.
15Es ist vor allem die Bundesassistentenkonferenz, die mit ihrem Hochschulkonzept zu dieser Einigung beiträgt. Vgl. von

Friedeburg 1989, S. 417ff.
16Zur Kritik der mit der Hochschulreform einhergehenden Bürokratisierung und späteren Verwässerung der statusspezifischen

Stimmrechte vgl. Narr 2002.
17Kraushaar 2000, S. 66.
18Nitsch 1967, S. 334.
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de ansprechen, „insbesondere junge Arbeiter, Lehr-
linge und Schüler“.18 Die Seminare zu gesellschafts-
politischen und universitätsbezogenen Themen wa-
ren nicht als Gegen- sondern als Ergänzungsveran-
staltungen zum offiziellen Lehrbetrieb geplant. Den-
noch stieß das Modell auf professorale Kritik. Die
Universitätsverwaltung lehnte mit einem eigens er-
stellten Gutachten die KU ab, „da es sich dabei ‚nicht
um das Erlernen kritisch-wissenschaftlicher Metho-
den handle, sondern um die Schulung in radikal-
demokratischer Opposition’ und für entsprechende
politische Aktionen“.19 Doch noch im Sommer 1967
setzte sich eine Reihe von Professoren mit einer 12-
Punkte-Erklärung erfolgreich für die KU ein. Mit 33
Kursen im Winter- und 32 Kursen im Sommersemes-
ter 1968 fand sie pro Semester ca. 600 Teilnehme-
rInnen. Im Sommersemester überwogen Kurse, die
sich mit einzelnen Fachdisziplinen auseinandersetz-
ten. Erstmals boten auch Frauen aus dem SDS ein
Seminar über antiautoritäre Erziehung an, das den
Aufbau von Kinderläden zum Ziel hatte.
Die Politische Universität in Frankfurt war ei-

ne spontane Folge der Demonstrationen gegen die
Notstandsgesetze und sollte zwischen deren zweiter
und dritter Lesung im Bundestag ein weiteres Zei-
chen setzen. Ende Mai 196820 wurde der Frankfurter
Campus, für wenige Tage in ‚Karl-Marx-Universität’
umbenannt, nicht nur zu einem Ort des Protests,
sondern der gemeinsamen Analyse und des offe-
nen Lernens von Studierenden, kritischen Dozen-
tInnen, SchülerInnen und jungen Gewerkschaftsmit-
gliedern. Die Politische Universität praktizierte da-
mit den in vielen vorausgegangenen Kritiken theo-
retisch formulierten politischen und intellektuellen
Gegensatz zur Ordinarienuniversität. Das Seminar-
programm umfasste fünf Sektionen unter den Titeln
„Autoritärer Staat und Faschismus“, „Geschichte und
Gewalt“, „Analyse der BRD – Zur politischen Theo-
rie der APO“, „Autoritäre Schule und Widerstand“
und „Psychoanalyse und Politik“. In den insgesamt
24 Seminaren ging es um die unpolitische Universi-
tät und die Politisierung der Wissenschaft, um die
Geschichte des Widerstandsrechts und die Funktion
und Wirkungsweise von Schule, z.B. „Gesellschaftli-
cher Strukturwandel und traditionelles Bildungssys-
tem“, „Autoritäre Schule und demokratische Praxis“
oder „Sozialisation in der Schule – Erziehung zum
Vorurteil?“21

Diese Form der ‚Gegenuniversität’ mit neuen Fra-
gestellungen, Selbstverständigungen, Seminar- und
Lehrkonzeptionen setzte sich im Wintersemester
68/69 und im Sommersemester 1969 in Gestalt des
Aktiven Streiks fort. Während der Semesterferien

im Herbst 1968 hatte das hessische Kultusministeri-
um für die Lehramtsstudiengänge eine neue Studien-
und Prüfungsordnung vorgelegt, die auch eine Regle-
mentierung und Verkürzung der Studiendauer vor-
sah. Damit sollte auf den inzwischen drastischen
Lehrkräftemangel an den Schulen reagiert werden.
Die Studierenden der Abteilung für Erziehungswis-
senschaften und der philosophischen Fakultät, die
in diesen Reformvorschlägen keine ihrer Forderun-
gen umgesetzt sahen, formulierten ihre Kritik und
ihren Protest. Sie riefen auf zu einem Boykott der
Lehrveranstaltungen, der sich in den Aktiven Streik
wandelte und sich schnell auf die gesamte Frank-
furter Universität ausdehnte. Selbstorganisierte Se-
minare, Teach-ins, Go-ins, Diskussionsveranstaltun-
gen mit Adorno, Habermas und anderen kritischen
Hochschullehrern,22 fakultätsübergreifende Arbeits-
kreise, Diskussionspapiere und Vorschläge zur Neuor-
ganisation der Fakultäten und Institute machten aus
der Universität einen Ort der produktiven und lehr-
reichen Auseinandersetzung und selbständigen Wis-
sensaneignung.23

Die Schule

Die Lehramtsstudierenden forderten ein mindestens
achtsemestriges Studium für alle, statt der vorge-
sehenen sechs Semester für Grundschullehrerinnen,
Haupt- und RealschullehrerInnen, keine Kürzung der
Studienanteile der so genannten Grundwissenschaf-
ten Politologie und Soziologie, eine Verbesserung der
zweiten Ausbildungsphase sowie die Gleichstellung
aller Lehrerinnen und Lehrer, unabhängig von den
Schulformen. Es drückten sich in diesen Forderun-
gen nicht nur die Mängel des Lehramtsstudiums aus,
sondern auch die frühe Scheidelinie zwischen den drei
Schulformen: ihre unterschiedlichen Lehr- und Bil-
dungspläne, die Übergänge verunmöglichten. Denn
die an den Universitäten gestellten Fragen nach Sinn,
Zweck und Nutzen von Forschung und Wissenschaft
wurden in anderer Form auch an die Schulen adres-
siert. Was waren Sinn und Zweck von Lernen, von
Zeugnissen und Noten? Warum erhielten zukünftige
LehrerInnen für das basale Lernen in den ersten vier
Grundschuljahren eine geringere, eine minderqualifi-
zierende Ausbildung? Warum reichte für das Unter-
richten an Haupt- und Realschulen ein Schmalspur-
studium von sechs Semestern? Welche gesellschaft-
lich notwendigen Aufgabe hatten Schulen? Erschöpf-
te sich ihre Funktion darin, der Industrie, Wirtschaft
und Verwaltung qualifiziertes Personal zu liefern?

19Schmidtke 2003, S. 236.
20Zu den Auseinandersetzungen mit der Universitätsleitung, deren Aussetzung des Lehrbetriebs in der Woche vom 27.5.–1.6.,

der Besetzung der Universität durch die Studierenden und die Räumung durch die Polizei vgl. Claussen/Dermitzel 1968,
S. 32f. und 74ff.

21Ebd., S. 42f.
22In diesem Kontext findet Mitte Dezember die Besetzung des Instituts für Sozialforschung und seine Räumung durch die von

der Institutsleitung gerufenen Polizei statt.
23Zoller 1969. Zu den Arbeitskreisen und Seminarinhalten ebd. S. 138ff.
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Die Bildungsreform

Über die Bildungsexperten hinaus hatte die Studen-
tenbewegung die Diskussion solcher Fragen eröffnet
und verbreitert. Sie hatte nicht nur den „Notstand“
(Picht) der Bildungsinstitutionen in die Wohnzimmer
getragen, sondern auch das Dahrendorf’sche „Bür-
gerrecht auf Bildung“. Zum ersten Mal in der deut-
schen Geschichte gab es damit eine breite Mehrheit
für Bildungsreformen. Demokratisierung, Moderni-
sierung, Emanzipation und Bildung waren eine neue
Allianz eingegangen, die die sozialliberale Koalition
unter Willy Brandt mit dem Wahlspruch ‚Mehr De-
mokratie wagen’ 1969 an die Regierung brachte. En-
de der 1960er bis Anfang der 1970er Jahre brachten
die einzelnen Bundesländer Reformgesetze auf den
Weg, die das bis dahin noch weitgehend berufsstän-
dische Schulwesen offener gestalten und in seinen
Unterrichtsinhalten modernisieren sollten. Mit dem
Bild des ‚katholischen Arbeitermädchens vom Lan-
de’ hatten sowohl der Qualifizierungsrückstand als
auch Formen der Benachteiligung einen augenfälligen
Ausdruck gefunden.24 Alle Bundesländer führten eine
Landschulreform durch.25 Aus der Volksschule wurde
die Hauptschule von Klasse 5 bis 9 mit gleichzeitiger
Verlängerung der Pflichtschulzeit. Der Anstieg der
Geburtenzahlen machte den Bau neuer Schulen not-
wendig, die vor allem auf dem Land als Schulzentren
oder Mittelpunktschulen eingerichtet wurden. In den
sozialdemokratisch oder sozialliberal regierten Bun-
desländern wie Hessen oder Nordrhein-Westfalen, vor
allem aber in den Stadtstaaten, wurden Integrier-
te Gesamtschulen eingerichtet. Parallel dazu wurden
die alten Bildungs- und Erziehungspläne überarbeitet
und durch neue Fachunterrichtspläne ersetzt. Erst-
malig waren Bildungsziele und Fächerinhalte an fach-
wissenschaftlichen Standards orientiert. Diese Ände-
rungen leiteten die Bildungsexpansion ein, die mehr
Kinder als je zuvor in die weiterführenden Schulen
brachte und das Bildungsniveau insgesamt erhöhte.
An der vertikalen Struktur der Dreigliedrigkeit änder-
ten sie jedoch nichts. Spätestens mit der Rezession
1973/74, ausgelöst durch die Ölkrise, verloren sich
die staatlichen Reformbemühungen in parteipoliti-
schen Grabenkämpfen. Dreißig Jahre später beschei-
nigen die Pisa-Studien dem deutschen Bildungssys-
tem im Vergleich mit anderen mangelnde Effizienz,
veraltete Lehr- und Lernformen und vor allem eine
hohe Korrelation zwischen Bildungsabschlüssen und
sozialer Herkunft, die nirgends sonst auf der Welt so
gravierend ist.26

Gesamtschulen, Rahmenrichtlinien und
repressionsfreie Pädagogik

Ähnlich wie bei der Hochschulreform gab es auch
bei den Schulreformdebatten zwei Lager. Eines, das
es bei einer technologischen Modernisierung belassen
wollte, und ein zweites, das damit auch eine grundle-
gende Demokratisierung verband und die Diskussion
vor allem mit dem Schlagwort der ‚Chancengleich-
heit’ führte. Insbesondere die Einrichtung von Inte-
grierten Gesamtschulen sollte diesem Ziel dienen. An
ihnen schieden sich die Geister, auch die der 68er.
Ein Teil begleitete ihre Einführung kritisch engagiert,
ein anderer Teil lehnte sie als technokratisch und die
Klassengegensätze verschleiernd ab.27 Pädagogische
Vorbilder und Unterrichtsmaterialien für eine Schu-
le, in der alle gemeinsam lernen, unabhängig von
Herkunft und Bildungsgrad des Elternhauses, gab
es nicht. Der Blick auf das andere Deutschland, die
DDR, verbot sich wie von selbst. Dass es eine ver-
gleichbare Schulform dort als durchgängige Struk-
tur seit Bestehen gab, machte die Gesamtschule in
der Bundesrepublik von Anfang an anrüchig und des
Kommunismus verdächtig.28 Die ursprünglich vorge-
sehene wissenschaftliche Begleitung fand nie statt.
Die pädagogische Arbeit erforderte also nachdrück-
lich Innovationen, für die es allerdings keinerlei Anlei-
tungen oder Beispiele gab. Zudem standen die altein-
gesessenen Lehrerkollegien – nicht nur an der neuen
Schulform – sowohl den Strukturveränderungen wie
den inneren Reformansprüchen, die auch zunehmend
von SchülerInnen eingefordert wurden, weitgehend
ablehnend gegenüber.
Auf welche schulischen Binnenstrukturen, welchen

pädagogischen Geist trafen kritische LehrerInnen?
Gehorsam, Folgebereitschaft und Fügsamkeit29 wa-
ren die funktionalen Charakteristika der Schule. Sie
äußerten sich in Frontalunterricht, Auswendiglernen
und Abschreiben, autoritären Ritualen und Diszipli-
nierungen bis hin zu Prügelstrafe und Demütigun-
gen. Dem verweigerten sich die jungen LehrerInnen
nicht nur, sondern sie prangerten es gemeinsam mit
SchülerInnen schulöffentlich an und suchten die Aus-
einandersetzung. Sie legten Wert auf partnerschaft-
liche Umgangsweisen, änderten den Unterrichtsstil,
setzen auf Diskussionen und rationale Begründun-
gen statt Kathederwahrheiten und ersetzten autori-
täres Amtsgebaren durch persönliche Verbindlichkeit
und sachorientierte Kompetenz. Sie suchten Lernzie-
le und schulische Inhalte an Emanzipation zu knüpfen
und brachten ihr Wissen um schichtspezifische Sozia-

24Konfessionelle, regionale, geschlechts- und schichtspezifische Bildungsbarrieren waren mittlerweile gut untersucht. Vgl. von
Friedeburg 1989.

25Der Standort von Gymnasien beschränkte sich im wesentlichen auf die Städte. Auf dem flachen Land gab es meist nur
konfessionelle Volksschulen, die oft mehrere Klassen in einem Raum unterrichteten und wenige Realschulen.

26Baumert et al. 2001.
27Z.B. Heinrich 1973; Hoffmann 1972.
28Ein Blick über die nationalen Grenzen hinaus hätte diesen Eindruck zwar korrigieren können, war aber unüblich. Alle eu-

ropäischen Staaten mit Ausnahme der deutschsprachigen hatten spätestens in den 60er Jahren ihre Bildungssysteme auf
integrierte Schulen umgestellt, die gemeinsames Lernen mindestens in den ersten acht Jahren der Pflichtschulzeit vorsahen
und keine vertikale Gliederung mehr kannten.

29Negt nennt diese als damals und heute „gleich gültige, gleichwertige Begriffe für Familie, Schule und Staat“ und kennzeichnet
damit die wechselseitige Abhängigkeit der gesellschaftlichen Institutionen voneinander. Negt 1997, S. 67.
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lisation und die daraus erwachsenden unterschiedli-
chen Lernvoraussetzungen ein. Dafür erarbeiteten sie
neue Unterrichtsmaterialien, die Gruppenarbeitsfor-
men erlaubten und unterschiedliche Abstraktionsebe-
nen berücksichtigten. Neue Formen der Kooperation
und Koordination von Unterrichtsvorbereitung und
-durchführung lösten für eine kurze Zeit das pädago-
gische ‚Einzelkämpferdasein’ ab. Systemkritische In-
itiativen in den Schulen gingen beispielsweise in Hes-
sen vom 1968 in Frankfurt gegründeten Sozialisti-
schen Lehrerbund in Kooperation mit dem in Offen-
bach ansässigen Sozialistischen Büro aus. Ziel dieses
Zusammenschlusses war es, jenseits gewerkschaftli-
cher Organisationen berufliches und politisches En-
gagement im größeren Kontext pädagogischer Ar-
beitsfelder zu verbinden.30

Wie stark 68er-Impulse in die Schulreformbemü-
hungen, insbesondere die Lehrplanrevisionen einflos-
sen, lässt sich auch an den Entwürfen zu den hes-
sischen Rahmenrichtlinien (RRL) zeigen. Diese wa-
ren an Lernzielen und nicht mehr an Stoffkatalo-
gen orientiert. Die Verknüpfung mit Demokratisie-
rungsansprüchen und dem Abbau von Chancenun-
gleichheiten kam am stärksten in den Entwürfen
für Deutsch und Gesellschaftslehre31 zum Ausdruck,
an welchen sich eine der schärfsten bildungspoli-
tischen Auseinandersetzungen entzündete.32 Beide
Entwürfe von 1972 hatten eine sozialwissenschaft-
liche Gesellschaftsanalyse zur Grundlage, die sozia-
le und politische Partizipationsschranken ebenso be-
nannte wie die Kluft zwischen Verfassungsnorm und
-wirklichkeit. Diese Kluft wurde als demokratischer
Arbeitsauftrag verstanden. Außer Frage stand des-
halb, dass der Deutschunterricht eine besondere Ver-
pflichtung hat, Sprachbarrieren abzubauen, um so
Chancenungerechtigkeiten auszugleichen. Das soll-
te jedoch nicht nur kompensatorisch erfolgen, son-
dern ausdrücklich in Anknüpfung und Anerkennung
der von zu Hause mitgebrachten Sprachformen. Die
RRL unterschieden in diesem Zusammenhang zwi-
schen ‚Hochsprache’ und schichtspezifischen oder
regionalen Sprachen. Sachanalytisch wiesen sie auf
den Mittelschichtcharakter der schulischen Sprache
hin, die nicht für alle Kinder als selbstverständlich
vorausgesetzt werden könne. Den vormaligen Lite-
raturkanon ersetzten die RRL durch einen Arbeits-
bereich „Umgang mit Texten“, der von einem wei-
ten Textbegriff ausging und z. B. auch Comics oder
Gebrauchsanweisungen als analysewürdigen Unter-
richtsgegenstand ansah. Im parteipolitischen Wahl-
kampf verkürzte sich die fachliche Diskussion der
RRL Deutsch schließlich auf den Slogan „Marx statt
Rechtschreibung“.33 Dieser Entwurf wurde zurück-

gezogen. Ähnlich polemische und aufgeregte Reak-
tionen erfuhren die RRL Gesellschaftslehre mit ih-
rem obersten Lernziel der „Selbst- und Mitbestim-
mung“. Ihre Aktualitäts- und Problemorientierung
war in den Augen der Arbeitgeberverbände und bür-
gerlichen Parteien nichts anderes als „Erziehung zum
Klassenkampf“.
Etwa im selben Zeitraum, in dem die aufgeregten

Debatten um die Rahmenrichtlinien einsetzen, verab-
schiedete die sozialliberale Bundesregierung den so
genannten Radikalenerlass. Als Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes traf er zwar auch Lokführer und
Briefträger, war aber in der Hauptsache auf den Bil-
dungsbereich, die Schulen und Hochschulen gerich-
tet. Etwa eine halbe Million BewerberInnen wurden
vom Verfassungsschutz überprüft. Die (ungesicherte)
Zahl von 500 – 1’000 Ablehnungen bzw. Berufsver-
boten nimmt sich demgegenüber klein aus. Über die
Verfassungsschutzüberprüfungen hinaus wurden un-
zählige LehrerInnen enervierenden Anhörungen und
Disziplinierungsmaßnahmen unterworfen, weil Unter-
richtsstile oder Unterrichtsmaterialien den Schulauf-
sichtsbehörden, oft auch ortsansässigen Industriebe-
trieben, ein Dorn im Auge waren. Dennoch gingen
von den 68ern an den Gesamtschulen und an den
Gymnasien, wo sie oft einen größeren Teil der Kolle-
gien ausmachten, nachhaltige Reformimpulse aus.

Antiautoritäre Erziehung und Kinderläden

Der erste Kinderladen entstand im Juli 1967 in
Frankfurt am Main. Monika Seifert, die damals am
Institut für Sozialforschung arbeitete, gründete in
Uninähe die ‚Kinderschule’ für Kleinkinder. Diese
Gründung war bewusst als Alternative zu den her-
kömmlichen Kindergärten und als Reformbeitrag ge-
plant.34 Neben der Kritischen Theorie der Frankfur-
ter Schule, in erster Linie Adornos, waren es vor allem
reformpädagogische und psychoanalytische Ansätze
der 1920er Jahre,35 aus denen die politische Päd-
agogik mit und nach 68 ihre kritischen Reformim-
pulse bezog. Adornos Leitsatz, „dass Auschwitz nicht
sich wiederhole“,36 und die „Studien zum autoritär-
en Charakter“ von 1950 motivierten maßgeblich die
Kritik an autoritären Erziehungsstilen. Zu den po-
litischen Grundüberzeugungen gehörte, dass gesell-
schaftliche Machtverhältnisse und autoritäre Struk-
turen nur über Selbstveränderung und die Neuge-
staltung zwischenmenschlicher Beziehungen aufzu-
brechen seien. Der Anstoß, dies in die eigene Pra-
xis zu überführen, ging von einer im SDS aktiven
Frauengruppe aus, die selbst Kinder hatte. Der von
Helke Sander und Marianne Herzog 1968 gegrün-
dete Aktionsrat zur Befreiung der Frauen gründe-

30Zur Organisationsgeschichte vgl. Oy 2007.
31Gesellschaftslehre fasste die Fächer Geschichte, Erdkunde und Sozialkunde zu einem Lernbereich zusammen.
32Vgl. von Friedeburg 1989, S. 449ff.
33Kogon 1974.
34Jansa 1999, S. 117ff.
35Zentral für eine realisierbare Gegenpraxis war das Beispiel Summerhill, eine 1921 gegründete englische Privatschule: Neill

1969.
36Adorno 1971, S. 88.
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te die ersten Kinderläden aus zwei pragmatischen
Motiven heraus: Die Kinderbetreuung sollte kollek-
tiv organisiert werden, um mehr Freiräume für Stu-
dium und politische Arbeit zu bekommen, und um
Erziehungsformen praktizieren zu können, die im Ein-
klang mit den eigenen Lebens- und Beziehungsvor-
stellungen standen. Es brauchte allerdings die spek-
takuläre Aktion des ‚Tomatenwurfs’ auf der SDS-
Delegiertenkonferenz 1968 in Frankfurt, damit San-
der dort das politische Konzept des Aktionsrats über-
haupt vorstellen konnte.37

Die Kinderläden entwickelten sich über Berlin hin-
aus schnell zu einem erfolgreichen Typus der Gegen-
institution. Allein ihre Existenz warf damals ein grel-
les Licht auf die staatlichen und weitgehend kirchli-
chen Kindergärten: In Berlin standen 1967 ca. 30’000
Plätzen in Vorschuleinrichtungen eine Warteliste von
fast 20’000 Kindern gegenüber.38 Es fehlten Räume
und ausgebildetes Personal sowie eine kindergerech-
te Möblierung. Auf eine Erzieherin kamen oft mehr
als vierzig Kinder, die in ein festgefügtes Tagesab-
laufschema gepresst wurden. Die Kindergärten hat-
ten den Charakter von Aufbewahranstalten. Ohnehin
besuchten nur etwa 25% aller Kinder zwischen drei
und sechs Jahren einen Kindergarten, weil Hausfrau-
enehe und die direkte elterliche Erziehungsgewalt das
herrschende familiäre Leitbild waren. Nur eine ‚Ra-
benmutter’ schickte ihr Kind in den Kindergarten.
Die Frauen des Aktionsrates entwickelten zunächst

ein pragmatisches Konzept: Sie bildeten Gruppen von
8 – 12 Kindern und suchten Räume, die sie in still-
gelegten Fabriketagen, leeren Lagerhallen oder auf-
gegebenen ‚Tante-Emma-Läden’ fanden – daher der
Name Kinderladen.
Sie organisierten die Betreuung unter sich oder mit

Erzieherinnen, die den etablierten Einrichtungen den
Rücken gekehrt hatten, und entwickelten in der Re-
flexion dieser Praxis ihr erzieherisches Konzept. Den
Normen einer strengen Reinlichkeitserziehung, von
Verneinung und Unterdrückung kindlicher Sexualität
und Neugier, von Ordnung und Gehorsam stellten
sie eine freie Entwicklung, Aushandeln von Regeln
und nackte Körperlichkeit, Ausprobieren und Spie-
len mit Matsch, das Beantworten aller Fragen ohne
Tabus und das Eingeständnis eigener Fehlbarkeit ge-
genüber. Viele, nicht nur studentische Eltern, über-
nahmen diese Konzepte und vor allem die Idee der
Selbstorganisierung.
In Berlin wurde die Kinderladenbewegung be-

reits Ende 1968 straffer organisiert und stärker den
dann veränderten politischen Strategien unterworfen.
Nicht mehr Selbstbestimmung und eigene Verände-
rung standen im Vordergrund, sondern „Erziehung
und Klassenkampf“. In Projekten mit Arbeiterkin-
dern wurden diese zum Objekt von Erziehungsmaß-
nahmen, die sie den „richtigen“ Klassenstandpunkt
einnehmen lassen sollten. Diese Gruppen grenzten

sich betont von der „bürgerlich-antiautoritären“ Er-
ziehung ab.39 Großer Erfolg war ihnen indes nicht
beschieden.

Was bleibt?

Nie vorher und nicht mehr nach der Zeit von Mitte
der 1960er bis Mitte der 1970er Jahre haben Bil-
dung und ihre gesellschaftliche Bedeutung eine der-
artige öffentliche Aufmerksamkeit erfahren und wur-
den so breit diskutiert. Von 68 ging eine Vielzahl von
Impulsen aus, die freilich nur halbherzig aufgegrif-
fen wurden. Mit dem Ende der Bildungsreform 1974
hat sich ein Mehltau über viele der damit verbun-
denen Themen gelegt, was besonders an den Reak-
tionen auf die Pisa-Studie deutlich wird. Die Struk-
turfrage wird bis heute nicht wirklich gestellt, Bega-
bungsideologien feiern fröhliche Urstände. Nach wie
vor produziert das Bildungssystem Hemmnisse und
Ausgrenzungen. Denjenigen, die an diesen Auslese-
strukturen scheitern, wird dies als Begabungs- oder
Anstrengungsmangel angelastet. Heute sind das die
Kinder von MigrantInnen oder der „bildungsfernen
Schichten“. Hohe Wellen schlägt zur Zeit auch der
geplante Ausbau der Kindergartenplätze. In der Dis-
kussion finden sich viele Argumente wieder, die die
frühere Kinderladenbewegung begleitet hatten. Der
Emanzipationsgedanke von Bildung, ein eigenständi-
ges Element der deutschen Studentenbewegung, ver-
liert mit dem Ende der Bewegung seine Inspirations-
kraft. Er ist bisher nicht wieder aufgegriffen worden.
Dennoch haben sich die Schulen seit 68 unzweifelhaft
verändert, sind zivilisierter und humaner geworden.
Erziehungsstile sind entlasteter und freier geworden,
die Familienbeziehungen ein Stück offener.
Dass sich über die ‚Große Pädagogik’ oder die

Schule eine Gesellschaft nicht verändern lässt, son-
dern Gesellschaft umgekehrt die Schule wandelt, ist
eine der Lehren aus 68. Dass diese Veränderung im
Nachhinein als eine zwangsläufige erscheint, ist ei-
ne Täuschung. Denn jeder Wandel braucht Antriebe
– und konkrete Individuen und Gruppen, die diesen
Antrieb spüren, tragen und gegen Widerstände rea-
lisieren.

37Kätzel 2002, S. 165ff.
38Vgl. Sadoun et al. 1970, S. 20.
39von Werder 1972.
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4. Neoliberale Hochschulpolitik, oder: wie die Hochschulen durch umfassende
Etablierung eines Pseudo-Wettbewerbs zugrunde gerichtet werden

Von Oliver Brüchert

Seit Anfang der 90er Jahre befinden sich die Hoch-
schulen in Deutschland und Europa in einem tief-
greifenden Umstrukturierungsprozess, der mit dem
Begriff „neoliberal“ durchaus treffend bezeichnet ist.
Neoliberal in dem Sinne, dass die Marktideologie
machtvoll durchgesetzt und wirksam wird in einem
Bereich, in dem das freie Spiel der Marktkräfte weder
funktionieren kann (ob das überhaupt je irgendwo
funktioniert, sei dahin gestellt), noch wünschenswert
erscheint. Bildung und Wissenschaft gehören zu den
klassischen Bereichen einer sozialen Infrastruktur, die
möglichst allen Menschen kostenlos zur Verfügung
gestellt werden sollte.1

Bei der Kritik neoliberaler Bildungspolitik ist aber
auch immer wieder klarzustellen, dass Bildung und
Wissenschaft zuvor nicht frei von ökonomischen
Zwecken betrieben wurden. Gerade die Bildungsex-
pansion der 60er und 70er Jahre folgte wirtschafts-
politischen Imperativen. Es ging nicht zuletzt darum,
im Ost-West-Konflikt technologisch die Oberhand zu
gewinnen, nachdem die Sowjetunion 1957 den ers-
ten Satelliten in den Weltraum geschossen und damit
im Westen den sogenannten „Sputnikschock“ ausge-
löst hatte. Auch der Übergang von der Industrie- zur
Dienstleistungsgesellschaft ist spätestens seit Daniel
Bells 1973 verfasstem Werk über die heraufziehende
„nachindustrielle Gesellschaft“2 ein elementarer Be-
zugspunkt jeglicher Bildungs- und Wissenschaftspo-
litik. Schulen und Hochschulen haben demnach vor
allem den Zweck, den Nachschub an hochqualifizier-
ten Arbeitskräften sicherzustellen, die Forschung hat
in erster Linie die Aufgabe, den technologischen Fort-
schritt in der Konkurrenz zwischen Staaten und Staa-
tenblöcken als Wettbewerbsvorteil zu sichern.
In diesem Verständnis schien es eine Zeitlang sinn-

voll und war es politisch durchsetzbar, einen wach-
senden Anteil des gesellschaftlichen Wohlstands für
Bildung und Wissenschaft auszugeben. Das auf dem
„Bildungsgipfel“ 2008 ausgelobte Ziel, bis 2015 zehn
Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BiP) für Bil-
dung auszugeben, wurde 1975 nur knapp verfehlt:
9,7 % des BiP wurden gemäß der Berechnungen
des Statistischen Bundesamts auf dem Höhepunkt
der Bildungsexpansion für Schulen, Hochschulen und

Forschungseinrichtungen aufgewandt.3 Bereits 1977
einigten sich die Ministerpräsidenten, Kultus- und Fi-
nanzminister der Länder im sogenannten „Doppelbe-
schluss“ jedoch darauf, die Hochschulen zwar wei-
terhin für alle Studierenden offen zu halten, die Fi-
nanzmittel aber einzufrieren. Während in der Fol-
ge die Studierendenzahlen weiter stiegen, sank der
Anteil der Bildungsausgaben am BiP auf 7,7 % im
Jahr 1995. Seither sind sie, insbesondere aufgrund
eines wachsenden Anteils privater Bildungsinvesti-
tionen (auch Studiengebühren gehören bei derarti-
gen Berechnungen zu den Bildungsausgaben), wie-
der leicht gestiegen: auf 8,5 % im Jahr 2006. Dass
das 10-Prozent-Ziel ohne Rechentricks erreichbar ist,
wird allerdings bezweifelt.4

Die Folgen der jahrzehntelangen Sparpolitik an
den Hochschulen waren überfüllte Hörsäle, marode
Gebäude, schlecht ausgestattete Bibliotheken und
ein zunehmendes Missverhältnis zwischen der Zahl
der Studierenden und der Zahl jener, die für ihre Be-
treuung zuständig sind. Für die Lehrenden bedeutete
das neben überfüllten Veranstaltungen insbesonde-
re eine enorme Prüfungslast bei gleichzeitig steigen-
den Erwartungen an die „Qualität“ der Ausbildung.
Während den bildungspolitischen Programmen zu-
folge die Lehre ins Zentrum gerückt werden sollte,
wurden die Professorinnen und Professoren bereits
in den 80er Jahren immer stärker an ihren Erfolgen
beim Einwerben von Drittmitteln gemessen. Statt die
Einheit von Forschung und Lehre weiter zu entwi-
ckeln, wurde beides gegeneinander ausgespielt.
Doch nicht nur infolge mangelhafter finanzieller

Ausstattung befanden sich die Hochschulen vor Ein-
setzen der neoliberalen „Reformen“ in einem bekla-
genswerten Zustand. Auch hinsichtlich der Inhalte
von Forschung und Lehre und bezüglich ihrer in-
neren demokratischen Verfasstheit waren die Hoch-
schulen zu Beginn der 90er Jahre zu kritisieren. Statt
kritischer Wissenschaft und emanzipatorischer Bil-
dung herrschte vielerorts blinder Technikglaube, wur-
de Herrschaftswissen (re)produziert und die Studie-
renden in elitärem Geist auf die Anforderungen der
Wirtschaft vorbereitet. Die akademische Selbstver-
waltung wurde im Namen der Wissenschaftsfreiheit

1Das von der links-netz-Redaktion entwickelte Konzept einer „Sozialpolitik als Bereitstellung einer sozialen Infrastruktur“
mit weiteren Diskussionsbeiträgen und Ergänzungen findet man auf der Seite http://www.links-netz.de/rubriken/R_
infrastruktur.html.

2Bell 1975.
3Alle Zahlen: Statistisches Bundesamt.
4Vgl. Loewe 2010.
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gleich vollständig durch Etablierung einer Professo-
renmehrheit in sämtlichen Gremien zu einer quasi-
feudalen Veranstaltung, die Studierendenvertretun-
gen mussten unentwegt um das allgemeinpolitische
Mandat kämpfen, eigenständige Vertretungsstruktu-
ren des „wissenschaftlichen Mittelbaus“ gab es nicht
und „die Sonstigen“ blieben, wie der Name schon
sagt, bei der Mitbestimmung ohnehin weitgehend un-
berücksichtigt.
Forderungen nach einer Reform der Hochschulen

und des ganzen Bildungssystems wurden Ende der
80er/Anfang der 90er Jahre in erster Linie von den
Studierenden und von Schülerinnen und Schülern
erhoben. Sie forderten mehr Mitbestimmung, aber
auch mehr Geld für Bildung, eine weitere soziale Öff-
nung der Schulen und Hochschulen, freie und kriti-
sche Bildung und eine Wissenschaft in gesellschaft-
licher Verantwortung. Doch diesmal waren es ande-
re gesellschaftliche Kräfte, die den Reformen ihren
Stempel aufdrücken konnten.

Elemente einer neoliberalen Hochschulpolitik:
Autonomie = Fremdbestimmung

Die Grundlagen des neoliberalen Durchmarschs in
der Bildungs- und Hochschulpolitik wurden bereits
mit Antritt der Regierung Kohl gelegt: Mit dem
Slogan „Leistung muss sich wieder lohnen“ hatte
die CDU 1982 den Wahlkampf zum Regierungs-
wechsel geführt und sich in den Folgejahren dar-
an gemacht, den neoliberalen Vorbildern Thatcher
und Reagan nachzueifern. Das hieß neben einer
monetaristischen Geldpolitik („starke D-Mark“) und
der Zerschlagung gewerkschaftlicher Macht insbe-
sondere die umfassende Privatisierung staatlicher In-
frastruktur: Post/Telekommunikation, Energie, Ver-
kehr, Bildung, später auch der Sozialsysteme, der
Renten und des Gesundheitswesens.
Weil aber der schlichte Ausverkauf der Staatsbe-

triebe an private Unternehmen in Deutschland ins-
besondere im Bildungssektor nicht durchsetzbar ge-
wesen wäre, mussten andere Wege gefunden werden,
Schulen und Hochschulen der Marktlogik zu unter-
werfen und sie so für die Profitinteressen der Privat-
wirtschaft zu öffnen. Einige Elemente finden wir be-
reits in den „10 Thesen zur Hochschulpolitik“, mit de-
nen der Wissenschaftsrat 1993 einen wichtigen Bei-
trag leistete, die Reformdebatte in Schwung zu be-
kommen: stärkere Berufsorientierung des Studiums,
Orientierung am Bedarf der Wirtschaft, Evaluation,
Einhalten der Regelstudienzeiten, etc. Die entschei-
denden Forderungen sind jedoch in der zehnten und
letzten These zusammengefasst:
„Der Erfolg der vorgeschlagenen Reformmaßnah-

men ist davon abhängig, daß die Hochschulen in

die Lage versetzt werden, die Reformziele aufzugrei-
fen und autonom umzusetzen. Dies setzt handlungs-
fähige Hochschulen voraus, denen durch schritt-
weise Globalisierung der Haushalte und Deregulie-
rung des Haushaltsvollzugs mehr Budgetsouveränität
eingeräumt werden sollte. Hochschulautonomie und
Eigenverantwortlichkeit verlangen nach einem ent-
scheidungsfähigen Hochschulmanagement, vor allem
nach einer Stärkung der Dekane.“5

Hochschulautonomie wurde also von vornherein
als Stärkung des Managements und dessen „Hand-
lungsfähigkeit“ im Sinne einer begrenzten Verfügung
über die eigenen Mittel (Budgetierung, Globalhaus-
halte) verstanden. Gleichzeitig war klar, dass die öf-
fentlichen Ausgaben für die Hochschulen nicht (bzw.
allenfalls in sehr bescheidenem Umfang) steigen wür-
den. Die einzige Möglichkeit für die Hochschulen,
ihr Budget zu steigern, bestand in der Zunahme der
eingeworbenen „Drittmittel“. Indem den Hochschul-
leitungen nun mehr Freiheit beim Umgang mit be-
grenzten Mitteln zugebilligt wurde, gab man ihnen
ein Instrument an die Hand, den internen Wettbe-
werb (zwischen den Fachbereichen und Forschungs-
schwerpunkten) zu intensivieren. Die Drittmittelquo-
te etablierte sich schnell als alles bestimmender Pa-
rameter, an dem die interne Mittelverteilung sich
ausrichtet, erst durch „Drittmittelprämien“, später
durch Einführung der „leistungsorientierten Mittelzu-
weisung“ (LOMZ). Doch auch im Wettbewerb gan-
zer Hochschulen gegeneinander geht es um insge-
samt begrenzte Mittel – erfolgreich eingeworbene
Drittmittel führen in den meisten Fällen nicht zu
einer Erhöhung der öffentlichen und privaten Aus-
gaben für die Forschung, sondern regeln lediglich,
welcher Hochschule sie zugute kommen. Die vorder-
gründig eingeführte Marktlogik basiert gerade nicht
auf einer marktförmigen Steuerung, sondern ist ein
künstlich aufgepfropfter Wettbewerb, den Andreas
Keller als Quasi-Märkte bezeichnet und folgenderma-
ßen charakterisiert: „Das Ergebnis der auf diese Wei-
se erzeugten Quasi-Märkte ist also nicht eine Auto-
nomie der Hochschule, sondern deren Heteronomie:
ihre externe Steuerung durch marktförmigen Wett-
bewerb.“6

Ebenfalls im Jahr 1993 machte der Spiegel mit sei-
nem „Hochschulranking“ Furore.7 Zwar war das ers-
te Spiegel-Ranking bereits 19898 erschienen, doch
erst im zweiten Anlauf kam der Ball richtig ins Rol-
len. Inzwischen war das hochschulpolitische Terrain
bereitet. Wissenschaftsrat, Kultusministerkonferenz
(KMK) und Hochschulrektorenkonferenz (HRK) for-
derten die Einführung umfassender Evaluationssys-
teme im Hochschulbereich.9 Effizienz, Wettbewerb
und Leistungsfähigkeit waren die neuen Maximen, die
das Bildungssystem ohne zusätzliche staatliche Mit-

5Wissenschaftsrat 1993.
6Keller 2004.
7Dieser Abschnitt orientiert sich weitgehend an meinem bereits publizierten Aufsatz: Brüchert 2009.
8„Studieren heute: Welche Uni ist die beste? Spiegel-Rangliste der westdeutschen Hochschulen.“ Der Spiegel Spezial 1/1990.
9Vgl. neben den „10 Thesen“ des Wissenschaftsrats insbesondere die Entschließung des 176. Plenums der HRK vom 3. Juli
1995, in dem bereits überwiegend quantitative Indikatoren für die Lehrevaluation benannt werden.



Teil III. Hochschule im Neoliberalismus 39

tel international wettbewerbsfähig machen sollten.
In kurzer Folge kamen zahlreiche weitere Rankings
auf den Markt. Dem Spiegel folgten u.a. der Focus,
die F.A.Z., das Centrum für Hochschulentwicklung
(CHE) der Bertelsmann-Stiftung (erst in Kooperati-
on mit dem Stern, seit 2005 gemeinsam mit der Zeit)
und mehrere Wirtschaftmagazine – am prominentes-
ten darunter das Ranking der Wirtschaftswoche, das
auf der Befragung von „Personalern“ (diesen Begriff
verwendet die Wirtschaftswoche in ihren Berichten
über das Ranking anstelle des in der Beschreibung
der Methode verwendeten Wortes „Personalchefs“)
basiert, die bewerten sollen, welche Uni die Studie-
renden „am besten auf ihren Job und ihre Karriere“
vorbereitet. Den Hochschulen sollte durch die Ran-
kings der neue Geist des Wettbewerbs nahe gebracht
werden, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler sollten sich besonders in der Lehre stärker an
den Bedürfnissen der potentiellen „Kunden“ orien-
tieren, den Studierenden sollten sie als praktischer
Ratgeber und Wegweiser auf dem Weg ins Studium
und die anschließende Karriere dienen. Die Zeitun-
gen und Zeitschriften konnten durch die Publikation
von Hochschulrankings Anfang der 90er Jahre mit
einem guten Absatz rechnen, weil die Studierenden
zunehmend unter Druck gerieten, ihr Studium vor-
ausschauend an künftigen Berufsaussichten zu ori-
entieren. Ein akademischer Abschluss alleine, so das
neue Credo, versprach keinen sicheren Job mehr, es
musste schon das richtige Fach mit der angemes-
senen Berufsorientierung und die richtige Universi-
tät sein. Seit 2001 betreibt das „Centrum für Hoch-
schulentwicklung“ (CHE) der Bertelsmann-Stiftung
auch ein Forschungsranking und mit einer „Pilotstu-
die“ in den Fächern Chemie und Soziologie 2008 be-
müht sich der Wissenschaftsrat ebenfalls um die Eta-
blierung eines eigenen Ratings der Forschungsleis-
tungen einzelner Fächer.10 Die Besonderheit dieser
Forschungsrankings besteht in der Idee einer Gesam-
terhebung (im Unterschied zu den Stichprobeverfah-
ren der Studienrankings), wobei das Verfahren des
Wissenschaftsrats erheblich mehr Engagement der
betroffenen Fachbereiche erfordert. Die Bedeutung
der Hochschulrankings und der durch sie verursach-
te Arbeitsaufwand lässt sich z.B. daran ablesen, dass
die Fachbereiche an der Universität Frankfurt vom
Präsidium aufgefordert wurden, „Rankingbeauftrag-
te“ zu benennen und dass es an vielen Hochschu-
len bereits eigene Verwaltungsstellen gibt, die sich

mit der Datenerhebung, Koordination und Betreuung
der verschiedenen Rankings befassen. Auf internatio-
naler Ebene sind vor allem das „Shanghai-Ranking“
(seit 2003) und die „World University Rankings“ (seit
2004) des Times Higher Education Supplement zu
erwähnen. Der Spiegel veröffentlichte 1998 erstmals
ein „europäisches Hochschulranking“. Die Etablie-
rung eines offiziellen Rankings seitens der EU wird
seit mehreren Jahren politisch diskutiert, ist aber bis-
her nicht umgesetzt.11

Hochschulrankings greifen zum einen die Wettbe-
werbslogik auf und setzen sie in Form von Tabel-
len um, in denen – analog einer Bundesligatabelle
– die Sieger oben stehen. Indem sie beanspruchen,
die Nachfrage (der Studierenden nach Studienplät-
zen) beeinflussen zu können, sollen Hochschulen da-
zu gebracht werden, ihre „Hausaufgaben“ zu ma-
chen. Insbesondere durch die Veröffentlichung von
Forschungsrankings ist es darüber hinaus gelungen,
die dabei zugrunde gelegten quantitativen Parame-
ter zu den entscheidenden Größen zu machen, an
denen sich wissenschaftliche „Leistung“ messen las-
sen muss, sei es bei der internen Mittelverteilung,
den Leistungsanteilen der Professorenbesoldung oder
in Berufungsverfahren. Dabei handelt es sich wieder
um Kriterien, die von außen an die Wissenschaft her-
angetragen werden und mit denen klar benennba-
re wirtschaftliche Interessen verknüpft sind: Neben
der „Drittmittelquote“ hat sich die sogenannte Bi-
bliometrie als wichtiger Parameter etabliert. Private
Unternehmen (allen voran der Medienkonzern Thom-
son Reuters, der aus der Übernahme der Nachrich-
tenagentur Reuters durch den Informationsdienstleis-
ter Thomson entstand) haben aufwändige Verfah-
ren entwickelt, wissenschaftliche Veröffentlichungen
und Zitationen zu zählen und zu bewerten. Der Clou
der Verfahren besteht darin, dass es lediglich darauf
ankommt, in welchen Zeitschriften ein Aufsatz ver-
öffentlicht und wie oft er zitiert wurde. Wovon der
Aufsatz handelt und wie sich die Zitate auf den zi-
tierten Text beziehen, spielt ausdrücklich keine Rolle.
Wissenschaft ist in dieser schönen neuen Welt völlig
frei von Inhalten.

Aktuelle Entwicklungen: „Bologna“ und „Exzellenz“

Ein weiterer Hebel, über den die Hochschulen der
pseudo-marktwirtschaftlichen Steuerung unterworfen
werden, ist die als „Bologna-Prozesses“ bekannt ge-

10Mit der Bezeichnung Rating möchten sich die Ersteller nach eigenem Bekunden von der Wettbewerbslogik der Rankings
distanzieren: „Die Bewertungen nach den einzelnen Kriterien werden nicht zu einer Gesamtnote verrechnet, es wird keine
Rangliste erstellt, sondern für jede Einrichtung ein individuelles Bewertungsprofil gezeichnet, das die Stärken und Schwä-
chen in den einzelnen Leistungsbereichen sichtbar macht. (...) Die Bewertungen erfolgten auf einer fünf-stufigen Skala mit
den Notenstufen: ‚5 exzellent’, ‚4 sehr gut’, ‚3 gut’, ‚2 befriedigend’ und ‚1 nicht befriedigend’.“ (Steuerungsgruppe 2008)

11Wie die Süddeutsche Zeitung am 8.6.2009 meldete, gewann das CHE gemeinsam mit internationalen Partnern eine Aus-
schreibung der EU-Kommission, ein Konzept für ein „weltweites Uni-Ranking“ zu erarbeiten. Nach Angaben des CHE soll
binnen zwei Jahren geklärt werden, ob sich „auf Basis der CHE-Methodik“ ein weltweites Ranking etablieren lässt, das die
Schwächen der bisherigen weltweiten Rankings vermeidet.

12Man kann gar nicht oft genug darauf hinweisen, dass die 1999 von einigen Ministern und vielen Staatssekretären in Bolo-
gna unterschriebene Erklärung eine reine Selbstverpflichtung der Unterzeichnenden ist: „Wir verpflichten uns hiermit, diese
Ziele – im Rahmen unserer institutionellen Kompetenzen und unter uneingeschränkter Achtung der Vielfalt der Kulturen,
der Sprachen, der nationalen Bildungssysteme und der Autonomie der Universitäten – umzusetzen, um den europäischen
Hochschulraum zu festigen.“ Weder ist sie, wie häufig behauptet, eine EU-Politik, noch wurde sie je von irgendeinem
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wordene Studienreform.12 Neben der Durchsetzung
einer zweistufigen BA/MA-Struktur geht es dabei
im Namen der europäischen Harmonisierung (Ver-
gleichbarkeit der Abschlüsse) und der Studierbarkeit
(Einhaltung der Regelstudienzeiten, Bestimmung des
„Workload“ durch das Kreditpunktesystem) um die
Etablierung eines umfassenden Akkreditierungsrah-
mens: Jeder neue Studiengang muss von einer Ak-
kreditierungsagentur bewertet, genehmigt und in re-
gelmäßigen Abständen evaluiert werden.13 Die Ak-
kreditierungsagenturen selbst werden vom Akkredi-
tierungsrat akkreditiert, einer Stiftung mit gesetzli-
chem Auftrag. Das hat mit „Autonomie“ und „Wett-
bewerb“ erkennbar nichts zu tun, sondern unterwirft
die Hochschulen bei der Studiengangsplanung einer
rigiden Kontrolle. Die Studiengänge sind in ein vor-
gefertigtes Korsett festgelegter Studiendauer, Prü-
fungsformen und akribisch errechneter Arbeitsbelas-
tung der Studierenden zu zwängen. Studiengänge
sind in Module zu gliedern, die Inhalte der Module
sind anhand der „Kompetenzen“ zu beschreiben, die
die Studierenden erwerben („output-Orientierung“).
Bei den BA-Studiengängen ist ferner der Praxisbe-
zug im Sinne strikter Berufsorientierung ein wichtiger
Prüfstein.
Ihre Konkurrenzen versuchen die auf Wettbewerb

getrimmten Hochschulen nun innerhalb dieses for-
malen Korsetts auszutragen, indem sie die Inhalte
der Studiengänge möglichst originell und einzigar-
tig gestalten. Jeder Fachbereich erfindet seine eige-
nen Module, die es in dieser Form an keiner ande-
ren Hochschule gibt. Damit führen sie gleich zwei
der zentralen Bologna-Ziele, die Vergleichbarkeit und
die Mobilität, ad absurdum, indem es kaum mehr
möglich ist, die an einer anderen Hochschule er-
worbenen Studienleistungen für einen Studiengang
der gleichen Fachrichtung an einer anderen Hoch-
schule anzuerkennen. Darüber hinaus bemühen sich
die Hochschulen im MA-Bereich lukrative Bezahlstu-
diengänge zu etablieren. Damit treten sie nicht nur
untereinander tatsächlich einmal in eine echte Kon-
kurrenz, sondern auch mit privaten Anbietern, die
im Bildungsmarkt ohnehin das Geschäft der Zukunft
wittern. Allerdings ist auch dieser Wettbewerb nicht
zuletzt Folge einer künstlich erzeugten Knappheit an
kostenlosen Studienangeboten im MA-Bereich. Trotz
der angekündigten Korrekturen im Bologna-Prozess,
hält die deutsche Bildungspolitik an den hohen Hür-
den beim Übergang vom BA zum MA fest. Die 2010
neu gefassten Strukturvorgaben zur Akkreditierung14

enthalten weiterhin die Möglichkeit, zur „Qualitäts-
sicherung oder aus Kapazitätsgründen (...) für den

Zugang oder die Zulassung zu Masterstudiengän-
gen weitere Voraussetzungen“ zu bestimmen. Nach
Schätzungen des Deutschen Hochschulverbands, rei-
chen die Kapazitäten aber nur für Rund ein Drittel
der Bachelorabsolventen.15 Der Übergang wird durch
aufwändige und natürlich für jeden Studiengang indi-
viduell zugeschnittene Zulassungsverfahren geregelt,
die nicht zuletzt den Effekt haben, den Studieren-
den, die den Sprung ins Masterstudium schaffen, ein
ordentliches Maß an Elitebewusstsein einzuimpfen.
Elite und Exzellenz sind ohnehin zu den prägenden

Vokabeln der aktuellen Reformen avanciert. Nicht
erst seit im Rahmen der „Exzellenzinitiative des Bun-
des und der Länder zur Förderung von Wissenschaft
und Forschung an deutschen Hochschulen“ die „Spit-
zenunis“ gekürt werden, hat die Hochschulpolitik
sich von der Idee verabschiedet, dass man an allen
Hochschulen möglichst gleiche (im Sinne von gleich-
wertige) Bedingungen vorfinden soll und dass „Spit-
zenforschung“ auf einem breiten Fundament weniger
aufsehenerregender Forschungsarbeiten basiert. Mit
der Exzellenzförderung wird der gegenteilige Weg be-
schritten: Ein immer höherer Anteil der Forschungs-
förderung wird in Bereiche gesteckt, die sich be-
reits als erfolgreich erwiesen haben. Ein „Zukunfts-
konzept“ können nur jene Hochschulen „gewinnen“,
die bereits in den anderen Förderlinien erfolgreich wa-
ren; um ein Exzellenzcluster zu etablieren, müssen die
beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler zuvor gezeigt haben, dass sie umfangreiche For-
schungsgelder einwerben können. Auch „Exzellenz“
wird in der Wissenschaft nicht inhaltlich bestimmt,
sondern durch quantitative Parameter: Drittmittel,
Publikationen, Zitationen.
Auf diese Art werden an den Hochschulen und zwi-

schen den Hochschulen immer mehr Ungleichheiten
geschaffen und verstärkt. Während in wenigen Be-
reichen tatsächlich hervorragende Studien-, Arbeits-
und Forschungsbedingungen geschaffen werden, wie
sie für die gesamten Hochschulen zu fordern wären,
wird vielerorts unter miserablen Bedingungen stu-
diert, gelehrt und geforscht, andernorts Fachbereiche
und ganze Hochschulen dichtgemacht. Während die
Exzellenz-Professorinnen und Professoren sich weit-
gehend von der Lehre „freistellen“ lassen können, leis-
ten am unteren Ende der Hierarchie hochqualifizierte
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter pre-
kären Beschäftigungsbedingungen einen immer hö-
heren Teil der Lehre. Die Halbtagsstelle bei voller
Arbeitszeit (und mehr) ist nahezu flächendeckend als
Normalfall etabliert, Befristungen von weniger als ei-

Parlament ratifiziert. Nichtsdestotrotz wird sie in den Mitgliedsländern und gegenüber den Hochschulen als Sachzwang
exekutiert. Freilich stehen die meisten Parlamente auch inhaltlich hinter der „Reform“ und viele haben Gesetze beschlossen,
die ähnliche Ziele formulieren. Dennoch werden durch die autoritäre Form der Umsetzung in einer gesellschaftlich wichtigen
Frage demokratische Willensbildungsprozesse unterlaufen.

13Es gibt zwar seit 2007 die Möglichkeit einer „Systemakkreditierung“, in der eine Hochschule statt der einzelnen Studiengänge
ein eigenes System der Qualitätssicherung akkreditieren lassen kann. Die Erfahrungen damit basieren jedoch bisher nur auf
wenigen Modellversuchen und Pilotprojekten. Vgl. Schmidt/Horstmeyer 2008.

14Ländergemeinsame Strukturvorgaben für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen (Beschluss der Kultus-
ministerkonferenz vom 10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010)

15„Vom Bachelor zum Master. Nicht jeder hat eine Chance“, Hamburger Abendblatt vom 17.6.2009
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nem Jahr gang und gäbe, Berufsperspektiven für die
Betroffenen: Fehlanzeige.

Die Auswirkungen auf die Hochschulen

An einer Hochschule wie der Stiftungsuniversität
Frankfurt, die sich lieber mit Harvard messen möch-
te als mit Marburg, Kassel oder Gießen, geht oh-
ne das Etikett „exzellent“ gar nichts mehr: „Frank-
furter Forscher (waren) schon immer an der Spit-
ze“, die Studierenden, die die Uni gerne nach eige-
nen Kriterien selber auswählen möchte, sollen ebenso
„Höchstleistungen“ vollbringen, wie die Profs, die für
eine Berufung an „eine der führenden deutschen For-
schungsuniversitäten“ nicht nur umfangreiche Dritt-
mittel mitbringen müssen, sondern in jedem Belang
„herausragende Köpfe“ und „großartige Persönlich-
keiten“ sein sollen. „In anspruchsvollen Seminaren
werden die Teilnehmer auf ihre künftige Führungs-
verantwortung vorbereitet“. An der Hochschule mit
dem „schönsten Campus Europas“16 studiert es sich
nicht nur gut, dort werden auch „optimale Bedingun-
gen“ für die Forschung geschaffen und es entsteht ein
„geistiges Zentrum einer ganzen Region“.
Der Reigen der Superlative ließe sich viele Seiten

lang fortführen. Die von der zur „Abteilung Marke-
ting und Kommunikation“ ausgebauten Pressestelle
der Universität herausgegebenen internen und öffent-
lichen Medien sind voll davon. Ginge es dabei bloß
um Marketing und sehr viel heiße Luft, wäre die-
ses Selbstbild der Universität vielleicht gerade noch
tolerierbar, sofern Forschung und Lehre davon un-
berührt nach angemesseneren Maßstäben organisiert
bzw. fortgeführt werden könnten. Aber die Exzellen-
zideologie schlägt in vielfacher Hinsicht durch: auf
die Organisationsstruktur der Hochschule, auf die Ar-
beitsbedingungen, auf die Studienordnungen und auf
die Inhalte der Forschung. Alles muss sich in das neue
Leitbild der Elite-Hochschule einfügen. Im Folgenden
werde ich das an ein paar ausgewählten Beispielen il-
lustrieren.

Zum Beispiel: Wandlung zur Stiftungsuniversität

Die Idee, die Goethe-Universität Frankfurt in eine
Stiftungsuniversität umzuwandeln, wurde erstmals
im Oktober 2006 öffentlich bekannt,17 im November
2006 befasste sich erstmals der Senat der Universi-
tät damit. Weil mit der Landtagswahl in Hessen im
Januar 2008 die Abwahl der CDU-Landesregierung
mit dem Wissenschaftsminister Corts drohte, der das
Projekt von Anfang an unterstützt hatte, wurden

das Verfahren trotz erheblicher Konflikte und Wi-
derstände innerhalb weniger Monate durchgezogen.
Bereits am 14 Februar 2007 beschloss der Senat
der Universität die Umwandlung, ein entsprechendes
Gesetzgebungsverfahren konnte eingeleitet werden.
Im September 2007 passierte die notwendige Ände-
rung des Hessischen Hochschulgesetzes den Landtag,
wodurch der Stiftungsuniversität ab dem 1. Januar
2008 eine weitgehende Autonomie in Fragen der Ver-
wendung ihrer Finanzmittel und Liegenschaften, hin-
sichtlich der Strukturen ihrer Selbstverwaltung und
gegenüber dem Personal (Dienstherren- und Tariffä-
higkeit) eingeräumt wurde.
Die so entstandene, 2008 durch eine entsprechen-

de „Grundordnung“ ausbuchstabierte Verfassung der
Hochschule bringt eine Entwicklung zum (vorläufi-
gen) Abschluss, die mit der oben zitierten zehnten
These des Wissenschaftsrats 1993 in Gang gesetzt
wurde: Hochschulautonomie als Herrschaft des Ma-
nagements. Demokratisch gewählte Gremien der aka-
demischen Selbstverwaltung haben, sofern sie nicht
ganz abgeschafft wurden, kaum noch Einflussmög-
lichkeiten. Einzig der Hochschulrat, der überwiegend
mit Vertretern der Wirtschaft bestückt ist, erhält zu-
nehmend Einfluss – auf die Satzungen der Stiftungs-
universität, auf die Entwicklungsplanung, die Wahl
und Abwahl der Präsidentin oder des Präsidenten,
auf den Wirtschaftsplan, die Grundsätze der Pro-
fessorenvergütung und Tarifverträge, auf die Beru-
fungen von Professorinnen und Professoren (etc.).18

Auch die Stifter erhalten mit dem „Stiftungskurato-
rium“ zumindest eine beratende Stimme in der Uni-
versität und sind im Hochschulrat vertreten. Im Kern
handelt es sich bei der neuen Struktur jedoch um eine
Präsidialverfassung, die dem Präsidium und der ihm
unterstellten Verwaltung weitreichende Handlungs-
kompetenz in allen wichtigen Bereichen gibt. Ers-
tens wird (entgegen des ursprünglichen Vorschlags
des Wissenschaftsrats, insbesondere die Dekane zu
stärken) die zentrale Ebene gegenüber den Fachbe-
reichen gestärkt: z.B. bei der Struktur- und Ent-
wicklungsplanung, bei Berufungen von Professorin-
nen und Professoren, bei der Einrichtung und Ge-
staltung von Studiengängen oder bei der leistungs-
orientierten Mittelvergabe. In nahezu allen Belangen
kann das Präsidium in die Fachbereiche „hineinre-
gieren“ und macht von dieser Möglichkeit auch re-
gen Gebrauch. Zweitens erhält das Präsidium durch
die Übertragung der Liegenschaften vom Land auf
die Uni, durch die Finanzautonomie und durch die
Dienstherrenfähigkeit weitreichende neue Kompeten-
zen.

16Dieses Superlativ wurde wahrscheinlich 2007 von Finanzminister Weimar unter Bezugnahme auf die seinerzeit stattfindenden
Bauarbeiten geprägt. Der damalige Universitätspräsident Steinberg griff die Formulierung bei der Eröffnungsrede des „Hou-
se of Finance“ im Mai 2008 auf. Seither wurde sie in zahlreichen Publikationen der Universität, häufig als Bildunterschrift,
übernommen.
Die übrigen als Zitate gekennzeichneten Redewendungen in diesem Absatz entstammen allesamt einer als „Anzeige“

gekennzeichneten achtseitigen Beilage zur Wochenzeitschrift Die Zeit vom Januar 2010: http://www.muk.uni-frankfurt.
de/Publikationen/beilage-zeit/beilage-zeit-2010-02.pdf

17Vgl. Interview mit Universitätspräsident Steinberg in der FAZ vom 4.10.2006: „Bald Konzept für Stiftungsuniversität“
18Die Kompetenzen des Hochschulrats der Stiftungsuniversität regelt § 86 HHG (zuvor: § 100f – die Nummerierung der

Paragraphen wurde durch die jüngste HHG-Novelle vom 14. November 2009 geändert).
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Eingesetzt wird die neue Macht des Präsidiums
vor allem dazu, die gesamte Universität strikt auf
das Leitbild der Spitzenuniversität und die Verfol-
gung wirtschaftlicher Interessen im Sinne der geschil-
derten pseudo-Marktförmigkeit festzulegen: Bei Be-
rufungen zählt nicht die fachliche Qualität der Be-
werberinnen und Bewerber, attestiert durch die Ex-
pertise der Berufungskommissionen, Gutachterinnen
und Gutachter, sondern einzig deren „Drittmittelstär-
ke“ und internationale (in Publikationen, Zitationen
und Preisen messbare) Reputation. Die Forschungs-
leistung der Fachbereiche und der gesamten Univer-
sität wird brav am CHE-Ranking ausgerichtet. Zu-
künftige Forschungsschwerpunkte sind an der Exzel-
lenzstrategie der Hochschule zu orientieren. Für den
ehrgeizigen Plan, in der nächsten Runde der Exzel-
lenzinitiative ein Zukunftskonzept zu gewinnen (al-
so in die Liga der sogenannten „Spitzenunis“ aufzu-
steigen), hat die Universität erstmals einen haupt-
amtlichen Vizepräsidenten bestellt, der alle größeren
Forschungsvorhaben einer internen Vorabevaluation
unterzieht. Ohnehin zählt Forschung nur noch da,
wo sie in großen Klumpen und Netzwerken statt-
findet: Im Rechenschaftsbericht für die Jahre 2006-
2007 liest sich das so:
„Die Goethe-Universität fördert auch innerhalb ih-

rer eigenen Strukturen die Wissenschaftler, die ex-
zellente Forschung betreiben. Sie hat 2007 ein Pro-
gramm zur Anschubfinanzierung von großen, koor-
dinierten Forschungsprojekten aufgelegt. Die hohe
Zahl der für den Förderfonds zum Aufbau koordinier-
ter Programme eingereichten Anträge (37 im Jahr
2007) zeigt, dass mit dem Förderfonds ein Defizit
behoben werden konnte.“
Inzwischen kann die Universität erste „Erfol-

ge“ beim Einwerben großer Forschungsprogramme
vorweisen: drei Exzellenzcluster, mehrere LOEWE-
Schwerpunkte, Graduiertenschulen und Forscher-
gruppen. In der Folge wurden Ressourcen aus an-
deren Bereichen zu den erfolgreichen Forschungs-
schwerpunkten verschoben. Im Zuge der leistungs-
orientierten Mittelzuweisung werden die drittmittel-
starken Bereiche weiter ausgebaut, während anderen
die Gelder gekürzt werden. Durch die leistungsorien-
tierte W-Besoldung liegen bereits Welten zwischen
den Einkommen der Professorinnen und Professoren,
die sich hier erfolgreich zeigen und jenen, die sich
zum Beispiel auf die Lehre konzentrieren.
„Exzellenz“ ist eine Chiffre für die systematische

Erzeugung und Verstärkung von Ungleichheit.

Zum Beispiel: Stiftungsprofessuren

Im Jahr 2008 veröffentlicht die Universität eine bun-
te Broschüre unter dem Titel „Freiräume – Das Jahr
Eins“, die neben vielen Superlativen der bereits ge-
schilderten Art auch jene Daten enthält, die her-
kömmlich als „Rechenschaftsbericht“ des Präsidiums

herausgegeben wurden. In diesem Heft werden stolz
die zahlreichen Stiftungsprofessuren aufgelistet, die
die Stiftungsuniversität einwerben konnte, darunter
folgende:

• Stiftungsprofessur für Versicherungswesen des
Gesamtverbands der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e.V. (Wirtschaftswissenschaften)

• Stiftungsprofessur des Bundesverbandes Deut-
scher Investment- und Vermögensverwaltungs-
gesellschaften (BVI) für Betriebswirtschafts-
lehre, insbesondere Investment, Portfolio-
Management und Alterssicherung (Wirt-
schaftswissenschaften)

• Stiftungsprofessur für prädiktive molekulare
Marker in der gastroenterologischen Onkolo-
gie und Hepatologie der Firma Roche Pharma
AG (Medizin)

• T-Mobile-Stiftungsprofessur für BWL, insbe-
sondere Mobile Business und Multilateral Se-
curity (Wirtschaftswissenschaften)

• Degussa-Stiftungsprofessur für Organische
Synthetik (Biochemie, Chemie und Pharma-
zie)

• Aventis Stiftungsprofessur für chemische Bio-
logie (Biowissenschaften)

• Stiftungsprofessur für Biotechnologie der Fir-
ma Merck KgaA (Biowissenschaften)

• Commerzbank-Stiftungsgastprofessur Law and
Finance (Rechtswissenschaften)

Die Übereinstimmung der Forschungsfelder mit den
wirtschaftlichen Interessen der Stifter ist schon im
Titel der gestifteten Professuren festgelegt. Solche
Stiftungsprofessuren sind in der Regel an die Zusa-
ge der Hochschule gekoppelt, die Professuren nach
so und so viel Jahren aus eigenen Mitteln weiter zu
finanzieren. Die Stifter zahlen z.B. nur sechs Jah-
re lang, bestimmen aber für einen weit längeren
Zeitraum die thematischen Schwerpunkte der For-
schung. Kritische Wissenschaft, Geistes- und Sozial-
wissenschaften kommen dabei – wenig überraschend
– kaum zum Zuge.
In der ebenfalls von der Abteilung Marketing

und Kommunikation herausgegebenen Zeitung Un-
iReport ließ sich die Universität im November 2008
ausgerechnet unter Berufung auf eine Studie des
Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) der Ber-
telsmannstiftung attestieren, dass die Befürchtung,
„wissenschaftliche Grundwerte seien durch die Ein-
flussnahme Externer (z.B. Sponsoren, Stifter) auf
die Stiftungshochschule gefährdet (...) gegenstands-
los“ sei.19 Die Bertelsmannstiftung ist der zentrale

19UniReport 7/2008, S. 2
20Vgl. Schröder 2009.
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think tank zur Durchsetzung der zweifelhaften Wett-
bewerbslogik im Bildungswesen.20 Kurz darauf ver-
öffentlichte das „Mitarbeitermagazin“ Goethe Spec-
trum die Ergebnisse einer Befragung von „drei der 33
Stiftungsprofessor/innen und 17 Stiftungsgastprofes-
sor/innen der Universität Frankfurt“ (Hervorhebung
von mir), die ebenfalls keine Beeinflussung durch die
Stifter feststellen können: „Das bei der Ausschrei-
bung gesuchte Forschungsfeld Chemische Biologie
mit dem Schwerpunkt auf Regulation der Genexpres-
sion durch kleine Moleküle ist extrem weit gefasst
und passt genau zum Fokus meiner Forschung.“21

Desweiteren regele ein im Oktober 2008 vom Senat
der Universität verabschiedeter „verbindlicher Kodex“
den Umgang mit „Zuwendungen privater Dritter“. In-
dem das Problem einer möglichen Einflussnahme der
Stifter auf eine direkte Einwirkung auf einzelne For-
scher reduziert wird, stellt es sich als individuelles
Moralproblem dar (im Subtext geht es um Korrup-
tion und Bestechung). Umständlich wird so die ent-
scheidende Tatsache verdeckt, dass nämlich die pri-
vaten Geldgeber diese Form der Einflussnahme gar
nicht benötigen, wenn sie ihre Interessen vermittels
der Bestimmung von Forschungsthemen bereits sehr
viel grundlegender absichern können.

Zum Beispiel: Studienzulassung

Doch nicht nur bei den Professorinnen und Profes-
soren, auch bei den Studierenden, ist die Universität
stolz, „die besten Köpfe“ selber auswählen zu können.
Einer der ersten Beschlüsse der neuen Stiftungsuni-
versität war eine „Satzung über den Hochschulzu-
gang nach § 63 HHG“, die aus dem lapidaren Satz
bestand: „§ 63 Abs. 2 Nr. 3 HHG findet keine Anwen-
dung.“ Damit werden alle Bewerberinnen und Bewer-
ber mit Fachhochschulreife abgewiesen, die sich an
anderen hessischen Universitäten für „erste berufs-
qualifizierende“ Studiengänge einschreiben können,
also für alle dreijährigen Bachelor-Studiengänge, die
inzwischen in den meisten Fächern eingeführt sind.
Laut einer Pressemitteilung der Grünen im Landtag
vom 25.1.2008 wird damit „etwa einem Sechstel der
Studienplatzbewerberinnen und -bewerber der Zu-
gang zur größten hessischen Universität verwehrt“.
Neben dem elitären Gestus, der darin zum Ausdruck
kommt, kann man dahinter aber auch ein ökono-
misches Kalkül vermuten, weil die Universität den
Bewerberinnen und Bewerbern, die aus dem Beruf
an die Universität kommen offenbar eine geringe-
re Leistungsfähigkeit attestiert. In einer Pressemit-
teilung der Universität heißt es dazu: „Durch die
Neuregelung bliebe Studierenden, die aufgrund der
Fachhochschulreife mit falschen Voraussetzungen an
die Universität kämen, ein womöglich frustrierender

Studienablauf erspart.“22 Da bei der Verteilung der
Landesmittel an die Hochschulen, auf die auch die
Stiftungsuniversität nach wie vor in vollem Umfang
angewiesen ist, lediglich Studierende innerhalb der
Regelstudienzeit und erfolgreiche Absolventen ange-
rechnet werden, hat die Universität ein Interesse, die
Erfolgsquote beim Studienabschluss zu erhöhen –
wenn nicht durch bessere Leistung in der Lehre, dann
eben durch fragwürdige Zulassungsverfahren.

Schluss

Die wenigen Beispiele sollten deutlich gemacht ha-
ben, dass die neoliberale Wettbewerbslogik an den
Hochschulen Wirkung entfaltet und dass sie das um-
so effektiver tut, je weitgehender autoritäre Leitungs-
strukturen die demokratische akademische Selbstver-
waltung abgelöst haben. Man kann vermuten, dass
die pseudo-marktwirtschaftliche Ideologie bei jenen
besser verfängt, denen die Aufgabe anvertraut wird,
die Geschicke einer Hochschule nicht zuletzt auch
in wirtschaftlicher Hinsicht zu „lenken“. Man kann
auch vermuten, dass der Widerstand gegen diese
ökonomische Steuerung bei jenen größer wäre, die
unmittelbar forschend tätig sind und die naturgemäß
die Qualität ihrer Leistungen (und die der anderen
Forscherinnen und Forscher) an inhaltlichen Maß-
stäben zu messen gewohnt sind. Man kann ferner
vermuten, dass die Spaltung sich zunehmend ent-
lang der durch Leistungsparameter und Erfolgsprämi-
en geschaffenen Differenz zwischen „Exzellenz“ und
„dem Rest“ vollziehen wird. Das gilt wiederum inner-
halb einzelner Hochschulen wie auch im Wettbewerb
der Hochschulen untereinander. Als es kürzlich an-
lässlich der mit dem „Hochschulpakt 2011-2015“ ge-
planten Kürzungen ihrer Haushalte an einigen hessi-
schen Hochschulen Proteste gab, die sogar von den
Präsidien unterstützt wurden,23 beklagten die Präsi-
denten der „forschungsstarken“ Universitäten Frank-
furt und Darmstadt in zwei gemeinsamen Presseer-
klärungen lediglich, dass ihre Forschungsleistungen
nicht angemessen honoriert würden: „Jene Universi-
täten, die im Hinblick auf eine forschungsgetriebe-
ne Profilierung hier in den letzten Jahren besondere
Anstrengungen unternommen haben, werden nun be-
straft.“24 Was die beiden Präsidenten sich dabei als
Ergebnis ihrer „eigenen Leistungsfähigkeit“ zuschrei-
ben, ist jedoch nichts weiter als das Produkt eines ge-
zielten Ausbaus der beiden potentiellen „Leuchttür-
me“ durch das Land Hessen. Die Auseinandersetzung
um den Hochschulpakt ist ein Musterbeispiel für den
angeheizten Wettbewerb um in der Summe begrenz-
te Mittel: Diese werden nur relativ nach Leistungs-
und Erfolgsparametern zwischen den Hochschulen
verschoben. Statt gemeinsam solidarisch Widerstand

21Goethe Spektrum 4/2008, S. 1-2.
22Pressemitteilung „Das Abitur zählt“ vom 24.1.2008
23Vgl. die Berichte in der Frankfurter Rundschau („Tausende gegen ‚Bildungstod’“) und F.A.Z. („Nach Protesten: Unterzeich-

nung des Hochschulpakts verschoben“) vom 12.5.2010
24Pressemitteilungen vom 26.4.2010 „Hessens Hochschulen verlieren massiv an Substanz“ und vom 12.5.2010 „Qualitätsan-

strengungen nicht ausreichend gewürdigt“.
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gegen eine verfehlte Hochschulpolitik zu üben, fallen
die der künstlichen Konkurrenz unterworfenen über-
einander her und lassen sich umso leichter regieren.
Gegen die vorherrschende Marktideologie ohne

Markt wäre der Hochschulpolitik und den Hochschu-
len mitunter wieder ein gewisses Maß ernsthaft bil-
dungsökonomischen Denkens zu wünschen. Dass es
Sinn macht, in Zeiten der Wirtschaftskrise besonders
stark in Bildung und Wissenschaft zu investieren,
wurde schon oft genug errechnet. Damit wären wir
den Forderungen nach kritischer Wissenschaft und
emanzipatorischer Bildung zwar nicht direkt nach-
gekommen, die Erfahrung lehrt aber, dass sich in
Zeiten verstärkter Bildungsinvestitionen eher einmal
Nischen und Freiräume dafür erkämpfen lassen. Das
geht nicht ohne Widersprüche – Bildung ist nie frei
von Widersprüchen –, aber immerhin besser als inner-
halb der derzeit vorherrschenden quantitativen Leis-
tungsparameter.
Einstweilen bleibt nur der Weg, sich formal den

neuen Maßstäben anzupassen, ohne sich gleich die
zugehörige Ideologie zueigen zu machen. Es gilt,
sich auch umgekehrt nicht die von der Hochschul-
politik angezettelten Konkurrenzen aufzwingen zu
lassen. Das bedeutet, dass bei aller notwendigen
Kritik am Exzellenz-Denken nicht allen Exzellenz-
Forscherinnen und -Forschern von vorneherein eine
unkritische Haltung unterstellt werden darf. Zu for-
dern wären schließlich exzellente Arbeits- und Stu-
dienbedingungen für alle.
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5. Kritische Anmerkungen zum Hessischen Hochschulgesetz

Von Juliane Hammermeister

Wenngleich die im Gefolge fordistischer Reform-
politik der 1960/70er Jahre ausgebauten Hochschu-
len keineswegs Hort kritischer Wissenschaft waren,
so konnte doch zeitweilig, nicht zuletzt hervorgeru-
fen durch die studentische Protestbewegung, von ei-
ner Öffnung und Demokratisierung der Hochschu-
len gesprochen werden, die zu einer enormen Er-
weiterung bestehender Kapazitäten führte. Die mit
dem Siegeszug des Neoliberalismus veränderten po-
litischen Kräfteverhältnisse und der daraus resul-
tierende betriebswirtschaftliche Rationalisierungsdis-
kurs der 90er Jahre revidiert(e) zunehmend einstige
partielle Errungenschaften (vgl. Steinert 2006). Der
Ruf nach Effizienz legitimiert den Abbau staatlicher
Infrastruktur im öffentlichen Bildungssystem. Obers-
tes Gebot neoliberaler Standortpolitik ist die (inter-
nationale) Wettbewerbsfähigkeit. Die Beziehungen
zwischen Ökonomie und Politik werden anders jus-
tiert, Staatsapparate umstrukturiert, Ziele und Auf-
gaben staatlicher Politik modifiziert. Der „nationa-
le Wettbewerbsstaat“ (Hirsch 1998) reduziert sozial-
und somit auch bildungspolitische Ausgaben, wett-
bewerbspolitische Erwägungen hingegen gewinnen
an Bedeutung. Dies führt zu einer erhöhten sozialen
Selektivität, aber entgegen der geläufigen Diagno-
se nicht zu einer „Zurückdrängung oder allgemeinen
Schwächung des Staates“ (Hirsch 1998, S. 36), denn
der neoliberale Staat ist „durchaus ein starker Staat,
wenn es um die Sicherung der wirtschaftsliberalen
Grundsätze und der daraus erwachsenen Machtver-
hältnisse geht“ (Ptak 2005, S. 132). Einschnitte in
das Bildungssystem sind also nicht zuletzt ein Re-
sultat politischer Entscheidungen. Politisch verord-
nete Rationalisierungsmaßnahmen und die aktuell zu
beobachtende massive Hierarchisierung universitärer
Entscheidungsstrukturen sind ein Ausdruck dessen.
In der vom Hessischen Landtag im Dezember

2009 verabschiedeten fünften Novelle des Hessischen
Hochschulgesetzes werden die problematischen Ent-
wicklungen aus den Novellen der Jahre 2004 und
2007 weiter fortgeschrieben: So verfolgte bereits die
Novellierung aus dem Jahr 2004 das Ziel, Präsidi-
en und Dekanate als die operativen Organe zu stär-
ken, mit dem Argument, dass dies für den Wettbe-
werb und die individuelle Profilbildung der jeweili-
gen Hochschule unerlässlich sei (vgl. §§42 und 51
HHG vom 20. Dezember 2004, vgl. auch Demirovic
2004). Die seit dem 1. Januar 2010 gültige Fassung
impliziert einen weiteren Abbau demokratischer Par-
tizipationsmöglichkeiten, erkennbar insbesondere an
der veränderten Rolle des Hochschulrates. Die Ge-
setzesänderungen zielen letztlich auf einen, von al-
lem vermeintlich unnötigem Ballast befreiten, effizi-
enten, outputorientierten, standortgerechten univer-
sitären Dienstleitungsbetrieb, dessen instrumentelle

Vernunft eine zutiefst antidemokratische Stoßrich-
tung erkennen lässt.

1. Das HHG und die neue Macht der
Hochschulräte

Während die vierte Novelle des Hessischen Hoch-
schulgesetzes aus dem Jahre 2007 einen Hochschul-
rat mit „bis zu vier Persönlichkeiten aus dem Bereich
der Wirtschaft, der beruflichen Praxis und dem Be-
reich der Wissenschaft oder Kunst“ vorsieht, die „im
Benehmen mit dem Senat auf Vorschlag des Präsidi-
ums vomMinisterium für einen Zeitraum von zwei bis
vier Jahren bestellt“ werden (§ 48 HHG vom 28. Sep-
tember 2007), so dürfen laut der fünften Novelle die-
sem Gremium „bis zu zehn Persönlichkeiten“ angehö-
ren. Hinzu kommt „eine Vertreterin oder ein Vertreter
des Ministeriums, der „an den Sitzungen mit beraten-
der Stimme (teilnimmt)“, explizit ausgespart hinge-
gen bleiben „Mitglieder und Angehörige der Hoch-
schule“, die „nicht benannt werden (dürfen)“. Neu
ist auch, dass die Mitglieder „ jeweils zur Hälfte vom
Präsidium im Benehmen mit dem Senat und vom
Ministerium im Benehmen mit der Hochschule“ im
Regelfall für vier Jahre bestimmt werden (§ 42 HHG
vom 14. Dezember 2009). Der Hochschulrat erhält
nunmehr „ein Initiativrecht zu grundsätzlichen Ange-
legenheiten“, „wirkt bei der Verteilung der [. . . ] zur
Verfügung stehenden Ressourcen und bei Berufungs-
verfahren mit“ und auch „die Entwicklungsplanung
der Hochschule bedarf [seiner] Zustimmung“ (ebd.).
Konnte bisher dieses Gremium ‚nur’ „dem Senat
einen Wahlvorschlag für die Wahl einer Präsidentin
oder eines Präsidenten unterbreiten“ (§ 48 HHG vom
28. September 2007), so bildet er nun „gemeinsam
mit dem Senat eine paritätisch besetzte Findungs-
kommission“ und wirkt „an der Bestellung der Mit-
glieder des Präsidiums mit“. Der von ihm „erstellte
Wahlvorschlag [. . . ] soll mehrere Namen enthalten.
Zudem bedarf „der Vorschlag der Präsidentin oder
des Präsidenten zur Wahl der weiteren Mitglieder des
Präsidiums [seiner] Zustimmung“ (§ 42 HHG vom 14.
Dezember 2009). Deutlich wird, dass der Hochschul-
rat, der keinerlei demokratische Legitimation besitzt,
von einem Beratungs- zu einem Entscheidungsgre-
mium aufsteigt, dem weitreichende Entscheidungs-
befugnisse über die Belange der Hochschulen erteilt
werden. Dem Senat wird zunehmend eine subsidiäre
Rolle zugewiesen. Hochschulräte sollen künftig beim
Haushalt, der Auswahl der Präsident_innen und über
Schwerpunkte und Relevanzkriterien bei der Beset-
zung einer Professur mit entscheiden; inhaltlich wird
der Hochschulrat somit Einfluss auf Forschung und
Lehre nehmen. Seine Zusammensetzung deutet an,
dass er primär den Erwartungen der Berufswelt Rech-
nung trägt. Unter dem Gesichtspunkt internationaler
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Wettbewerbsfähigkeit und im Hinblick auf die jewei-
lige Profilsetzung entscheidet er fachfremd darüber,
was „Spitzenforschung“ ist. Weder Studierende noch
der akademische Mittelbau sind in diesem Rat vertre-
ten. Während in Senaten und Fachbereichsräten Stu-
dierende und der Mittelbau zumindest ein – wenn-
gleich geringes – Mitspracherecht hatten, sollen sie
nun bei vielen relevanten Entscheidungen gar keinen
Einfluss mehr geltend machen können. Hochschulen
sollen wie Unternehmen geführt; dem Hochschulrat
die Rolle eines Aufsichtsrates zugewiesen werden.

2. Das HHG und die Hierarchisierung von
Entscheidungskompetenzen

Das formal oberste beschlussfähige Gremium, der Se-
nat, erhält ausschließlich ein Mitwirkungsrecht „bei
der Bestellung und Abwahl von Mitgliedern des Prä-
sidiums“. Im Unterschied zur vierten Novelle von
2007 sollen die Entscheidungen des Senats über
„Schwerpunkte in Forschung und Lehre“ nur noch
„im Einvernehmen mit dem Präsidium“ erfolgen (§
36 HHG vom 14. Dezember 2009). Das Präsidium
wiederum, „beteiligt den Hochschulrat“ und nicht
den Senat „an den Planungs-, Struktur- und Orga-
nisationsentscheidungen“ (§ 37 HHG vom 14. De-
zember 2009). Wie bereits in der dritten und vier-
ten Novelle festgehalten, entscheidet das Präsidium
auch „über die Entwicklungsplanung der Hochschule,
schließt Zielvereinbarungen ab, weist die Budgets zu
und stellt die Wirtschaftsplanung auf“ (ebd.).
Wie Hirsch und Steinert bereits im Jahre 2003 an-

merken, besteht „die Funktion der Präsidien“ darin,
„den Prozess von Forschung und Lehre und die dar-
in tätigen WissenschaftlerInnen im Sinne politischer
Vorgaben zu steuern“ (Hirsch/Steinert 2003). Uni-
versitätsverwaltung und Präsidium müssen es nicht
länger als ihre Aufgabe ansehen, die Wissenschaft zu
ermöglichen und zu unterstützen, die von den Wis-
senschaftler_innen aus der Logik ihres Fachs her-
aus entwickelt und betrieben wird, denn „fachferne
Präsidien werden analog zur Leitung eines Konzerns
zu Eingriffen in die Autonomie der Fächer ermäch-
tigt und zum Mikromanagement ermutigt“ (Steinert
2006). Eine weitere Entmachtung bisheriger Gremi-
en kann auch auf Fachbereichsebene konstatiert wer-
den: Die Befugnisse des Fachbereichsrates werden in
der fünften Novelle zugunsten des Dekanats und des
Präsidiums weiter beschnitten, denn nicht mehr die
Fachbereiche sollen über die Struktur von Forschung
und Lehre (§ 44 HHG vom 14. Dezember 2009), ih-
re Prüfungsordnungen (§ 37 HHG vom 14. Dezem-
ber 2009), die Berufungen von Professor_innen, ihre
Forschungsschwerpunkte und ihre interne Geldver-
teilung entscheiden (§ 37 HHG vom 14. Dezember
2009), sondern Hochschulräte und Präsidien werden
im Top-down-Verfahren nach politischen und öko-
nomischen, nicht nach wissenschaftlichen Kriterien
dazu ermächtigt.

3. Das HHG und die Selektionsmaßnahmen
durch gestufte Studiengänge

Das Ergebnis der 328. Plenarsitzung der Kultusminis-
terkonferenz (10. Dezember 2009) sieht eine Regel-
studienzeit für ein Vollzeitstudium in den Bachelor-
Studiengängen von sechs, sieben oder acht Semes-
tern, in Master-Studiengängen von vier, drei oder
zwei Semestern vor. Insgesamt soll jedoch die Ge-
samtregelstudienzeit in konsekutiven Studiengängen
zehn Semester nicht überschreiten. Als Zugangsvor-
aussetzung für einen Masterstudiengang gilt in der
Regel ein berufsqualifizierender Hochschulabschluss
(Bachelor). Den jeweiligen Landeshochschulgesetzen
wird zudem die Möglichkeit offeriert, Eingangsprü-
fungen durchzuführen, aber auch weitere Zugangs-
beschränkungen aufgrund vermeintlicher Qualitätssi-
cherung oder mangelnder Kapazität einzelner Hoch-
schulen zu erlassen (vgl. KMK 10. Dezember 2009).
Durch eine Vielzahl möglicher Selektionsmechanis-
men sollen Masterstudiengänge den meisten Stu-
dierenden verwehrt bleiben. Die fünfte Novelle des
Hessischen Hochschulgesetzes trägt diesem Anlie-
gen Rechnung: Hessische Hochschulen sollen ihre
Zulassungszahlen und die Vergabe von Studienplät-
zen aufgrund ihrer ermittelten Kapazitäten festset-
zen und sich nicht am tatsächlichen Bedarf orien-
tieren (§6 HHG vom 14. Dezember 2009). Da die
Anzahl der Hochschullehrer_innen im Vergleich zur
Anzahl Studierender seit den 70er Jahren nur in sehr
geringem Umfang gestiegen ist, kann neben der er-
heblichen Mehrbelastung auf Seiten der Lehrenden
auch davon ausgegangen werden, dass das Grund-
recht auf Bildung noch stärker eingeschränkt wird,
wenngleich die gültige Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes seit dem Grundsatzurteil 1972
vorsieht, dass das Grundrecht auf freie Wahl des
Berufes und der Ausbildungsstätte (Artikel 12 GG)
in Verbindung mit dem allgemeinen Gleichheitssatz
(Artikel 3 GG) und dem Sozialstaatsprinzip (Artikel
20 GG) auch das Recht auf Zulassung zum Hoch-
schulstudium einschließt.

4. Das HHG und die Trennung von Forschung
und Lehre

„Professorinnen und Professoren an Universitäten
und Kunsthochschulen können, soweit die Stellenbe-
schreibung dies vorsieht, überwiegend Lehraufgaben
oder ausschließlich oder überwiegend Forschungsauf-
gaben übertragen werden“ (§ 61 HHG vom 14. De-
zember 2009).
Eine Hierarchisierung unter den Professor_innen

durch Exzellenzinitiativen, die entsprechende Diffe-
renzierung des Lehrdeputats, der Prüfungsbelastun-
gen etc. geht in der fünften Novelle des Hessischen
Hochschulgesetzes einher mit einer zunehmenden
Trennung von Forschung und Lehre. So wird „die
Spitze zur Spitze in einem immer stärkeren Maße al-
lein deswegen, weil die Mehrheit wegen Arbeitsüber-
lastung weniger leistungsstark sein kann“ (Demiro-
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vic 2004, S. 509) Zugleich werden „die Hochschul-
lehrer, die den Ruf haben, zur Spitze zu gehören,
diesen Mechanismus nutzen, um ihre wissenschaft-
liche Machtposition noch zu verstärken und institu-
tionell zu untermauern“ (ebd.). Studierende werden
in diesem System kaum mehr als an Wissenschaft
und Forschung Beteiligte wahrgenommen, und wenn
doch, dann bestimmt nicht jene, „die sich vielleicht
eigenbrödlerisch in bestimmten Fragestellungen ver-
beißen, reflektiert und wissenschaftlich anspruchsvoll
sind, sondern solche, die sich darin als kompetent er-
weisen, ihren Professor zu unterstützen, Networking
betreiben, Veröffentlichungen an den richtigen Stel-
len platzieren“ (ebd. S. 512).

5. Das HHG und der Zwang zum Einwerben
von Drittmitteln

Bereits in der dritten Novelle des Hessischen Hoch-
schulgesetzes aus dem Jahr 2004 werden die Hoch-
schulen verpflichtet, Drittmittel einzuwerben. Neu
hingegen ist, dass die Hochschulen „den Haushalts-
plan im Rahmen ihres Budgets nach Teil III der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung in eigener Verant-
wortung (ausführen)“ (§ 8 HHG vom 14. Dezember
2009). Mit dem Einwerbungszwang von Drittmitteln
und dem Versprechen auf größere Autonomie entle-
digt sich der Staat im Bildungssektor zunehmend der
Aufgabe, Bildung und Wissenschaft als öffentliches
Gut bereitzustellen und hinreichend zu finanzieren.
Zugleich lässt sich das staatlich verordnete Sparpro-
gramm zur inhaltlichen Neuausrichtung der Wissen-
schaft nutzen (vgl. Hirsch/Steinert 2003), denn die
Antragsteller müssen sich an externen Vergabekri-
terien, seien es öffentliche oder private Geldgeber,
orientieren; „der Wert der Wissenschaft wird ohne-
hin nur als Summe der eingeworbenen Drittmittel
gemessen“ (Steinert 2006).

Als vorläufiges Resultat kann konstatiert werden,
dass die politisch durchgesetzten Rationalisierungs-
maßnahmen eine erweiterte soziale Selektivität an
den Hochschulen bedingen. Zudem haben die No-
vellierungen des Hessischen Hochschulgesetzes aus
den Jahren 2004, 2007 und 2009 die Wissenschaft-
ler_innen der jeweiligen Disziplinen nicht dazu er-
mächtigt, autonom und frei über den Inhalt ih-
rer Forschung zu entscheiden, nunmehr sogar wird
ihnen kaum noch ein Mitspracherecht eingeräumt.
Präsidien und Hochschulräte bestimmen im Hin-
blick auf internationale Wettbewerbsfähigkeit und
jeweilige Profilsetzung, was „Spitzenforschung“ ist.
Zum Zweck der Errichtung eines am internationalen
Wettbewerb orientierten, hochkonkurrenten Dienst-
leistungsbetriebs, der nichts mit wissenschaftlichen
Inhalten gemein hat, erfahren Hochschulleitungen ei-
ne enorme Machterweiterung, die bis in Besetzung

von Berufungskommissionen reicht: Missliebige, weil
gesellschaftskritische und an emanzipatorischen Bil-
dungszielen orientierte Wissenschaftler_innen wer-
den so auf keiner Berufungsliste landen, da sie den
gewünschten Ruhm der Präsidien wohl kaum meh-
ren. Obrigkeitshörigen, undemokratischen Struktu-
ren werden Tür und Tor geöffnet, gefragt ist der
willfährige Untertanengeist. Die damit verbundenen
Auswirkungen für kritische Ansätze in den Sozialwis-
senschaften aber auch für die nicht anwendungsbe-
zogenen Naturwissenschaften sind fatal.
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Von Charly Außerhalb

Die Restrukturierung der Hochschule von der
Gruppen- zur Dienstleistungsuniversität, die seit
1999 unter dem Label ‚Bolognaprozess’ verstärkt
vollzogen wird, hat weit reichende Folgen für For-
schung und Lehre (zusammenfassend für Hessen und
insbesondere Frankfurt vgl. Silomon-Pflug 2010). In
Frankfurt fiel sie zusammen mit dem Umzug der
Universität: 2001 zogen die geisteswissenschaftlichen
Fachbereiche in das IG-Farben- Haus, 2008 folgten
Neubauten für die Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaften. Thema des folgenden Artikels ist der räum-
liche Ausdruck, den der Paradigmenwechsel vom For-
dismus zum Neoliberalismus1 darin gefunden hat.

Campus Bockenheim

Mit seiner Inbetriebnahme 1974 war der AfE-Turm
für kurze Zeit das höchste Gebäude Frankfurts. Ar-
chitektonisch zeigt er deutliche Bezüge zur Moderne,
und zweifellos signalisiert er „ ‚Massen“’-Universität.
Nicht nur die Ordinarien sind darin Vergangenheit,
auch die Kritische Theorie in Form denr Gesell-
schaftswissenschaften ist darin zu einem breiten in-
terdisziplinären Projekt transformiert, dessen mecha-
nischer Betriebsamkeit etwas tayloristischesTayloris-
tisches anhaftet. An der Universität verkörpert der
AfE-Turm wie kaum ein anderes Gebäude die „ ‚gol-
dene Zeit“’ des Fordismus, der sich andernorts schon
im Niedergang befand. Seine Geschichte beginnt al-
lerdings wesentlich früher.

Vorgeschichte: Kritische Theorie und demokratische
Architektur

In Folge des Nationalsozialismus waren an der Uni-
versität Frankfurt Anfang der 1950er Jahre einige
Außenseiter_innen in entscheidende Funktionen ge-
kommen: 1951 wurde das Institut für Sozialforschung
wiedereröffnet, dessen Leiter Max Horkheimer bald
darauf Rektor der Universität werden sollte. 1953
konnte er das stiftungsfinanzierte Studierendenhaus
mit folgenden Worten eröffnen:

„Das Glück des unabhängigen Denkens
und das Bedürfnis nach Freiheit, das aus
ihm folgt, ja mit ihm identisch ist, muss
gelernt und erfahren sein; es bedarf der
Übung und der Gelegenheit, des Beispiels
und des Umgangs. (...) Wie unendlich
klein auch das Ausmaß dieses Hauses im
Hinblick auf so hoch gesteckte Ziele er-
scheint, die Wirkung dieser Zelle wird

sich aufs Ganze der Universität und wei-
terhin erstrecken, es wird ihr Zentrum
werden.“ (Horkheimer 1953)

Im gleichen Jahr hatte Horkheimer den Architek-
ten Ferdinand Kramer, einen Jugendfreund Theodor
W. Adornos, aus dem Exil nach Frankfurt geholt und
ihn mit dem Wiederaufbau der Universität beauf-
tragt. Kramer stand in der Tradition der Klassischen
Moderne und versuchte mit seinen Hochschulbauten
an die Ideen der demokratischen Architektur anzu-
knüpfen, wie sie unter Ernst May mit dem Neuen
Frankfurt begonnen wurden .worden waren.2 Kramer
beginnt seine Tätigkeit für die Frankfurter Universi-
tät mit einem Paukenschlag: Das barocke Hauptpor-
tal des schlossähnlichen Hauptgebäudes (Jügelhaus)
lässt er mit dem Bagger einreißen und ersetzt es
durch eine transparente Glastürenkonstruktion. Die-
ses Zeichen von Öffnung und Demokratisierung der
Universität stößt bei den restaurativen Kräften auf
vehemente Ablehnung.
Bei dem Bündnis von Kritischer Theorie und moder-
ner Architektur handelte es sich nicht um eine Lie-
besbeziehung – den von Kramer eigens für Horkhei-
mer entworfenen Schreibtisch ließ dieser umgehend
durch Gelsenkirchener Barock ersetzen, umgekehrt
findet sich in den wenigen Schriften Kramers kein
Bezug auf die Kritische Theorie. Was beide dennoch
verband, war eine geistige Nähe: der ausdrückliche
Bruch mit dem Nationalsozialismus und allem, was
ihn konstituierte, der Versuch der „ ‚Erziehung zur
Mündigkeit“’, ein emphatischer Begriff von Demo-
kratie, der deren soziale Bedingungen wesentlich mit
in den Blick nahm, die Idee der Möglichkeit von
Aufklärung. Während für Adorno und Horkheimer
die fordistischen Phänomene Massenproduktion und
Massenkonsum und deren Vermittlungen im Subjekt
ein zentrales Feld der Auseinandersetzung bildeten,
versuchte Kramer den fortgeschrittenen Stand der
Produktivkräfte für die Wissenschaft fruchtbar zu
machen.
Materielle Grundlage waren u.a. der institutionali-
sierte Klassenkompromiss sowie bis dahin ungeahnte
wirtschaftliche Wachstumsraten. Im weitesten Sinne
standen beide Projekte schon für die Paradigmen von
„ ‚Chancengleichheit“’ und „ ‚Mitbestimmung“’, noch
bevor diese an der Hochschule institutionalisiert wur-
den. Gesamtgesellschaftlich betrachtet standen sie
dennoch relativ verloren in der Opposition zu den
herrschenden Kräften, denn der an sich sozialdemo-
kratische Charakter des Fordismus trug in Deutsch-
land das restaurative Gesicht der Adenauer-Ära. An

1Der Begriff des ‚Neoliberalismus’ ist unscharf. Ich verwende ihn hier dennoch zur Bezeichnung einer spezifischen Periode des
Kapitalismus, weil mir ‚Postfordismus’ zu schwach erscheint, um das zu beschreiben, was sich als Neues auf dem Campus
materialisiert hat. Gleichzeitig treffen die Assoziationen, die mit Begriff im Allgemeinen geweckt werden, genau das, worum
es im Folgenden gehen wird.

2Eine umfangreiche Auseinandersetzung mit dem Werk Kramers in Frankfurt liefert Astrid Hansen (2001).
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der Universität äußerte sich dies in der Organisati-
on durch Ordinarien wie in der Besetzung von Lehr-
stühlen durch Altnazis. Die Hegemonie der kritischen
Geister war labil und bedeutete von Anbeginn einen
Kompromiss.

Politisierung der Wissenschaft

Der Bruch kam mit 1968. Die studentische Revolte
gegen die autoritären Verhältnisse war im Verbund
mit dem ökonomischen Interesse nach mehr wissen-
schaftlich qualifizierten Fachkräften in der Lage, ei-
ne Reorganisation der Hochschulstrukturen herbei-
zuführen. Die Ersetzung der Ordinarien- durch die
Gruppenuniversität mit einer verfassten Studieren-
denschaft korrespondierte mit den studentischen Ak-
tivitäten: selbstorganisierte Seminare und Lesekrei-
se, Cafées und Zeitungen, politische Initiativen und
Wohngemeinschaften, Häuserkämpfe und Demons-
trationen. Das Graffiti wurde neu erfunden, Plakate
und Flugblätter kommunizierten mit dem städtischen
Leben.
Genau in diese Zeit hinein wurde der Turm geboren,
oder besser: diese Zeit hat den Turm gebaut. Er ist
der materielle Ausdruck dessen, was sich als „ ‚Hege-
monie der Gesellschaftswissenschaften“’ bezeichnen
ließe. In Frankfurt kommt bspw. kaum ein Fach-
bereich darum herumumher, explizit gesellschafts-
kritische Themen in den Kanon mit aufzunehmen:
in den Wirtschaftswissenschaften wird ein Lehrstuhl
mit Schwerpunkt ‚marxistische Wirtschaftstheorie’
eingerichtet, in den Rechtswissenschaften gewinnen
die Grundlagenfächer Rechtstheorie, -geschichte und
-soziologie an Bedeutung, und selbst in der Medi-
zin kehren mit dem ‚Institut für Sexualforschung’ ge-
sellschaftstheoretische Fragen ein. Dieses Bild spie-
gelt sich auch in der Verlags- und Buchlandschaft:
meist kritische Veröffentlichungen zu gesellschafts-
politischen Fragen dominieren die Fachliteratur, so
dass selbst der Springer-Verlag Ullstein Schriften
von Marx, Thompson oder Althusser veröffentlichen
muss, um am Marktgeschehen partizipieren zu kön-
nen.

Bemerkenswert ist dabei, dass der fordistische
Geist erst in die Hochschule einzieht, als die Krise des
Fordismus gerade manifest wird. Die Abschaffung der
Ordinarienuniversität fällt Anfang der 1970er Jahre
genau in die Zeit, als die Golddeckung des Dollars
sowie das System fester Wechselkurse von Bretton
Woods aufgegeben wird. 1973 putscht Pinochet in
Chile gegen Allende, kurz darauf werden die wich-
tigsten Ministerien mit den ‚Chicago Boys’ besetzt.
1974 erhält Friedrich Hayek den Nobelpreis für Wirt-
schaftswissenschaften, 1976 Milton Friedman.

IG-Farben Campus

Veränderung der Vorzeichen

In der Hochschulpolitik wird dieser Paradigmenwech-
sel zunächst in Form des „ ‚Doppelbeschlusses“’ von

1977 wirksam, in dem formuliert wird, „die Hoch-
schulen weiter für alle Studierwilligen offen zu hal-
ten, aber ihre Finanzen einzufrieren“ (Bultmann
1996, 336). Die Versuche zu einer Restrukturierung
der Hochschulpolitik verdichten sich in Deutschland
nach dem Zusammenbruch des Ostblocks Anfang der
1990er Jahre und werden spätestens mit dem Bolo-
gnaprozess verstärkt in die Tat umgesetzt. Die Ver-
betriebswirtschaftlichung von Forschung und Lehre
durchzieht sämtliche Fachbereiche und Studiengän-
ge und ist unvermittelter Ausdruck der neolibera-
len Hegemonie: Marktgängigkeit wird zum bestim-
menden Kriterium, Konkurrenz und Wettbewerb zu
den entscheidenden Mechanismen. Privatagenturen
akkreditieren Studienmodule und erstellen Rankings
und Evaluationen, alles und jede_r wird quantifizier-
bar gemacht, für kritische Wissenschaft ist kein Platz
mehr.
Für Frankfurt lässt sich dieser Umbruch an Zita-

ten von zwei Ex-Unipräsidenten festmachen. Werner
Meißner, Präsident bis 2001, bezieht sich in seiner
Stellungnahme zur „Zukunft der Goethe-Universität“
(1999) u.a. auf William Gibbs, den er wie folgt zi-
tiert:

„Unsere Studenten wollen keine Bildung.
Sie wollen vor allem, was sie mit Bildung
kriegen können – bessere Jobs.“ (ebd.
148)

Sein Nachfolger Rudolf Steinberg spricht in einem
Radiointerview von „Spitzenleistung“ und „Besten-
auslese“ und erklärt:

„Wir hatten hier in Hessen -– und das
war das Ergebnis der so genannten Ab-
schaffung bzw. Ersetzung der Ordinari-
enuniversität durch die Gruppenuniversi-
tät -– eine Organgliederung, die schlicht-
weg zur Unregierbarkeit der Universität
führte. Dieter Simon, der spätere Vorsit-
zende des Wissenschaftsrats, hat das be-
zeichnet als die ‚organisierte Verantwor-
tungslosigkeit an den Hochschulen’. (...)
Der Präsident hatte kaum wirkliche Ge-
staltungsbefugnisse, ein Präsidium gab
es nicht. Damit war die Universität wirk-
lich unregierbar.“ (Steinberg 2008b)

„Wir brauchten (...) ein Bekenntnis zu ei-
ner neuen Philosophie -– oder, wenn Sie
so wollen, zu einer alten Philosophie -–,
die aber in den 60er und 70er Jahren in
der Goethe-Universität verloren gegan-
gen war.“ (ebd.)

An diesen Aussagen wird die Verschiebung deut-
lich, die sich vollzogen hat: Es geht um Employabi-
litiy, um eine Ausbildung im Hinblick auf berufliche
Praxis, nicht um Theorie und Wissenschaft; es geht
um marktgerechte Dienstleistung, die autoritäre Füh-
rung erfordert, nicht um Mitbestimmung; es geht um
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Elite, nicht um Chancengleichheit. Der Umzug der
Frankfurter Uni fällt in die Hochphase dieser Ent-
wicklung.

Umzug 1: IG-Farben Haus

Der Campus Bockenheim war Ort eines langen An-
eignungsprozesses, in dem die dynamischen Kräfte
gegen die herrschende Ordnung standen. Ihr Ziel ging
über die Reform der Hochschule hinaus und hat-
te letztlich eine ganz andere Gesellschaft im Sinn.
Die Kräfte, welche die Entwicklung des IG-Farben-
Campus bestimmen, stehen für die Wiederherstel-
lung einer autoritären Ordnung. Die Aneignung er-
folgt „ ‚von oben“’, der neue Raum wird nach Be-
lieben vorkonfiguriert und besetzt. Nahezu ungebro-
chen möglich ist dies, weil die gesellschaftliche Hege-
monieverschiebung an der Hochschule dazu geführt
hat, dass die kritischen Stimmen unter Studierenden
und Lehrenden schwach geworden sind, während die
Machtbefugnisse des Präsidiums ausgeweitet wur-
den und keiner demokratischen Kontrolle mehr un-
terliegen. Möglich ist dies aber auch, weil mit dem
Ortswechsel eine kritische Tradition räumlicher Pra-
xis verloren geht.
In Bezug auf das IG-Farben-Haus beginnt die

Aneignung schon vor dem Umzug mit der Umbe-
nennung in „Poelzig-Ensemble“. Der damalige Prä-
sident Werner Meißner begründet sie explizit mit
der „Reinwaschung von nationalsozialistischen Bezü-
gen“ (Campuservice GmbH o.J., 7). Das IG-Farben-
Gebäude soll von seiner geschichtlichen Verknüpfung
mit dem Nationalsozialismus befreit werden, um es
als das autonome Werk des Architekten Hans Poel-
zig würdigen zu können. In dieser Trennung der Ar-
chitektur von ihrem historischen Kontext drückt sich
der Geist eines Präsidiums aus, das jede Idee von Auf-
klärung aufgibt, um sich in die Tradition vergangener
Tage stellen zu können. Besonders pikant wird dieser
Umgang vor dem Hintergrund, dass sowohl Polizei-
präsidium wie Europäische Zentralbank aufgrund der
Geschichtlichkeit des Gebäudes von einer Nutzung
absahen (vgl. Wagner 1999, 124). Die Universität
wurde dagegen als prädestiniert angesehen, da sie als
Institution der Aufklärung für eine angemessene Auf-
arbeitung qualifiziert sei (vgl. ebd., 126). Allerdings
hat das Präsidium jede Gelegenheit genutzt, um sich
einer solchen zu verweigern: Eine Gedenktafel zur Er-
innerung an die Zwangsarbeiter_innen der IG-Farben
sowie eine Dauerausstellung wurden nur auf öffentli-
chen Druck hin realisiert, Überlebende aus den Kon-
zentrationslagern werden nicht zur Einweihung nicht
eingeladen, der Vorschlag einer Umbenennung des
Grüneburgplatzes in Norbert-Wollheim-Platz3 wurde
abgelehnt. Ebenso weigerte sich die Uni-Leitung, das
Wandbild des von den Nazis verfolgten Künstlers Ge-

org Heck freizulegen.4 Während in Bockenheim der
kritische Bezug auf den Nationalsozialismus den Aus-
gangspunkt und eine Konstante bildete, scheint die
Auseinandersetzung mit dieser Geschichte auf dem
neuen Campus zum unliebsamen Ballast geworden
zu sein.
Das IG-Farben-Haus selbst, das 2001 von den geis-

teswissenschaftlichen Fachbereichen bezogen wird,
bildet schon aufgrund seiner Architektur und vor-
maligen Nutzung einen Kontrast zum Bockenhei-
mer Campus, wie er größer nicht sein könnte: Durch
Hauptverkehrstraßen und parkartige Anlagen ge-
trennt von der umliegenden Stadt, entworfen als
„Stadtkrone“ (so der Architekt Hans Poelzig) auf ei-
nem Hügel, 1929 gebaut als zentrales Verwaltungs-
gebäude und Repräsentationsbau für einen der da-
mals größten Konzerne der Welt. Im Gegensatz zur
bescheidenen Architektur Kramers wird Herrschaft
hier offen zur Schau gestellt5, der Campus ist rund-
herum von Zäunen umgeben, die wenigen Zugänge
werden nachts geschlossen. Gegenüber Flugblättern,
Plakaten und Graffitis wird eine Politik der „ ‚zero to-
lerance“’ praktiziert, die Steinberg als „zivilisierende
Kraft der Ästhetik“ (Steinberg 2008a) mystifiziert:
Jede Spur missliebiger studentischer Aktivität wird
von eigens dafür abgestelltem Personal umgehend
beseitigt. Auf den Gängen gibt es keine Aufenthalts-
möglichkeiten, die Seminarräume sind außerhalb des
Seminarbetriebs geschlossen und nur mit professo-
raler Genehmigung nutzbar, so dass weder für Ar-
beitsgruppen noch für spontane Treffen Raum zur
Verfügung steht.

„Veranstaltungsräume länger als bis
22.00 Uhr zu beantragen ist ein großer
bürokratischer Akt und manchmal be-
kommt man die Räume auch nicht, wenn
sie frei sind. Selbst kulturelle Projekte
von Studierenden der Uni Frankfurt wie
redpark müssen Miete für Räume bezah-
len. Nach 20.00 Uhr kann nur das Gelän-
de betreten, wer von den PförtnerInnen
des Sicherheitsdienstes auf das umzäun-
te Gebiet gelassen wird. Fachschaftsver-
treterInnen werden dazu genötigt, für
Partys einen Vertrag zu unterschreiben
und persönlich zu haften. Dieser Vertrag
umfasst unter anderem, Gäste ggf. nach
Drogen zu überprüfen und Sicherheits-,
Ordnungs- und Sanitätspersonal zu stel-
len. Musik ist nur in Zimmerlautstärke
bis 22 Uhr erlaubt. Dieser Campus ist
eben zum Studieren und Repräsentieren,
nicht aber zum Diskutieren, Reflektieren,
Abhängen und Feiern da. Auf dem alten
Campus Bockenheim, wo die Geistes-

3Norbert Wollheim war Zwangsarbeiter im IG-Farben-Konzentrationslager Buna-Monowitz. Als erster überlebender NS-
Zwangsarbeiter hatte er ein Industrieunternehmen erfolgreich auf Entschädigung geklagt.

4Das Wandbild wurde 1936 von den Nazis übermalt. Nach der Weigerung der Uni-Leitung, eine Freilegung des Bildes zu
finanzieren, wurde diese schließlich durch die private Initiative des ‚Kulturkreis Georg Heck’ übernommen.

5Eine differenzierte Auseinandersetzung mit der Architektur des IG-Farben Hauses liefert Heike Heer (1999)



Teil III. Hochschule im Neoliberalismus 51

wissenschaften in separaten Häusern un-
tergebracht waren, genügte eine münd-
liche Absprache mit dem Hausmeister,
und schon durften die Plattenteller ab-
drehen...“ (Dellmann 2004, 29)

Für Studierende wird der IG-Farben Campus in
dieser Phase zu einem Nicht-Ort. Außer den vor-
geschriebenen Fachschaftsräumen gibt es keinen
Platz für studentische Projekte oder Veranstaltun-
gen, stattdessen werden Räume über ein privates
Dienstleistungsunternehmen kommerziell vermietet.

„Im Grunde ist nichts dagegen zu sa-
gen, wenn eine zentrale Koordinations-
stelle für alle Veranstaltungen an der
Uni, welche die Hörsaalverwaltung ent-
lastet, eingerichtet wird. Doch die 2001
gegründete CampuSERVICE GmbH ist
als privater Dienstleister nur dem Uni-
präsidenten unterstellt und somit nicht
rechenschaftspflichtig gegenüber Studie-
renden oder Fachbereichen. Zudem ist
CampuSERVICE vor allem dazu da, ex-
terne OrganisatorInnen zu betreuen, die
in der Regel repräsentative und kommer-
zielle Großevents veranstalten und Geld
in die Kasse der Uni (und von Campu-
SERVICE) bringen sollen. Diese Ausrich-
tung führt beizeiten dazu, dass Institu-
te für Konferenzen keine Räume mehr
im IG Farben Haus bekommen, weil sie
an einen Career-Monitoring-Challenge-
Kick-Off oder an die Deutsche Bank ver-
mietet sind.“ (ebd.)

Insgesamt handelte es sich um eine gewaltige Ent-
eignung, die allerdings zunächst nur die geisteswis-
senschaftlichen Fachbereiche und damit einen rela-
tiv kleinen Teil der Studierenden betrifft. Die großen
Fachbereiche bleiben nach wie vor in Bockenheim,
die autoritäre Wirklichkeit im IG-Farben Haus ist da-
mit entfernt und gilt als zu unantastbar, um für stu-
dentische Interventionen relevant zu werden. Fest-
zuhalten bleibt, dass sich weder bei den Bildungs-
protesten von 2003 noch bei denen von 2006 eine
studentische Initiative in Bockenheim gefunden hat,
die den nahenden Umzug der anderen Fachbereiche
thematisiert hätte. Eine solche gründete sich erst im
Sommer 2008 – kurz vor dem Umzug der Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften, und bezeichnender-
weise ohne davon Kenntnis zu besitzen.

Umzug 2: Die Neubauten

2008 wird das House of Finance als erster Neu-
bau auf dem IG-Farben-Campus (offiziell: Campus
Westend) eingeweiht. Wie kaum ein anderes Gebäu-
de verkörpert es die neoliberale Gesellschaftsforma-

tion: Inhaltlich spiegelt es die gewachsene Bedeu-
tung der Finanzmärkte, auf denen die Gewerkschaf-
ten keine Rolle mehr spielen, formal handelt es sich
um ein kaum durchschaubares Konstrukt von Insti-
tuten und privaten Trägerinnen, meistens finanziert
unter dem Deckmantel von größtenteils staatlichen
Drittmitteln. Im neuen Leuchtturm wird die aufwän-
dige Inneneinrichtung gesponsort von transnationa-
len Banken, nach denen die Hörsäle benannt sind –
in den Werbeprospekten der Stiftungsuni kann da-
mit für Investitionen geworben werden, eine klas-
sische win-win-Situation. Nichts könnte den Bruch
zu Bockenheim besser verdeutlichen, als dieser Zu-
sammenhang von Sponsoring und Stiftungskapital in
Bezug auf ein Projekt, das den gesellschaftlichen Ge-
brauchswert so ganz anders vertritt, als einstmals das
Institut für Sozialforschung.
Horkheimer stellte 1953 ein stiftungsfinanziertes

Studierendenhaus ins Zentrum der neuen Universi-
tät (s.o.), das symbolisch den Beginn der wiederge-
gründeten Universität markierte. Für den IG-Farben
Campus ist ein Studierendenhaus erst für 2012 am
nördlichen Rand geplant, wo es durch eine Straße so-
wie Wohnbebauung vom Campus abgeschnitten ist.
Es wird nicht einmal Sichtkontakt zu den Universi-
tätsgebäuden bestehen. Die Wahl von Zeitpunkt und
Ort kann dem Präsidium dabei als bewusste Strate-
gie unterstellt werden: von Anbeginn hätten im Ca-
sino wenigstens Teilnutzungen studentischer Initia-
tiven Raum finden können, spätestens aber mit der
Neubebauung hätte ein Studierendenhaus miteinge-
plant werden müssen.6 Vor diesem Hintergrund mu-
tet es mehr als zynisch an, wenn Ex-Präsident Stein-
berg mit Bezug auf das kirchliche Wohnheim be-
hauptet, dass „in der Mitte des neuen Campus nicht
das Präsidium, sondern die Studierenden ihren Sitz“
bekommen haben (zitiert nach Kuchjk 2008). Die
Studierenden als passive Einzelne sind willkommen,
als organisierte Interessenvertretung werden sie ver-
bannt.

Die doppelte Krise

Oben habe ich den Turm als materiellen Ausdruck
der fordistischen Gesellschaftsformation beschrieben.
Umgekehrt lassen sich aber auch Elemente finden,
die den Turm zu einem Wegbereiter des Neolibera-
lismus machen: Die Flexibilisierung und Deregulie-
rung der Arbeitsverhältnisse fanden in der studenti-
schen Subkultur ihre positive Begründung, das for-
distische Normalarbeitsverhältnis „von der Wiege bis
zum Grab“ erfuhr hier eine Absage, die sich das Ka-
pital von Seiten der Arbeiter_innenklasse nicht hätte
erträumen können. In dieser Hinsicht steht der Turm
also ganz auf der Seite seiner Zeit, produziert gera-
dezu die Subjekte des Neoliberalismus.
Die Krise von 1973, mit der die Turmära ein-

geleitet wurde, konnte der kritischen Theorie und

6Entsprechend steht in vielen städtebaulichen Entwürfen für den neuen Campus ein Studierendenhaus im Zentrum (vgl.
Hossbach/Lehmhaus 2006).
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den Ideen von gesellschaftlicher Emanzipation nichts
grundsätzlichesGrundsätzliches anhaben. Sie bedeu-
tete wesentlich einen Perspektivwechsel, eine Verän-
derung der Fragestellung und Begriffe, weil der Ge-
genstand sich änderte. Da es einer materialistischen
Gesellschaftstheorie aber nicht um Handlungsanwei-
sungen oder Strukturprogramme geht, ist sie prin-
zipiell unabhängig von Konjunkturen. Die Krise von
2008 dagegen, mit der das „House of Finance“ ein-
geweiht wurde, bedeutet ein praktisches Scheitern
dessen, was gestern noch als „tomorrows thinking“
gepriesen wurde – und so gesehen könnte der Umzug
auch eine Geschichte eingeläutet haben, die von herr-
schender Seite nicht im Geringsten intendiert war. . .
it’s up to do.

Literatur

Bultmann, Torsten (1996): Die standortgerechte
Dienstleistungshochschule, in: Prokla. Zeitschrift für
kritische Sozialwissenschaft, Heft 104, 26.Jg., Nr. 3,
1996, S. 329–355
Campuservice GmbH (o.J.): Campus Histo-

ry, URL: http://www.campuslocation-frankfurt.de/
downloads/CSCampusHistoryWestend.pdf
Dellmann, Sarah (2004): This is not a nice place.

Gegen Hegemonie im IG-Farben Haus, in: diskus –
Frankfurter StudentInnen Zeitschrift, Heft 2/2004,
S. 28–30.
Hansen, Astrid (2001): Die Frankfurter Univer-

sitätsbauten Ferdinand Kramers. Hochschulbau der
50er Jahre, Weimar.
Heer, Heike (1999), True Colours, in: diskus –

Frankfurter StudentInnen Zeitschrift, Heft 1/1999

Horkheimer, Max (1953): Ansprache, in: Johann
Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt (Hg.), Ein-
weihung des Studentenhauses, Frankfurt
Hossbach, Benjamin/Christian Lehmhaus (Hg.)

(2006): Johann Wolfgang Goethe-Universität – Cam-
pus Westend, in: [phase eins]. Die Architektur von
Wettbewerben 1998–2005, S. 126–167, Berlin
Kuch, Jessicajk (2008): Im Herzen des Campus.

Studierendenwohnheimne der evangelischen und ka-
tholischen Kirche eröffnet, in: UniReport 08/2008,
S. 2
Meißner, Werner (1999): Die Zukunft der Goethe-

Universität, in: Meißner u.a. 1999, S. 147–158
Meißner, Werner/Dieter Rebentisch/Wilfried

Wang (Hg.) (1999): Der Poelzig-Bau. Vom
I.G.Farben-Haus zur Goethe-Universität, Frankfurt
Steinberg, Rudolf (2008a): „Die zivilisierende

Kraft der Ästhetik“. Ein Gespräch mit Prof. Rudolf
Steinberg, Präsident der Goethe-Universität, über
die Umwandlung der Frankfurter Alma Mater in
eine Stiftungsuniversität, in: IHK-WirtschaftsForum
03/2008
Steinberg, Rudolf (2008b): Standortentwicklung.

Gespräch mit Prof. Rudolf Steinberg, URL: http:
//www.fehe.org/index.php?id=699
Silomon-Pflug, Felix (2010): Gouvernementale Re-

gierung (in) der Hochschule des 21. Jahrhunderts,
Marburg
Wagner, Klaus (1999): Erwerbsgeschichte des

Poelzig-Ensembles, in: Meißner u.a. 1999, S. 123–
129.



Teil IV. Lehr- und Forschungsbedingungen heute 53

Teil IV.
Lehr- und Forschungsbedingungen heute

7. Prekäre Arbeitsbedingungen in Lehre und Forschung

Von Christoph Bauer

Prekarität hat als neuartiger Herrschaftsmodus
Einzug in Universitäten gehalten und ist eines der
wichtigsten und nachhaltigsten Instrumente zur Stei-
gerung von Konkurrenz, Wettbewerb, sozialer Selek-
tion und Vermarktung von Bildung an Universitäten.
Ein ständiger Zwang zur Vermarktung und Verwal-
tung des Selbst verunmöglicht Reflexion gesellschaft-
licher Verhältnisse und damit von Forschung und Bil-
dung, die sich nicht im Lernen oder im Kompetenzer-
werb erschöpft. Darüber hinaus ist Prekarität für Uni-
versitäten hoch verlustreich: Das System Universität
produziert wertvolles Kapital in Form forschungs-,
lehr-, verwaltungs- und hochschulpolitischer Kompe-
tenzen, das im Falle des nur noch befristet und zu-
nehmend kürzer beschäftigten „Mittelbaus“ der Uni-
versität spätestens nach Ablauf der gesetzlich zuläs-
sigen Beschäftigungsdauer von 6 Jahren pro Qualifi-
kationsphase nicht mehr zur Verfügung steht.
Für alle WissenschaftlerInnen „unterhalb“ der Pro-

fessur gilt, dass der Weg zu einer unbefristeten Be-
schäftigung und damit einer ernstzunehmenden Be-
rufsperspektive hochgradig prekär und konkurrent
verläuft und eine große Risiko- und Investitionsbereit-
schaft erfordert. Wer nicht „von Hause aus“ mit ma-
teriellen Ressourcen ausgestattet ist oder das Risiko
scheut, nach einer Berufsausbildung von 15–20 Jah-
ren (Studium, Promotion, Habilitation) keinen Job
zu bekommen, fällt aus dem System Wissenschaft
heraus – auf solche Weise vollzieht sich soziale Se-
lektion im Bereich der Hochschulen.
Bildung und gute Lehre sind angesichts der pre-

kären Arbeitsbedingungen des Lehrpersonals (und
einer mit PISA, Bologna und G8/„Turbo-Abitur“
verbundenen neuen Kultur des „Bulimie-Paukens“)
nicht möglich. Lehre wird als Massenabfertigung voll-
zogen, als entpersonalisierte und notdürftige Be-
darfsabdeckung, Bildung wird auf Wissensvermitt-
lung reduziert. Die Orientierung im Grundstudium,
die Spezialisierung im Hauptstudium, die abschlie-
ßenden Prüfungen und die Abschlussarbeit können
angesichts prekärer Beschäftigungsverhältnisse sei-
tens der Lehrenden nicht verlässlich betreut werden,
weil schlicht die DozentInnen oft schon wieder weg
sind, wenn der nächste Schritt im Studium ansteht
– und mit ihnen die spezifischen Inhalte, Methoden,
Seminarkulturen etc.

Im folgenden Beitrag soll der Arbeitsplatz Hoch-
schule näher beleuchtet werden. Dabei wird kurz die
drastische Verschärfung der Konkurrenz bei gleich-
zeitiger Unterfinanzierung der deutschen Universitä-
ten in den letzten 20 Jahren beschrieben. Als ei-
nes der entscheidenden Instrumente zur Einführung
bzw. Verstärkung der betriebswirtschaftlichen Logik
an den Universitäten wird die Befristung aller akade-
mischen Beschäftigungsverhältnisse „unterhalb“ der
Professur vorgestellt und etwas ausführlicher anhand
der besonderen Arbeitsbedingungen wissenschaftli-
cher MitarbeiterInnen an vakanten Professuren dis-
kutiert; hier werden beispielhaft die bereits sichtba-
ren Folgen der jüngsten Entwicklungen problemati-
siert. Prekäre Verhältnisse sind mittlerweile bei allen
Stellenformaten in den Universitäten Praxis – stark
ausgeprägt weiterhin bei Lehrbeauftragten und Pri-
vatdozentInnen ohne feste Anstellung, aber auch bei
wissenschaftlichen Hilfskräften, bei „Lehrkräften für
besondere Aufgaben“ (vulgo Hochdeputatsstellen),
bei Juniorprofessuren oder Vertretungs-, Gast- und
außerplanmäßigen Professuren. Die Darstellung der
Folgen dieser Praxis für die Betroffenen, für For-
schung, Lehre und Selbstverwaltung beschließt den
Hauptteil des Textes, bevor ein Ausblick erfolgt.

Arbeitsplatz Hochschule für WissenschaftlerInnen

Die Arbeitsbedingungen in Forschung und Lehre an
den sozial- und geisteswissenschaftlichen Fachberei-
chen der Universitäten sind merkwürdig. Vor allem,
weil sie als solche in der Regel überhaupt nicht pro-
blematisiert werden. Wer hier – am Beispiel der Uni-
versität Frankfurt – eine Tätigkeit aufnimmt, erhält
zu Beginn kaum eine Begleitung durch die Räum-
lichkeiten, es gibt kaum strukturierte Einführungs-
programme, „die Neuen“ werden auch nicht gemein-
sam einander vorgestellt. Es gibt natürlich zahlreiche
Ausnahmen, die aber meist nicht strukturell veran-
kert, sondern dem Engagement der KollegInnen im
jeweiligen Schwerpunkt (oder, um alte Hierarchien
beim Namen zu nennen: am Lehrstuhl) zu verdan-
ken sind. Es gibt keine Zeiterfassung und die tariflich
oder vertraglich festgelegte wöchentliche Arbeitszeit
interessiert eigentlich niemanden, weil die Zeitwäh-
rung für WissenschaftlerInnen sich eher durch die
Zahl der Semesterwochenstunden in der Lehre be-

1 Die weibliche Form halte ich nur dort für angebracht, wo das Verhältnis männlicher und weiblicher Personen in der jeweiligen
gesellschaftlichen Praxis in etwa ausgeglichen ist; von ProfessorInnen zu sprechen, wäre angesichts eines Frauenanteils von
ca 17% innerhalb der Professorenschaft (Stand: Dezember 2008, Statistisches Bundesamt 2009:25) eine Verleugnung von
geschlechtsbezogener Ungleichheit.
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misst. Es ist auch schwer zu sagen, wer eigentlich
als Arbeitgeber fungiert – der Professor1? Der Di-
rektor des Instituts? Der Dekan? Der Präsident? Le-
diglich die Funktion des direkten Vorgesetzten ist
eindeutig mit dem Inhaber der Professur identifizier-
bar. Auch übliche Einrichtungen des Arbeitsschutzes
wie Sicherheitsbeauftragte, ErsthelferInnen, Brand-
schutzbeauftragte sind für dieses wissenschaftliche
Feld Fremdkörper, derartige Funktionen werden dem-
zufolge fast nur durch KollegInnen in der Verwaltung
(Sekretariate, Dekanat) wahrgenommen. Zahlreiche
KollegInnen reichen keinen formalen Urlaub ein und
melden sich bei Krankheit nur informell ab. All dies
ist Teil des Selbstverständnisses von Wissenschaftle-
rInnen an Hochschulen, das zusammengefasst auch
dadurch geprägt ist, dass eine Tätigkeit in der Wis-
senschaft nicht als Beruf, sondern als Berufung gilt.
Der geniale Professor, der bereit ist, für die For-
schung „zu verglühen“ und „sein Seelenheil zu opfern“
(beides Zitate von Universitätsprofessoren bei univer-
sitätsöffentlichen Veranstaltungen) ist das Leitbild –
Fragen der Arbeitgeberfürsorge und Entlohnung ste-
hen dem eher entgegen. „Prekär und Spaß dabei“2

ist das Motto auf dem Weg zu einer unbefristeten
wissenschaftlichen Beschäftigung in der Hochschule.

Bildung und der schnöde Mammon

Dies alles ist keine Einzigartigkeit der Frankfurter
Universität, sondern Ausdruck eines Systems der
deutschen Universitäten, das vom Geiste eines ne-
bulösen, uneigennützigen und ehrenhaften Bildungs-
verständnisses getragen ist und im Zuge dessen ver-
sucht, seine Kapitalförmigkeit konsequent zu ver-
leugnen – auch im Bereich der Wissenschaft ist die
Reproduktion von Kapital, Macht und Herrschaft
systematisch vorhanden (vgl. in aller Ausführlich-
keit hierzu Pierre Bourdieus „Homo Academicus“ von
1984). Auch Bildung stellt nach Bourdieu (1992) ei-
ne Kapitalform dar, die wie andere Kapitalformen
prinzipiell weitergereicht, akkumuliert, transformiert
oder geliehen werden kann.3 Kapitalformen waren
noch vor 20 oder 30 Jahren weniger das reguläre Ge-
halt, wohl aber die Besoldungsstufe (C1-4), die als
„Ausstattung“ verstandenen zugehörigen Mitarbeite-
rInnen sowie die Anzahl der Monografien und die Er-
scheinungsorte (Verlage, bei Aufsätzen entsprechend
Zeitschriften), um nur die wichtigsten zu nennen.
Entgegen dem weit verbreiteten, idealistischen Bil-

dungsbegriff („Humboldtsches Bildungsideal“) exis-
tiert Bildung folglich nie an sich, sondern immer in
konkreten historisch-politischen Kontexten und da-
mit auch als jeweils spezifische Verdichtung von ge-
sellschaftlichen Interessen und Kräfteverhältnissen.

Neben dem emanzipatorischen und gesellschaftskri-
tischen Potenzial von Bildung ist die Zuweisung von
Lebenschancen und deren Anerkennung durch alle
Beteiligten die wichtigste gesellschaftliche Funktion
staatlicher Bildungseinrichtungen. Durch die hohe
Symbolkraft von Bildung, noch stärker aber durch
die Legitimierung sozialer Positionen durch Bildung
und die Legitimierung der illegitimen Weitergabe von
Macht und Kapital qua Verschleierung wird Bildung
zum „Hauptschlachtfeld im Klassenkampf“ (Bour-
dieu 1981: 68).

Neoliberale Umstrukturierung der Hochschulen

Das System bundesdeutscher Universitäten wur-
de in den letzten 10 bis 20 Jahren durch den
Einzug betriebswirtschaftlicher Logiken umgewan-
delt. Damit ging eine Verminderung des kritisch-
emanzipatorischen Bildungspotenzials einher, wäh-
rend die Stabilisierung und Legitimierung von Herr-
schaftsverhältnissen und sozialer Ungleichheit an Be-
deutung gewann. „Abitur oder gar Uni-Abschluss (die
Einführung des BA wird das verstärken) ist nicht,
wie versprochen und vielleicht erträumt, Sprungbrett
für eine hoffnungsvolle Karriere, sondern eine Not-
wendigkeit, die erfüllt werden muss, damit man in
die Konkurrenz überhaupt zugelassen wird.“ (Stei-
nert 2010: 185). Insbesondere das Konkurrenzprinzip
ist allgegenwärtig. Was vorher auf den Bereich der
so genannten Drittmittel-Forschung beschränkt war,
wirkt sich nun – teilweise vermittelt über die Exzel-
lenzinitiative der Bundesregierung – auf die gesam-
te Universität aus. Immer größer wird die faktische
und drohende Bedeutung kurzfristiger, leistungsbe-
zogener und konkurrenter Ressourcenverteilung. Ne-
ben der Exzellenzinitiative sind zahlreiche Sonderpro-
gramme anzuführen (für Hessen: LOEWE, HEURE-
KA, Studiengebührenersatzmittel QSL), aber auch
leistungsbezogene Anteile der W-Besoldung für Pro-
fessoren, die gar durch universitätsinterne Umvertei-
lung unmittelbar Gewinner auf Kosten der Verlierer
produziert. Dabei sind Prinzipien der Konkurrenz und
Warenförmigkeit im Bereich von Bildung – zumin-
dest aus einer humanistischen Perspektive – prinzipi-
ell nicht angebracht. Wissen und Bildung verringern
sich im Unterschied zu dinglichen Waren nicht, wenn
sie geteilt werden.
In den 1990er Jahren wurde durch gezielte poli-

tische Strategien Wettbewerb in den Bildungssek-
tor implementiert. So genannte „Neue Steuerungs-
modelle“ sollten zunächst die öffentliche Verwaltung
umstrukturieren, wurden dann aber schnell auf zahl-
reiche andere gesellschaftliche Bereiche übertragen.
Erklärte Prämisse war der „Aufbau einer unterneh-

2 So der Beiname einer Studie zur Beschäftigungssituation wissenschaftlicher MitarbeiterInnen: Grühn u.a. (2009).
3 Die zahlreichen Auswirkungen eines Kapitalbegriffs, der sich nicht auf ökonomisches Kapital beschränkt, können hier nicht
diskutiert werden; Es sei auf Bourdieus Homo Academicus (1984) verwiesen. Grundsätzlich kann zusammengefasst wer-
den, dass der erweiterte Kapitalbegriff in Form des kulturellen, sozialen und symbolischen Kapitals im Gegensatz zum
ökonomischen in der Regel nicht eindeutig identifiziert und quantifiziert werden kann, dass die Übertragungsformen oder
die VerfügerInnen über Kapital ebenfalls nur relativ aufwändig identifiziert werden können. Gerade im Schleier, der diese
Kapitalformen umgibt, liegen ihre besonderen Eigenschaften begründet.
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mensähnlichen, dezentralen Führungs- und Organi-
sationsstruktur sowie die Aktivierung dieser Struktur
durch Wettbewerb“ (KGST 1993:15). In Bereichen,
in denen ein solcher Wettbewerb noch nicht bzw.
in vermeintlich zu geringem Umfang vorhanden war
bzw. ist (öffentliche Verwaltung, Bildungsbereich),
sollte er durch „Wettbewerbssurrogate“ (Zielverein-
barungen, Vertragsmanagement, leistungsbezogene
Gehaltsanteile, Qualitätssicherungen, Vermarktung,
Rankings) in Gang gesetzt werden.
Mit dem Umbau der Universitäten ging auch ei-

ne Neuausrichtung universitären Kapitals einher –
die Höhe der eingeworbenen Drittmittel als immer
wichtigeres Gütekriterium ist wohl das deutlichste
Zeichen hierfür. Dazu kamen umfassende Änderun-
gen in Form so genannter Autonomien, der Abbau
der wenigen demokratischen Strukturen und die Ein-
richtung mächtiger Präsidien, die sich im Zuge der
„Autonomie“-Entwicklung kaum noch einem Ministe-
rium oder den Fachbereichen gegenüber mehr recht-
fertigen müssen; Gremien der universitären Selbstver-
waltung von den Berufungskommissionen über den
Fachbereichsrat bis zum Senat wurden zunehmend
ihrer Befugnisse und Mitbestimmungsstrukturen be-
raubt. Die Gruppenuniversität entwickelt(e) sich zur
Präsidialuniversität, in der die Freiheit von Forschung
und Lehre als ausschließlich präsidiale, teilweise auch
noch professorale Befugnis verstanden wird.

Befristung als neues Wettbewerbsinstrument

Mit der Novelle des Hochschulrahmengesetzes von
2002 bzw. des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes von
2007 (WissZVG) wurde ein neues Wettbewerbsin-
strument eingeführt, das heute in hohem Maße die
Arbeitsbedingungen aller WissenschaftlerInnen „un-
terhalb“ der Professur verschärft: Qualifikationsstel-
len an Universitäten dürfen nur noch befristet be-
setzt werden, die maximale Beschäftigungsdauer für
Promotion und Habilitation beträgt 12 Jahre4, wo-
bei in Hessen durch entsprechende Senatsbeschlüsse
faktisch eine 10-Jahres-Befristung von den Univer-
sitäten praktiziert wird. Für Wissenschaft als Beruf
bedeutet dies, dass zurzeit die Professur die faktisch
erste unbefristete Form der Beschäftigung ist (von
wenigen Ausnahmen abgesehen, die quantitativ zu
vernachlässigen sind).

„Mittelbau“

Der akademische „Mittelbau“, eine Sammelbezeich-
nung für alle wissenschaftlichen MitarbeiterInnen an
Universitäten „unterhalb“ der Professur, von Hilfs-
kräften bis zu PrivatdozentInnen, erfuhr im Zuge des-
sen große Stellenkürzungen und die fast vollständige
Abschaffung unbefristeter Beschäftigungsverhältnis-
se: 75% der wissenschaftlichen MitarbeiterInnen sind
befristet beschäftigt, das wiederum zu 75% auf ei-
ner Teilzeit-Stelle. Prekäre Verhältnisse sind mittler-

weile bei fast allen Stellenformaten und mit unter-
schiedlichen Ausprägungen und Spezifika an Univer-
sitäten anzufinden: studentische und wissenschaftli-
che Hilfskräfte, wissenschaftliche MitarbeiterInnen,
Lehrbeauftragte, InhaberInnen so genannter Hoch-
deputatsstellen / „Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben“, Junior-ProfessorInnen, PrivatdozentInnen, au-
ßerplanmäßige ProfessorInnen, GastprofessorInnen,
VertretungsprofessorInnen, Professuren im Rahmen
der Exzellenzinitiative – selbst reguläre Professuren
werden mittlerweile zeitlich befristet vergeben, eine
3jährige „Probezeit“ ist keine Seltenheit mehr.

Prekäre Eliten? Prekarität als neue Herrschaftsform

Von prekären Verhältnissen im akademischen Bereich
zu sprechen, hat bei aller Berechtigung eine irritie-
rende Konnotation – immerhin sind AkademikerIn-
nen grundsätzlich sozial gut situiert. Nach Bourdieu
gelten sie als „beherrschte Herrschende“ (Homo Aca-
demicus) und Bildung gilt seit der Aufklärung als
ein, wenn nicht der entscheidende Modus der Ver-
teilung und Legitimierung sozialer Positionen, von
Macht und Herrschaft. Die Universität – neben ei-
nigen wenigen Forschungseinrichtungen – als aner-
kannteste und am stärksten mit symbolischem Kapi-
tal ausgestattete Institution im Bildungswesen, ver-
fügt über und verteilt Bildung und Kultur und bil-
det daher – oft entgegen dem Selbstverständnis der
WissenschaftlerInnen – einen Teil einer privilegierten
Gruppe, einer Elite. Inwiefern lässt sich unter solchen
Bedingungen von prekären Verhältnissen sprechen,
die doch in anderen gesellschaftlichen Bereichen in
viel größerem Umfang und unter erheblich verschärf-
ten Bedingungen existieren (es sei hier lediglich auf
den neuen Niedriglohnsektor in Form von Leiharbeit
und Wach- und Sicherheitspersonal verwiesen, die
viel eher als Bereiche neuer Armut zu bezeichnen
sind)? Tatsächlich erfuhr im Zuge der Umstrukturie-
rung des Sozialsystems unter der Rot-Grünen Bun-
desregierung (1998-2005) der Abbau von Sozialleis-
tungen erst dann eine hohe medial-öffentliche Auf-
merksamkeit, als die sozialpolitischen Einschläge im-
mer näher an die so genannte Mittelschicht bzw. an
das Kleinbürgertum heran kamen. In der Tagespres-
se wurde weniger die Armut als soziales Problem,
sondern die drohende Abwertung bisher relativ ge-
sicherter Milieus thematisiert, wozu der Begriff der
Prekarisierung als Bedrohung viel besser passt als der
der tatsächlichen Armut und des Elends.
Prekarität ist, und das ist das verbindende Ele-

ment solch unterschiedlicher gesellschaftlicher Berei-
che wie der Universität und der Leiharbeit, grund-
sätzlich als eine neue Herrschaftsform zu verstehen
(Bourdieu 1998b: 4), die mittels einer völlig neuen
Ausprägung von Konkurrenz und vor allem von Angst
funktioniert. Prekarität als der Entzug von Perspek-
tiven, Lebensentwurfsmöglichkeiten und Hoffnungen

4 Für MedizinerInnen gelten andere Befristungen; ebenso sind Verlängerungen für „besondere“ Umstände vorgesehen, zu
denen z.B. die Kindererziehung zählt.
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(vgl. Bourdieu 1998b: 2) wirkt sich unmittelbar auf
diejenigen aus, die wirklich aus ihrer Arbeit entfernt
werden, aber auch auf die vielen anderen, die darum
fürchten müssen. Sie werden einer Situation der per-
manenten Konkurrenz um den Lebensunterhalt aus-
gesetzt und müssen sich – auch in bisher als regulär
geltenden Arbeitsverhältnissen – als „Unternehmer
ihrer selbst“ (Bröckling 2007) begreifen, in sich in-
vestieren, sich vermarkten und das unternehmerische
Risiko als ihr eigenes anerkennen. Zur nur schwer
antizipierbaren (auch persönlichen) Zukunft kommt
hinzu, dass das, was als weitere Möglichkeit im Wer-
degang bereits in der Gegenwart Realität ist, alles
andere als ermutigend ist, wenn man Wissenschaft-
lerInnen sieht, die nach überaus erfolgreichem Durch-
laufen der üblichen Schritte in der Wissenschaft keine
Anstellung erhalten und sich glücklich schätzen müs-
sen, wenn sie wenigstens kleinere Anerkennungen in
Form von APL-Professuren oder Kooperationen er-
fahren.

„Aufgrund dieser Konkurrenz (...)
kommt es zu einem regelrechten Kampf
aller gegen alle, der sämtliche Werte der
Solidarität und Menschlichkeit zunichte
macht, manchmal aber auch zu wortlo-
ser Gewalt. (...) Die von der Prekarität
bewirkten Dispositionen der Unterwer-
fung bilden die Voraussetzung für eine
immer erfolgreichere Ausbeutung, die
auf einer Spaltung zwischen einerseits
der immer größer werdenden Gruppe de-
rer, die nicht arbeiten, und andererseits,
die immer mehr arbeiten, fußt.“ (Bour-
dieu 1998b: 3f)

Prekäre Verhältnisse wissenschaftlicher
MitarbeiterInnen in der Promotionsphase

Wie wirkt sich nun Prekarität konkret in Wissen-
schaft und Hochschule aus? Von den folgenden
Betrachtungen grundsätzlich ausgenommen ist die
Gruppe der Professoren, die nach den verschiede-
nen Kriterien das genaue Gegenteil von Prekarität im
Feld Hochschule darstellt, obgleich auch hier deutli-
che Tendenzen zu mehr Konkurrenz und Leistungs-
druck zu verzeichnen sind.
Die quantitativ bedeutendste Personalkategorie im

akademischen Mittelbau ist die der wissenschaftli-
chen MitarbeiterInnen in der Promotionsphase. Sie
ist auch insofern qualitativ von großer Relevanz, gilt
doch die Promotion als entscheidende Qualifikation
für eine Tätigkeit in Wissenschaft und Forschung.
Diese Stellen sind in Hessen auf insgesamt 5 Jahre
befristet, wobei selbst Tätigkeiten als wissenschaft-
liche Hilfskraft oder Verwaltungsangestellte ab ei-
ner wöchentlichen Arbeitszeit von 10 Stunden oft
auf diese Befristung angerechnet werden – was vie-
len Betroffenen oft gar nicht bekannt ist. Diese 5-
Jahres-Befristung ist eine Verschärfung der 6-Jahres-
Befristung des WissZVG. In den Geistes- und Sozi-

alwissenschaften reicht diese Zeit für die Phase der
Promotion oft nicht aus; einer der wenigen Unter-
suchungen zur Promotionsdauer zufolge beträgt die
durchschnittliche Promotionsdauer in den Sozialwis-
senschaften 7,3 Jahre, in der Germanistik 6 Jah-
re und in den Wirtschaftswissenschaften 5,5 Jahre
(Bormann/Enders 2002: 55). Diese Befristung wird
nochmals verschärft, indem Arbeitsverträge nicht zu
Beginn für die maximal zulässige Vertragsdauer (in
Hessen 5 Jahre) ausgestellt werden, sondern stets ei-
ne Staffelung ohne einen rechtlichen Anspruch auf
Verlängerung vorgesehen ist. In der Vergangenheit
wurde oft eine 3+2-Regelung praktiziert, auch, weil
die Anfangsphase im Hessischen Hochschulgesetz
(HHG) auf 3 Jahre festgesetzt worden war – mittler-
weile ist diese Regelung mit der HHG-Novelle 2009
verschwunden und es steht den Hochschulen frei, be-
liebige Vertragslaufzeiten beliebig oft zu verlängern,
bis zur maximalen Beschäftigungsdauer gemäß Wiss-
ZVG. Selbst Promovierende in der Mathematik mit
der niedrigsten durchschnittlichen Promotionsdauer
von 4,3 Jahren (Borman/Enders 2002: 55) sind folg-
lich auf eine Verlängerung ihres Arbeitsverhältnisses
nach 3 Jahren angewiesen, wollen sie ihre Promoti-
on im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses ab-
schließen. Erfahrungen an der Universität Frankfurt
zeigen, dass mittlerweile Vertragsverlängerungen von
2 Monaten oder über mehrere Jahre dauernde Folge-
Verlängerungen in 6-Monats-Blöcken praktiziert wer-
den – letzteres wäre außerhalb des Geltungsbereiches
des WissZVG als Kettenarbeitsvertrag arbeitsrecht-
lich unzulässig und würde zum Anspruch einer unbe-
fristeten Beschäftigung führen. Bundesweit sieht es
noch ärger aus, wenn „in vielen Disziplinen Drittel-
und Viertelstellen keine Ausnahme mehr [sind] und
Verträge [...] auf Monatsbasis verlängert“ werden
(Neis/Rubelt 2010: 10).

Personale Abhängigkeiten

Eine weitere Besonderheit der Stellen für wissen-
schaftliche MitarbeiterInnen in der Promotionspha-
se ist eine hohe Abhängigkeit der MitarbeiterInnen
vom Inhaber der Professur, der nicht nur direkter
Vorgesetzter, sondern in fast allen Fällen gleichzei-
tig Betreuer der Dissertation ist – der Begriff des
Doktorvaters drückt das enorme Machtgefälle tref-
fend aus. Zusätzlich zu diesem direkten, rechtlich
verankerten und doppelten Abhängigkeitsverhältnis
sind wissenschaftliche MitarbeiterInnen in der Pro-
motionsphase in hohem Maße vom Wohl oder Wehe
„ihres“ Profs abhängig, was sich in vielen Momen-
ten der hochschulischen Praxis ausdrückt, bei de-
nen MitarbeiterInnen als dem jeweiligen Professor zu-
gehörig betrachtet werden. Sei es die fachbereichs-
interne Kommunikation, die primär unter der Pro-
fessorenschaft stattfindet und nur nach individueller
Entscheidung an die MitarbeiterInnen weitergeleitet
wird, sei es die Beachtung der Verfügungsgewalt über
die MitarbeiterInnen, wenn Anfragen nicht an diese
selbst, sondern über „den“ Professor laufen, sei es das
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Selbstverständnis, MitarbeiterIn nicht am Schwer-
punkt A, sondern bei Professor B zu sein, sei es das
professorale Privileg, MitarbeiterInnen „mitnehmen“
zu können (als ob diesen keine eigenständige Inter-
essen oder Entscheidungen zustünden; schon gram-
matikalisch ein klares Subjekt-Objekt-Verhältnis): ei-
ne starke personale Abhängigkeit analog zu einem
traditionell-konservativ-ständischen Meister-Schüler-
Verhältnis ist im universitären Alltag noch immer klar
erkennbar. Dies wird nicht zuletzt sichtbar durch
die Betrachtung der Promotionsphase als verlänger-
te Studienphase, die nicht als eigenständige Tätigkeit
in Forschung und Lehre anerkannt wird. Als wissen-
schaftlicher Nachwuchs oder NachwuchsforscherIn
gilt oft nur, wer bereits promoviert ist (vgl. die ent-
sprechenden Bedingungen der DFG zur Forschungs-
förderung).

En Detail: Wissenschaftliche MitarbeiterInnen...
...an vakanten Professuren

Entsprechend der strukturell hohen personalen Ab-
hängigkeit vom jeweiligen Professor und dem zu-
nehmenden Leistungs- und Konkurrenzdruck der
W-Besoldungs-Professuren erfährt das Stellenformat
wissenschaftlicher MitarbeiterInnen in der Promoti-
onsphase eine weitere Steigerung der Prekarität: Die
Reduktion des professoralen Grundgehalts bei erhöh-
ter leistungsorientierter Komponente, die Beschäfti-
gung im Angestellten- statt im Beamtenverhältnis,
eine mögliche 3jährige Probezeit, das „Hochverhan-
deln“ mit anderen Hochschulen, befristete Projekt-
und Exzellenz-Professuren bewirken für die Inhaber
von Professuren selbst einen deutlich erhöhten Leis-
tungsdruck (vorwiegend hinsichtlich der Drittmitte-
lakquise) und eine Konkurrenzsituation; diese wirken
sich auch auf die zugehörigen MitarbeiterInnen aus.
Eine durch solche Veränderungen erhöhte Fluktua-
tion von Professoren und eine Pensionierungswelle
führen zurzeit in Frankfurt und an anderen hessi-
schen Hochschulen dazu, dass nicht wenige wissen-
schaftliche MitarbeiterInnen an vakanten Professu-
ren besondere Probleme mit der Verlängerung ihrer
Arbeitsverträge haben.
Während in vielen regulären Verhältnissen eine Be-

schäftigung wissenschaftlicher MitarbeiterInnen für
die gesamte gemäß WissZVG zulässige Dauer prak-
tiziert wird, fehlt jenen „herrenlosen“ MitarbeiterIn-
nen einerseits die schützende Hand des Professors,
andererseits ist deren 5-Jahres-Perspektive dadurch
gefährdet, dass ihre Stelle als Verhandlungsmasse für
die Berufungsverhandlungen mit dem Nachfolger be-
nutzt wird. Durch den Anspruch insbesondere der
Stiftungs-, Bürger-, Exzellenz- und Johann Wolfgang
Goethe-Universität, die „besten Köpfe“ im Wettbe-
werb der Hochschulen anzuwerben, wird alles daran
gesetzt, im aktuellen universitären System als exzel-
lent bezeichnete WissenschaftlerInnen (was sich ne-
ben oder gar anstelle bisheriger Gütekriterien haupt-
sächlich durch die Höhe der eingeworbenen Drittmit-
telprojekte ausdrückt) möglichst viel bieten zu kön-

nen. Neben der steigenden Bedeutung ökonomischen
Kapitals sind noch immer die als Ausstattung be-
zeichneten MitarbeiterInnenstellen Kapital und Wäh-
rung der Universität. In einer solchen Situation füh-
ren die unterschiedlichsten Bedingungen und Ent-
wicklungen der Universitäten dazu, dass Mitarbei-
terInnen an vakanten Professuren einen Störfaktor
insbesondere der neuen Berufungspraxen darstellen.
Manche Fachbereiche begegnen dieser Problematik
damit, dass bei absehbarer Vakanz bzw. Neubeset-
zung einer Professur zugeordnete befristete Stellen
überhaupt nicht mehr besetzt werden; andere versu-
chen, die Stellen der MitarbeiterInnen so lange wie
möglich zu verlängern. Beiden ist die Prämisse ge-
mein, dass die Stellen bei Amtsantritt des neuen Pro-
fessors vakant sein müssen.
Die persönliche und berufliche Perspektive der wis-

senschaftlichen MitarbeiterInnen auf einen erfolgrei-
chen Abschluss der Promotion und anschließende
Möglichkeiten erfährt hier eine außengesteuerte Ver-
änderung, die bei gleichzeitiger Bestrebung der Uni-
versität, die MitarbeiterInnen von den Stellen zu ent-
fernen, Ausdruck einer im Wortsinne gnadenlosen
Konkurrenz und eines einseitigen Leistungsbegriffes
ist, gibt es doch im Rahmen der üblichen Tätigkei-
ten auf der Stelle kaum etwas, was einE MitarbeiterIn
hätte besser tun können, um ein drohendes Ausblei-
ben der Vertragsverlängerung abzuwehren.
Anders als mit der Vorstellung von der Professur

und derem konkreten Inhaber als kleinster wissen-
schaftlicher Einheit ist inhaltlich kaum zu erklären,
warum MitarbeiterInnen ihre Stelle räumen müssen,
die noch kurz vorher ein Teil ihres Instituts und Fach-
bereiches waren und in den Zusammenhängen For-
schung, Lehre, Selbstverwaltung und Prüfung tätig
waren. Das Argument, MitarbeiterInnen könnten ih-
rem Professor beispielsweise beim Wechsel der Hoch-
schule doch folgen und dort eine neue Anstellung er-
halten, was letztlich zu einer gerechten Lösung füh-
re, bestätigt nur die Sichtweise, dass MitarbeiterIn-
nen von ihrem Professor abhängig und ohne diesen
für das jeweilige Institut bzw. den jeweiligen Fachbe-
reich irrelevant seien. Dieser Argumentation liegt die
Annahme zu Grunde, dass die Interessen und Lebens-
lagen von Professor und MitarbeiterIn weitgehend
kongruent seien – als seien z.B. der Wunsch nach
Veränderung, Ortswechsel, Änderung der Tätigkeit
und des Umfeldes oder die persönlichen Möglichkei-
ten und Umstände eines solchen Wechsels (persön-
liches Umfeld, Familie, Beziehungen etc.) ebenfalls
gleich gelagert. Auch gute Argumente für eine Ge-
währung der vorgesehenen 5 Jahre auf einer Qualifi-
kationsstelle laufen in der Praxis oft ins Leere; zum
Beispiel, dass eine personale Kontinuität sich positiv
auf Forschung, Lehre und Selbstverwaltung auswirkt,
dass es für einen neuen Professor von Vorteil sein
könnte, für einen Übergangszeitraum an den meist
umfangreichen Kenntnissen, Netzwerken und Kom-
petenzen der MitarbeiterInnen Teil zu haben oder
dass schlicht neue MitarbeiterInnen aufgrund des Be-
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setzungsverfahrens oder aufgrund persönlicher Um-
stände die Stelle nicht unmittelbar annehmen können
oder wollen.
Eine solche Konstellation von MitarbeiterInnen an

vakanten Professuren ist kein quantitativ geringes
Problem, sondern wird vor allem durch einen Ge-
nerationenwechsel in der Professorenschaft, durch
eine bundesweite Kürzung von Professuren (allein
seit 1995 wurden 1500 Professuren eingespart, so
Kempen 2008: 10) und von Stellen im akademi-
schen Mittelbau, steigende Studierendenzahlen, eine
seit der Bildungsexpansion chronisch unterfinanzier-
ten Hochschullandschaft und die steigende Fluktua-
tion und Leistungsorientierung verstärkt. Angesichts
der Erfahrungen von Ohnmacht, von personaler Ab-
hängigkeit vom Professor bzw. der nicht mehr vor-
handenen schützenden Hand, eines einseitigen Leis-
tungsbegriffs und der im neuen System nicht mehr
vorgesehenen Möglichkeit der Einflussnahme grün-
det ein Problem auch auf der Ebene der konkret be-
troffenen MitarbeiterInnen, die aus dem System Uni-
versität verschwinden. Allen anderen wird dadurch,
dass KollegInnen ihre Stelle verlieren, vor Augen ge-
führt, dass es jederzeit ebenso sie selbst treffen könn-
te und dass sie nichts dagegen tun können. Da-
mit lässt sich erahnen, welche persönlichen Aspekte
für die Betroffenen damit verbunden sind – im Fal-
le der ausbleibenden Vertragsverlängerung für Mit-
arbeiterInnen (mittlerweile sogar für administratives
Personal) an vakanten Professuren kursieren mitt-
lerweile Wahrnehmungen zwischen „Entsorgen von
Altlasten“ und „Witwenverbrennung“. Dass ausblei-
bende Vertragsverlängerungen auch schädliche Aus-
wirkungen auf die jeweilige wissenschaftliche Diszi-
plin, den Fachbereich und die verschiedenen Arbeits-
zusammenhänge in Form eines Investitionsverlustes
mit sich bringen und dass diese Verluste billigend in
Kauf genommen werden, ist ebenfalls nicht geeignet,
die Wahrnehmung als „Altlast“ zu entkräften.

Und die anderen?

Ähnlich prekäre Arbeitsbedingungen, teilweise in
noch drastisch verschärften Ausprägungen, gelten
nicht nur für wissenschaftliche MitarbeiterInnen in
der Promotionsphase, sondern auch in allen anderen
Bereichen „unterhalb“ der Professur.

Wissenschaftliche Hilfskräfte

Angefangen beim Auftakt zu einer Tätigkeit in der
Wissenschaft, bei den studentischen Hilfskräften, de-
ren Beschäftigungsdauer oft kaum über die Vorle-
sungszeit hinaus währt, deren Entlohnung selbst bei
der maximal zulässigen Arbeitszeit von 80 Stunden
pro Monat bei einem Stundenlohn von ca. 8 Euro den

anderthalbfachen Sozialhilfesatz nicht überschreitet,
die oft keinen eigenen Arbeitsplatz erhalten und de-
ren konkrete Tätigkeiten fast vollständig in der Hand
des Professors liegen. Wird die Tätigkeit auch nach
Abschluss des Studiums fortgeführt, wird sie bereits
ab einem zeitlichen Umfang von 10 Stunden pro Wo-
che auf die Befristungsregelungen des WissZVG an-
gerechnet – oft tickt die Befristungs-Uhr, ohne dass
die Betroffenen es wissen.

Unbefristet Beschäftigte im akademischen
Mittelbau

Bewährte Personalkategorien wie die der akademi-
schen RätInnen werden kaum noch neu besetzt, an-
dere unbefristete Stellenformate sieht das WissZVG
bis auf die Studienratsstellen im Hochschuldienst
nicht mehr vor.
Die Juniorprofessur, einst offiziell zur Nachwuchs-

förderung eingeführt und als Habilitationsäquiva-
lent geplant, wird mittlerweile entweder nicht mehr
eingesetzt oder hat oft mangels Entfristungsopti-
on (Tenure Track)5, wie sie sich im angelsächsi-
schen Hochschulsystem bewährt hat, keine Verbes-
serung hinsichtlich befristeter Beschäftigungsverhält-
nisse gebracht und ist als Versuch, die Habilitation
als Voraussetzung für eine Professur abzulösen, ge-
scheitert (Bloch/Burkhardt 2007:24).

Neue Hochdeputatsstellen (Lehrkräfte für
besondere Aufgaben)

Im Zuge der Abschaffung der Studiengebühren hat
der hessische Landtag 2008 mit dem „Gesetz zur
Sicherstellung von Chancengleichheit an hessischen
Hochschulen“ ein neues Stellenformat der Hochde-
putatstellen ermöglicht. Diese werden in der Um-
setzung durch die Hochschulen auf meist maximal
2 Jahre befristet, und weisen ein Lehrdeputat von
bis zu 18 Stunden auf. Sie werden als Qualifikati-
onsstelle ausgewiesen und meist nicht für besonde-
re, sondern für reguläre, grundständige Lehre ausge-
schrieben. Diese Stellen werden besonders in solchen
Bereichen eingesetzt, die in der Lehre aufwändig
(z.B. Empirie- und Forschungspraktika) oder wenig
reputierlich (Lehramtsausbildung in den sogenann-
ten Grundwissenschaften, Einführungsveranstaltun-
gen, Bachelor) sind. Die Stellen zeichnen sich durch
eine Konstellation von höchster Lehrverpflichtung
und kurzer Vertragsdauer aus, so dass die Möglich-
keit zur Weiterqualifikation (Habilitation) faktisch
nicht vorhanden ist. Erfahrungen zeigen, dass diese
Stellen so schlecht gestaltet wurden, dass selbst die
kurzen Verträge von in der Regel einem Jahr sofort
von Seiten der StelleninhaberInnen beendet werden,
wenn sich eine bessere Stelle bietet, womit die Kurz-

5 Tenure Track bezeichnet hier eine Stellenbeschreibung auf der Ebene der Professuren, bei denen eine zunächst befristete
Einstellung mit der Option einer dauerhaften Anstellung erfolgt. Über die Entfristung wird in der Regel nach wenigen Jah-
ren aufgrund eines Evaluationsverfahrens entschieden, das sich von einer offenen Ausschreibung insofern unterscheidet, als
dass prinzipiell nur über die Eignung des/der StelleninhaberIn und nicht über einen breiten BewerberInnenkreis entschieden
wird.
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fristigkeit und Prekarität in Lehre und Selbstverwal-
tung (von Abschlussprüfungen ganz zu schweigen)
wiederum verstärkt wird.
Die neuen Hochdeputatsstellen haben einen deut-

lich überproportional hohen Lehranteil und einen ho-
hen Anteil an Pflicht- und sogenannten Massenver-
anstaltungen, ihre InhaberInnen sind damit in der
Lehre für Studierende stark präsent. Angesichts ih-
rer kurzen und kurzfristig bestimmten Beschäftigung
stehen sie jedoch kaum für Abschlussprüfungen ihrer
Studierenden zur Verfügung. Ihr überdurchschnitt-
lich hohes Lehrdeputat und ihre überdurchschnittlich
großen Veranstaltungen führen zu einer Belastungssi-
tuation, die weder Tätigkeiten in der Forschung noch
in der Selbstverwaltung ermöglicht.

Lehrbeauftragte

Neben – eigentlich: unter – den genannten Beschäf-
tigten der Universitäten stehen Lehrbeauftragte, de-
ren Arbeitsbedingungen am besten mit „nicht ein-
mal Mittelbau“6 beschrieben werden können. Hier
besteht noch nicht einmal ein prekäres Beschäfti-
gungsverhältnis. Sofern Lehraufträge überhaupt ver-
gütet werden7, geschieht dies mit Honoraren von et-
wa 1000 Euro pro Seminar und Semester. Honora-
re müssen selbst versteuert werden, ein Sozialver-
sicherungsschutz besteht nicht. Die Lehrbeauftrag-
ten sind am stärksten der Finanzlage und den Inter-
essen des Instituts bzw. Fachbereiches ausgesetzt,
der die Lehraufträge erteilt. Die Universität Frank-
furt ist dabei die einzige in Hessen, die zurzeit (Wi-
Se 2009/2010) mehr unvergütete (403) als vergütete
Lehraufträge (337) vergibt (HMWK 2010).

Auswirkungen der Prekarisierung ... auf den
akademischen Mittelbau selbst

Die prekären Arbeitsverhältnisse führen dazu, dass
die Entscheidung zu einer wissenschaftlichen Tätig-
keit an Universitäten mit hohen finanziellen und le-
bensplanerischen Risiken verbunden ist. Die Lebens-
zeit bis zu einer gesicherten Existenz (Professur) ist
lang8, die Investition hoch und der Erfolg ungewiss.
Schon die beständige Selektion von Wissenschaftle-
rInnen hat den Ausschluss weiter sozialer Gruppen
zur Folge – man betrachte nur den Anteil in der Pro-
fessorenschaft von Frauen, von Menschen mit Migra-
tionshintergrund oder von Menschen aus armen oder
nicht-akademischen Familien. Neben dem tatsächli-

chen Risiko und der faktisch praktizierten Fremds-
elektion kommt eine milieuspezifische Risikobereit-
schaft als potenzieller Faktor der Selbst-Eleminierung
(vgl. Bourdieu/Passeron 1971: 175–178) hinzu und
führt auch auf diesem Wege zur sozialen Selekti-
on, die dafür sorgt, dass an der sozialen Ungleich-
heit prinzipiell alles beim Alten bleibt. Wer während
der Arbeit an der Qualifikationsarbeit seine Stelle an
der Universität verliert, verliert oder gefährdet damit
die für den langfristigen Verbleib in der Hochschule
so entscheidenden Anschlussmöglichkeiten und Netz-
werke in Form von Arbeitsgruppen, Forschungsgrup-
pen, Tagungen, Konferenzen – und natürlich die re-
gulären Kontakte an Institut und Fachbereich. Von
welch großer Bedeutung für die Hochschulen die je-
weiligen Netzwerke sind, hat nicht zuletzt Bourdieu
mit seinem Homo Academicus (1984) nachgewiesen.

Wo schon reguläre Beschäftigungsbedingungen
einen Verbleib in der Wissenschaft bzw. der Hoch-
schule nur für wenige ermöglichen (die als Pro-
movierende oder Habilitierende zudem bereits zu
den Auserwählten gehören), werden diese Chancen
durch zahlreiche, von den Betroffenen kaum oder
gar nicht beeinflussbaren Faktoren weiter verringert.
Je nach Beschäftigungsform kann dies vom nicht-
marktförmigen wissenschaftlichen Selbstverständnis,
von der Haushaltslage der Universität und/oder
des Fachbereichs, vom Weggang des Professors
oder Projektleiters, von der Entwicklung auf dem
Projektmittel- und Bildungsmarkt usw. abhängig
sein. Im Zuge der neoliberalen Umstrukturierung der
Hochschulen hat sich ein Imperativ herausgebildet,
demzufolge die genannten Unwägbarkeiten als Risi-
ko zu begreifen sind, das ein unternehmerisches sei
und dass eine entsprechende Anpassung der eige-
nen Vermarktung im Sinne des unternehmerischen
Selbst erfordere. Mit dieser Form der Individuali-
sierung und Internalisierung marktförmiger Zwänge
wird es gleichzeitig schwerer, (hochschul-) politisch
zu debattieren oder gar zu handeln.
Bezogen auf das Verhältnis von Hoffnung und

Skepsis in Bezug auf eine langfristige Beschäftigung
in der Universität ist schließlich festzuhalten, dass die
Versprechungen der Universitäten, vor allem die ei-
gene Freiheit in Lehre und Forschung, aber auch die
Privilegien einer Professur, zu einer relativ hohen Zu-
friedenheit im Mittelbau beitragen. Die Hoffnung auf
eine Zukunft in der Universität geht Hand in Hand

6 So der Titel eines Interviews mit Thomas Schmidinger, Sprecher der „externen Lektoren“ an der Universität Wien, er-
schienen in Korso, 12/2009. Erhältlich unter http://www.ig-elf.at/fileadmin/homepage/Archiv/Texte/korso_dezember_
2009_schmidinger_12.pdf

7 Unbezahlte Lehraufträge sind rechtlich sittenwidrig; nach § 71, Abs. 2 des neuen Hessischen Hochschulgesetzes können
eigentlich nur noch vergütete Lehraufträge erteilt werden. Die Lehrbeauftragten können jedoch „freiwillig“ auf das Honorar
verzichten – die Universität Frankfurt stellt eigens dafür entsprechende Formulare zur Verfügung.

8 Verglichen mit anderen Berufen ist die Zeit vor einer festen Anstellung hier besonders lang: Studium, Promotion und
Habilitation (die trotz juristischer Relativierung in der Praxis noch immer relevant ist). Noch längere Zeiten sind z.B. in
Hessen bei lehramtsrelevanten Professuren vorgesehen: zu Studium (mind. 5 Jahre), Promotion und Habilitation (je mind.
3 Jahre) kommen Referendariat (2 Jahre) und zusätzliche Praxiserfahrung (3 Jahre) hinzu, sodass die „Ausbildung“ hier
nicht in weniger als 16 Jahren absolviert werden kann. Dazu muss ergänzt werden, dass in diesem Bereich wenigstens
die Fall-Back-Position einer Tätigkeit in der Schule existiert, die die prekäre Perspektive zumindest teilweise lindert; wem
Wissenschaft als Beruf wichtig ist, wird hierin allerdings wenig Trost finden.
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mit dem Wissen um die geringen Chancen. Eine Stu-
die von Grühn u.a. (2009) hat anlässlich einer öf-
fentlichen Vorstellung und Diskussion den Beinamen
„Prekär und Spaß dabei?“ erhalten. Die Aussichten
auf eine unbefristete Beschäftigung sind dabei ge-
ring: „Ca. 90 Prozent der jungen wissenschaftlichen
Mitarbeiter/-innen haben demnach keine längerfristi-
ge berufliche Perspektive innerhalb der Hochschule“
(Grühn u.a. 2009: 15), und: „Nur sechs Prozent er-
warten eine unbefristete Stelle an einer Hochschule
zu bekommen, wohingegen 88 Prozent nicht davon
ausgehen“ (Grühn u.a. 2009: 9). Ob dies Ausdruck
weit verbreiteten Selbst-Managements, der Faszina-
tion des Denkens und der Bildung oder der Aner-
kennung eines notwendigen Übels auf dem Weg zum
sozialen Aufstieg bzw. zur Sicherung der hohen so-
zialen Position ist, muss hier offen bleiben.

... auf die Forschung

Für die Forschung bedeutet die Praxis des prekä-
ren Mittelbaus einen hohen Verlust, weil angesichts
der schlechten Arbeitsbedingungen viele Forschungs-
arbeiten nicht zu Ende geführt werden (können).
So verkürzend die Humankapital- und „brain-drain“-
Diskussionen geführt werden, so zutreffend sind sie,
wenn es um die Kritik an der Geringschätzung der
Nachwuchsförderung durch geeignete berufliche Per-
spektiven geht. Forschende Lehrbeauftragte werden
überhaupt nicht materiell gefördert, InhaberInnen
von Hochdeputatsstellen können kaum die Zeit für
Forschung aufbringen (und dies angesichts der Be-
fristungsregelung des WissZVG auch nicht nachho-
len), wissenschaftliche MitarbeiterInnen schaffen es
in der Regel kaum, ihre Qualifikationsarbeit von An-
fang bis Ende während ihrer Beschäftigung anzuferti-
gen und müssen zudem um die geringe 5-Jahres-Frist
bangen, wenn ihr Professor die Hochschule wechselt,
emeritiert wird oder gar stirbt.
Darüber hinaus wirken sich die zunehmende Kon-

kurrenz und die Drittmittelsituation direkt auf For-
schungsinhalte und –perspektiven aus. Entgegen ei-
ner naiven Annahme, eine solche Einschränkung der
Freiheit von Forschung und Lehre sei nur dann ge-
geben, wenn unmittelbare Anweisungen vom Geld-
geber zum Wissenschaftler erfolgen, ist vielmehr die
Entwicklung des Marktes zu betrachten. So ist bei-
spielsweise die Frage zu stellen, ob es überhaupt für
manche Bereiche einen „Markt“ gibt, auf dem sie
sich verkaufen können und von dem ein Lebensun-
terhalt bestritten werden kann. So sind Unterschie-
de zwischen Fächern wie Medizin, Naturwissenschaf-
ten und den sogenannten Buchwissenschaften klar
erkennbar; hinzu kommen weitere Probleme, so las-
sen sich z.B. für kritische oder als „links“ betrachtete
Wissenschaftsverständnisse kaum Geldgeber finden.
Prekäre, kurzfristige und hoch fluktuierende Stellen
im akademischen Mittelbau, insbesondere drittmit-
telfinanzierte, bieten ein geeignetes Instrument, um
den Markt am Laufen zu halten; durch die zuneh-
mende Bedeutung von Drittmitteln für den gesamten

universitären Bereich erhält dieses Instrument eine
Relevanz auch jenseits reiner Drittmittelprojekte.

...auf die Lehre

Der akademische Mittelbau hat insgesamt den größ-
ten Anteil an der universitären Lehre (Grühn u.a.
2009: 15); das Lehrdeputat ist zwar bei Qualifi-
kationsstellen pro Mitarbeiter in der Regel gerin-
ger als bei Professoren, ist aber durch die absolute
Zahl von über 100 000 wissenschaftlichen Mitarbei-
terInnen bei knapp 38 000 Professuren in der BRD
(Klecha/Krumbein 2008:13) insgesamt höher. Da-
mit wirken sich die prekären Arbeitsbedingungen des
Mittelbaus in hohem Maße auf die Lehre aus; eine
Begleitung und Betreuung der Studierenden durch
DozentInnen ist oft nur für wenige Semester mög-
lich, in vielen Fällen ist der Planungshorizont der
Lehre auf sechs Monate oder weniger beschränkt.
Als großer Glücksfall ist zu werten, wenn Studie-
rende vom Beginn des Studiums über die Speziali-
sierung bis hin zur Abschlussarbeit von einem/einer
wissenschaftlichen MitarbeiterIn betreut werden kön-
nen. Der Trend zur kurzfristigen Beschäftigung be-
deutet eine ebenso kurzfristige und bildungstheore-
tisch oberflächliche Lehre.
Bildung und Lehre als per se subjektive und

diskursive Auseinandersetzung mit Themen benö-
tigt eine beständige, sich entwickelnde und per-
sönliche Zusammenarbeit und Betreuung. Dieses
in den Bildungsbereichen Familie, Vorschule und
Schule längst anerkannte Prinzip wird in Hoch-
schulen kaum beachtet, ist aber notwendige Bedin-
gung für gute und erfüllende Seminare und Leh-
re. Gute Erfahrung bei alternativen Veranstaltungs-
formen wie Workshops, Blockveranstaltungen, Ex-
kursionen oder mehrsemestrige Veranstaltungen zei-
gen die große Bedeutung interpersonaler Beziehun-
gen bei Bildungsprozessen. Bildung und gute Leh-
re sind angesichts der prekären Arbeitsbedingungen
des Lehrpersonals (und einer mit PISA, Bologna und
G8/„Turbo-Abitur“ verbundenen neuen Kultur des
„Bulimie-Paukens“) nicht möglich; die Lehre funktio-
niert oft nur noch als Massenabfertigung, als entper-
sonalisierte und notdürftige Bedarfsabdeckung, wäh-
rend Bildung auf Wissensvermittlung reduziert wird.

...auf die (Selbst-) Verwaltung

Wissenschaftliche MitarbeiterInnen verwenden einen
guten Teil ihrer Zeit für die so genannte Selbstver-
waltung, obwohl sie als Statusgruppe in allen Gremi-
en selbst in möglichen Koalitionen mit Studierenden,
Frauenrat und Personalrat stets die Minderheit dar-
stellen und strukturell wenig bewirken können. Dies
ist eine der sichtbarsten Formen der undemokrati-
schen Verfasstheit der Universitäten; im vielleicht
wichtigsten Bereich der Selbstverwaltung, den Beru-
fungskommissionen, wird an der Universität Frank-
furt das ungleiche Stimmenverhältnis durch eine zu-
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sätzliche Regelung9 verdoppelt (zumindest in Hes-
sen ist dies einmalig); für „Entscheidungen, die (...)
die Berufung von Professoren und Professorinnen un-
mittelbar berühren (...) genügt (...) die Mehrheit
der dem Gremium angehörenden Mitglieder der Pro-
fessorengruppe.“ Damit wird das Gleichheitsprinzip
(„one man, one vote“) ausgehebelt: Ein noch so deut-
liches Abstimmungsergebnis der Kommission ist hin-
fällig, wenn es keine Mehrheit unter den Professoren
hat.
Bei Berufungsangelegenheiten, die von der Aus-

schreibung bis zur Besetzung der Stelle in den güns-
tigen Fällen 2–3 Semester, nicht selten aber mehr
als 4 Jahre andauern, ist schnell ersichtlich, inwie-
fern prekäre Arbeitsverhältnisse die Arbeit einer Be-
rufungskommission erschweren können. Auch die an-
deren Aufgaben in der Selbstverwaltung sind zeitin-
tensiv und benötigen eine nicht kurzfristig zu leis-
tende Einarbeitung. Schon angesichts der allgemei-
nen Befristungsregelungen des WissZVG wird dieser
Teil der Qualifikation wissenschaftlicher Mitarbeite-
rInnen erschwert; durch die Zerteilung der 5-Jahres-
Befristung in 6-Monats-Verlängerungen und die po-
tenzielle Nicht-Verlängerung bei widrigen Umstän-
den wird gute Selbstverwaltungsarbeit für viele kaum
noch möglich, geschweige denn attraktiv. Die Stig-
matisierung und Bestrafung so genannter Langzeit-
studierender (die in den meisten Fällen schlicht er-
werbstätige Teilzeitstudierende waren) hat gezeigt,
dass durch den Rauswurf erfahrener Studierender der
Statusgruppe, aber auch den Fachbereichen insge-
samt eine wichtige Expertise und ein Erfahrungswis-
sen verloren ging. Ähnliches ist für den Mittelbau zu
befürchten.

Was bleibt?

Insgesamt führt die zunehmende Prekarisierung uni-
versitärer Praxis, aber auch fast aller anderen Be-
reiche des Bildungssystems, zu einer Vervielfachung
und einer gesteigerten Bedeutung von Hürden bzw.
Selektionsstufen. Die Idee eines universitären Sys-
tems, das Denker alimentiert, um ihnen Ruhe, Frei-
heit und Muße zu gewähren, um zu forschen, lehren,
reflektieren, diskutieren und sich auszutauschen, wird
zunehmend in Frage gestellt, wenn Wissenschaft nur
noch in kurzfristigen, anwendungsorientierten und
markttauglichen Projekten gedacht und praktiziert
wird. Prekarität ist dabei ein neues Leitbild und ein
entscheidendes Instrument, um unmittelbare Abhän-
gigkeiten aufrecht zu erhalten und langfristige Per-
spektiven zu verunmöglichen. Unter solchen Bedin-
gungen wird das kritisch-emanzipatorische Potenzial
von Bildung zusehends durch ein marktförmiges Ler-
nen als Teil des unternehmerischen Selbst verdrängt.
In diesem Verständnis gesellschaftlicher Subjekte als
profitorientierte, individualisierte und ihrer Sozialität
beraubte Marktteilnehmer wird das sich wechselsei-

tig bedingende Verhältnis von Elite und Masse, von
Exzellenz und Mittelmaß als gerechtes legitimiert –
und als solches sogar von den Verlierern akzeptiert.
Bildung muss von ihrem verklärenden Geist be-

freit werden, ohne dabei ihre Einzigartigkeit abzuge-
ben. Bildung ist untrennbar beides: sowohl kritisch-
emanzipatorisches Potenzial als auch Legitimierung
sozialer Ordnung und mit ihr sozialer Ungleichheit,
Macht und Herrschaft. Bildung als einen Dienst am
Schönen, Wahren, Guten zu verklären und seine real-
politische Funktion zu leugnen, verschleiert und ver-
stärkt diese. In diesem Sinne muss Bildung als eine
reale in den jeweiligen Einrichtungen gedacht und
mit den nötigen materiellen Ressourcen und demo-
kratischen Strukturen ausgestattet werden. Prekäre
Verhältnisse erschweren „wahre“ Bildung und fördern
ihre soziale Selektions- und Legitimationsfunktion.
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8. „Und ständig gibt es noch zusätzliche Mechanismen, wie man Studierende
hier unter Druck setzt. . . “

Interview mit Benjamin Ortmeyer

Ausgestrahlt in der Sendung des Frankfurter Protestplenums auf RadioX am 17.02.2010

Emanuel Kapfinger/Johannes Kunze: In den
Frankfurter Bildungsprotesten wird ein Punkt beson-
ders stark gemacht: Dass durch den Bologna-Prozess
kritisches Potential und damit auch Protest und Wi-
derstand zunehmend erledigt werden. Kannst Du uns
erzählen, wie der Bildungstheoretiker Heydorn diesen
Zusammenhang von Bildung und Kritik hergestellt
hat?

Benjamin Ortmeyer: Der Widerspruch von Bil-
dung und Herrschaft, wie ihn Heydorn formuliert, ist
ein ganz kluger Gedanke aus der alten griechischen
Antike über die Bauernkriege bis heute. „Stell dir vor
wir alle wären gelehrt! Das wäre doch gar nicht ver-
kehrt.“ haben die Bauern 1525 gesungen. Bei den
Revolutionen, bei den Aufständen der Bauern spiel-
te es also eine Rolle, dass man Wissen haben muss,
dass man über die Geschichte der Menschheit Be-
scheid wissen muss, um sich Herrschaft nicht gefal-
len zu lassen. Das ist wie im Kleinen so auch im
Großen – wenn ich mich gut mit etwas auskenne,
kann ich nicht übers Ohr gehauen werden. „Nur Leute
die nichts wissen“, haben die Bauern gesungen, „Leu-
te, die nichts wissen, werden immer beschissen.“ Also
Bildung hat durchaus eine Menge damit zu tun, ob
man sich alles gefallen lässt, ob man den Durchblick
hat über Herrschaftsverhältnisse, über den Zusam-
menhang von Profitmacherei und der Situation an
der Universität heute, ob man Gesellschaftsprinzipien
und die Notwendigkeit der Gesellschaftsveränderung
versteht.

Dieser Ansatz des Frankfurter Erziehungswissen-
schaftlers Heydorn ist von größter Bedeutung auch
in den aktuellen Auseinandersetzungen zwischen Stu-
dierenden und einem gesellschaftlich geplanten Um-
bau der Hochschulen, die zwar schon immer in ers-
ter Linie den gesellschaftlich-ökonomischen Bedürf-
nissen zu dienen hatten, aber zumindest noch in be-
stimmten Bereichen nicht nützliche, sozusagen luxu-
riöse Bildung auch anboten. Das gehörte zum Habi-
tus der Eliten.

So war es in den Universitäten möglich, dass auch
Menschen aus anderen Teilen der Gesellschaft, al-
so nicht den Eliten, diese Art von nicht unbedingt
nützlicher Bildung für ihre eigene Entwicklung, für

ihre Persönlichkeitsentfaltung, für ihren Wissenser-
werb, für ihre Bildung nutzen konnten. Dieser Be-
reich wird zunehmend eingeschränkt und das ist in
der Tat ein Problem, das wir in den letzten drei, vier
Jahren verschärft sehen und das mit diesem Begriff
Bologna-Prozess in einen Zusammenhang gebracht
wird.

Es gibt momentan den Vorwurf an die Bachelor-
und Master-Studiengänge, dass dort eine Verschu-
lung des Studiums stattfindet. Kannst Du – auch als
Ex-Lehrer – etwas dazu sagen, inwiefern hier Schu-
le aufs Studium übertragen wurde, oder ob es in der
Schule nicht auch andere Möglichkeitsräume gab und
gibt?

Auch hier muss ich aus einer längeren Perspekti-
ve erzählen, dass Schule natürlich schon immer ei-
ne Institution war, die allein durch ihre bloße Exis-
tenz zur Anpassung an die jeweilige Gesellschaft er-
ziehen sollte und wir nun in den vergangenen, sag
ich mal, achtzig, neunzig Jahren eine Entwicklung
beobachten, dass es ein Hin und Her, eine Zick-
Zack-Bewegung gibt: Einerseits gab es immer auch
Ansätze, dass Schülerinnen und Schüler selbständig
lernen, allerdings: das was ihnen vorgesetzt wird.
Schule bleibt aber immer eine Sozialisationsinstanz,
die neben Fachwissen auch ein bestimmtes Verhal-
ten erzeugt und erzeugen soll. Das ist in den letz-
ten sechs, sieben Jahren durch einen wesentlichen
Punkt verschärft worden und das ist die Zunahme des
Prüfungsunwesens. Die Prüfungen, die dann einen
Sinn machen, wenn man den Stand, die Stärken
und Schwächen einer Person wie ein Trainer heraus-
bekommen möchte, um sie zu verbessern, sind ein
systematisches Instrument, um die vielbeschworene
Schul- und Klassengemeinschaft praktisch auszuhe-
beln – wer zusammen arbeitet, ist ein Betrüger und
wird mit der Note Sechs belohnt, das sind heute Null
Punkte.

Wir haben also eine Zunahme dieser Repression
durch die Masse der Prüfungen, die in der letzten
Zeit ungeheuer zugenommen haben. Dieses Prinzip
von Schule, nicht der Schutz von Schülerinnen und
Schüler, sondern dass sie zunehmend unter Druck
gesetzt werden, ist natürlich auch ein wesentlicher
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Punkt bei den Bachelor-Studierenden, die jetzt ab
dem ersten Semester diese Note für ihre Gesamtab-
schlussprüfung angerechnet bekommen.

Das ist so, als würde im Gymnasium von Klas-
se zehn bis Klasse dreizehn jede Klassenarbeit am
Schluss in die Endnote einfließen. Und ständig gibt es
noch zusätzliche Mechanismen, wie man Studierende
hier unter Druck setzt, weil die Zeitpläne natürlich in
einer Art und Weise das Leben dieser Studierenden
bestimmen, dass die ursprünglichen Ideen von Wil-
helm von Humboldt, dass Bildung auch etwas damit
zu tun hat, sich selber Zeit einzuteilen, Stoff selber
auszuwählen, eigene Interessen zu entwickeln, weit-
gehend bei Studierenden, die in diesen Apparat neu
hineinkommen, erst einmal auf der Strecke bleiben
müssen – wenn sie nicht, wie das in der Studierenden-
bewegung ja der Fall war, anfangen sich zu wehren
und dafür zu sorgen, dass man ein SoS-Programm
durchführt, das heißt: Studieren ohne Schein.

Das heißt, dass durch die gegenwärtigen Bildungs-
reformen und den zunehmenden Zeit- und Leistungs-
druck und die Stoffdichte die Fähigkeit zu kritischer
Reflexion und ein selbständiges Handlungsvermögen
zurückgestuft wird – umgekehrt aber, wenn man in
der Bildung Wahlfreiheit hat und möglichst frei von
Zwängen ist, dass dann diese Fähigkeiten herausge-
bildet werden können.

Das ist jetzt schön formuliert, aber hinter dieser
Autonomie stehen natürlich zwei ganz entscheiden-
de Barrieren, oder davor stehen die Barrieren. Die
erste Barriere ist natürlich der Studierende selbst,
wie er bisher schon geprägt wurde. Das kann man
ja nicht wegoperieren. Nach dreizehn Jahren Schule
– Grundschule, Gymnasium, Elternhaus, Gesellschaft
– haben wir jetzt Studierende, die neu an diese Uni-
versität kommen oder auch schon ein, zwei Semester
da sind, und was die bisher erlebt haben, ob die sich
schon jemals in ihrem Leben für was anderes interes-
siert haben als ihnen vorgegeben wurde, sei's von der
Kulturindustrie oder von der Schule, das ist die erste
entscheidende Frage. Selbst wenn also die Universi-
tät super wäre, mit inhaltlich ganz tollen Angeboten,
ist hier ein Problem – eine Grenze wie Universität
Bildung vermitteln kann. Es dauert manchmal eine
Weile, bis Studierende aus dem klassischen Schul-
trott herauskommen, wenn man das unterstützt, hat
man aber eine reale Chance.

Und das ist der zweite Punkt, es liegt natürlich
auch an den von den Dozenten vermittelten Inhalten
und nicht nur an der Form, sondern vor allem auch
an der Methode, ob Lehre und Forschung ein Ge-
samtprozess ist. Lehre und Forschung sollte ja immer
zusammen funktionieren. Das muss man sich noch
einmal klar machen, warum das auch für Studierende
so wichtig ist: Das bloße Reproduzieren heißt, Gedan-
ken anderer Leute übernehmen. Selbständiges Den-
ken erfordert, dass man auch etwas selber erforscht.

Dass man sich seine Thermoskanne nimmt, sich in
die Bibliothek setzt und einfach mal Bücher durch-
guckt, liest, ohne ein haarkleines Ziel, mit größeren
Perspektiven im Kopf, wühlt, sich orientiert, eben
die Forschung als Prozess versteht, in dem das Er-
gebnis nicht schon feststeht und ich nur noch nach
den Beweisen suche, um, wie ein bestochener Gut-
achter, das zu beweisen, was eh schon gefordert wird.
Also ein offener Forschungsprozess, das ist der Kern
von Lehre und Forschung als einheitlichem Vorgehen.
Die Studierenden lernen in Wirklichkeit selber denken
nur, wenn sie forschen und nicht Gedanken anderer
Menschen einfach wiedergeben und reproduzieren.

Wie sieht es mit Spielräumen, die Lehrerinnen und
Lehrer und Dozierende haben, mit immanenten An-
knüpfungspunkten für Alternativen an der Uni und
an der Schule?

Es gibt einen peinlichen Optimismus, der ja ge-
rade auf der Annahme beruht: Alles wird gut, wenn
die einzelne Person sich nur richtig engagiert, kriegen
wir alles hin. Und es gibt natürlich auch einen pein-
lichen Pessimismus, der darin besteht: Ich kann eh
nix machen, die gesellschaftlichen Verhältnisse sind
für mich das Zwangskorsett, ich muss so handeln.
Dazwischen liegt die Frage, die Sie gestellt haben.
Welchen Spielraum man hat, das lässt sich leider –
oder Gott sei Dank – nicht theoretisch betrachten
und auch nicht theoretisch beantworten. Wir wissen,
es gibt einen Spielraum, wie groß er ist, kann nur in
der Praxis erprobt werden. Die Kräftekonstellationen
sind während eines studentischen Streiks natürlich
völlig anders als in einer Normalsituation an der Uni-
versität und die Frage lässt sich also nicht prinzipiell
beantworten, denke ich. Außer, diese beiden abwei-
chenden Grundpositionen, dieser Hurra-Optimismus
und dieser peinliche Pessimismus, sind mit Sicher-
heit nicht der Realität angemessen. Die Realität be-
steht aus Widersprüchen, entwickelt sich durch Wi-
dersprüche, durch Gegensätze und in diesem Prozess
der Entwicklung einer Gesellschaft, einer Hochschule
aber auch eines bestimmten Studienseminars muss
man, denke ich, maximal in der Praxis Spielräume
ausprobieren, daran arbeiten sie zu vergrößern und
wenn es scheitert, auch das als Lernprozess mit Stu-
dierenden gemeinsam begreifen.

Noch eine Frage zum Schluss: Mit der Norbert-
Wollheim-Universität ist jetzt im Bildungsstreik ein
Projekt erwachsen, das versucht eine alternative Bil-
dung außerhalb der institutionellen Zwänge aufzu-
bauen. Was sagst du zu solchen selbstorganisierten
Bildungsmöglichkeiten, kann das eigentlich klappen,
so eine Bildung abseits von Prüfungen und Professo-
ren?

Ich hatte ja vorhin schon mit dem kleinen Scherz
SoS, Studieren ohne Schein, angedeutet, dass ich
es für ganz wichtig halte, die in den letzten sechs,
acht, zehn Monaten gemachte Erfahrung mit solchen
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Workshops oder solchen Seminaren, alternativ vor-
anzutreiben, das beizubehalten, hier möglichst viele
Studierende dazu zu ermutigen, sozusagen als Tu-
toren das selber zu machen, mit diesem oder jenem
Dozent auch zusammenzuarbeiten, der das auch an-
bietet. Ich sehe überhaupt kein einziges Argument,
was dagegen spricht, dass Menschen, die was lernen
wollen, die was wissen wollen, die Wissenschaft be-
treiben, die forschen wollen, die diskutieren wollen,
sich zusammensetzen und das unabhängig von einer
benoteten und beprüften Seminargeschichte machen.
Das ist eine Weiterentwicklung der einzelnen Persön-
lichkeiten, die daran teilnehmen, die, und das ist jetzt
ein immanentes Argument, letztlich auch dem Studi-
enfortgang mit Sicherheit sehr viel dienlicher ist, als
manche Seminare, wo man irgendwelche Detailprü-
fungen ablegen muss.

Persönlichkeit wird ganz anders entfaltet, wenn
keine Angst existiert, wenn nicht der Zwang existiert,
dann lässt sich die eigene Persönlichkeit entwickeln.
Die Fähigkeit, Widerstand gegen Dummheit und Un-
gerechtigkeit zu leisten, ist noch nie bei Angstzustän-
den gewachsen, sondern immer nur, wenn Menschen
die Möglichkeit haben, in bestimmten Situationen
wenigstens, offen, ohne Druck, ja man kann sagen
ohne Prüfungsdruck zu lernen. Deswegen unterstüt-
ze ich natürlich jede solcher Bemühung. Die Frage
welches Ausmaß das haben kann, da sind wir wieder
bei der Frage der Spielräume, das muss man auspro-
bieren. Das entscheidet dann nicht die Theorie, das
entscheidet die Praxis.
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9. Die Enteignung der Bildung durch den Bologna-Prozess

Von Emanuel Kapfinger

Der Text basiert auf Diskussionen innerhalb der Hochschulgruppe Demokratische Linke an der Uni
Frankfurt.

Der Bologna-Prozess erzeugt instrumentelles Stu-
dieren und verdinglichte Wissenschaft. Seine Umset-
zung besteht nicht bloß aus einer formal anderen Stu-
dienordnung. Vielmehr wirken deren Zwänge bestim-
mend auf die Subjektivität der Studierenden selbst.
Wie diese ihr Studium angehen und welche Ziele sie
darin verfolgen, ergibt sich aus den Zwängen stark
erhöhter Leistungsanforderungen, beständiger Leis-
tungskontrollen und vorgegebener Studienpläne.

Kritik der Modularisierung

Das Schlagwort der neuen Studienordnungen ist die
sogenannte Modularisierung. Die Fächer werden da-
bei in selbständig zu verfolgende Teildisziplinen, die
„Module“, aufgeteilt. Damit wird die Idiotie einer
Wissenszerstückelung, wie sie mit Fächern überhaupt
gegeben ist, fortgetrieben. Von diesen Modulen müs-
sen schon zu Beginn des Studiums einige wenige aus-
gewählt werden – die anderen bleiben außen vor, die
Auseinandersetzung mit ihnen ist aus der Perspek-
tive der Studienordnung unnötig. Diese Modulwahl
erscheint einem als das Design des Akademikers, der
man später ist und den man sich zu Beginn des Studi-
ums aus einem Baukasten zusammenstellt. In diesem
Design legt man die Fähigkeiten fest, die dieser künf-
tige „gemachte Mann“ haben soll. Die Kriterien die-
ses Designs können in der Regel nicht wissenschaft-
simmanent getroffen werden, weil zu Beginn des Stu-
diums noch keine nähere Kenntnis des Fachs gegeben
ist. Daher liegt als Kriterium für die Modulwahl die
vermeintliche Marktnützlichkeit nahe. Dieses Kriteri-
um kann man zwar nicht als falsch bezeichnen. Aber
Wissenschaft muss andere Zwecke verfolgen als der
Markt. Sie muss zwar die Gesellschaft, das Gemein-
wohl zum Zweck haben, aber nicht in der einseitigen
und dem Gemeinwohl an und für sich entgegenge-
richteten Weise der Kapitalverwertung und der Herr-
schaftssicherung.
Durch die Modulwahl wird das ganze Studium auf

diese wenigen Module festgelegt. Die Bewegungsfrei-
heit und damit die Entfaltungsmöglichkeit im Studi-
um sind daher stark eingeschränkt. Zusammenhän-
ge, die wissenschaftlich relevant sind, die man aber
erst später entdeckt, können nicht verfolgt werden.
Desgleichen sind Umorientierungen, die einem durch
seine Entwicklung während des Studiums notwen-
dig erscheinen, nicht mehr möglich. Das Curriculum
ist vorgegeben – erst „Basismodule“, dann „Aufbau-
module“, schließlich „Vertiefungsmodule“ –, und be-
stimmt so hoheitlich das Niveau der Studentin oder
des Studenten. Eine selbständige Einschätzung ih-
rer Fähigkeiten wird ihnen nicht ermöglicht, eben-
so wird der Idee einer Lerngemeinschaft von älte-

ren und jüngeren Studierenden der Boden entzogen.
Schlechte und uninteressante Veranstaltungen kön-
nen wegen Teilnahmeverpflichtungen nicht abgebro-
chen werden. Die Modularisierung ist der Feind des
selbstbestimmten Studiums.

Das Bildungskonzept des Bologna-Prozesses

Der Modularisierung liegt eine verdinglichte Auffas-
sung von Bildung und Wissenschaft zugrunde, die
heute die allgemein gültige ist. Sie versteht sich des-
halb nicht als Zurichtung der Studierenden, sondern
als Hilfe, als Vereinfachung des Studiums. Nach die-
ser Auffassung besteht Wissen aus reiner Informati-
on. Es kann objektiv festgehalten, klassifiziert und in
solcher Stückung per „Lehre“ in der Studentin oder in
dem Studenten gespeichert werden kann. Inbesonde-
re geistes- und sozialwissenschaftlichem Wissen steht
das unheimlich fern. Es ist dies eben der traditionelle
Theorietypus, wie ihn Max Horkheimer in „Traditio-
nelle und kritische Theorie“ beschrieb und der von
der Kritischen Theorie stets kritisiert wurde. Tradi-
tionelle Theorie ist nach Horkheimer durch ein ma-
thematisches Zeichensystem charakterisiert, das al-
le Vorkommnisse und Qualitäten quantifiziert, und
kennt kein sinnverstehendes Denken des Allgemei-
nen. Sie betrachtet sich selbst als der gesellschaftli-
chen Praxis enthoben und stellt sich zugleich unter
die Bedingungen von ökonomischer Nützlichkeit.
Entsprechend läuft das Studium. Mit der Belegung

des Basismoduls hat man das Grundwissen für die
Teildisziplin erworben und erhält dies durch die be-
standene Prüfung bestätigt. Man kann den Kurs ab-
haken. Es ist objektiv klassifizierter Wissenskanon,
der aufzunehmen ist und abgeprüft werden kann. Die
Modularisierung verkennt völlig Wissen als Resultat
des Lernprozesses eines selbsttätigen und interessier-
ten Subjekts, und selbst unter den Zwangsbedingun-
gen der Modularisierung kann Bildung und Erkennt-
nis nur nach diesem Prinzip entstehen.
Adorno hat dieses verdinglichte Denken in einem

Aphorismus in den Minima Moralia auf den Punkt
gebracht:

Der Gedanke, der Autonomie verlor, ge-
traut sich nicht mehr, Wirkliches um
seiner selbst willen in Freiheit zu be-
greifen. ... Zu seinen Gegenständen ver-
hält es [das Denken] sich wie zu bloßen
Hürden, als permanenter Test des eige-
nen in Form Seins. Überlegungen, die
sich durch Beziehung zur Sache und da-
mit vor sich selber verantworten möch-
ten, fordern den Argwohn heraus, sie sei-
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en eitle, windige, asoziale Selbstbefrie-
digung. (Adorno, Minima Moral, Aph.
126).

Die Mechanisierung des Lernens

Die neuen Studienordnungen multiplizieren die Leis-
tungsanforderungen, während sie gleichzeitig die
Studienzeit beschränken. Ist etwa der Bachelor
nach acht Semestern nicht abgeschlossen, folgt die
Zwangsexmatrikulation. Denjenigen, die den neuen
Studienordnungen ausgesetzt sind, werden ein enor-
mes Pensum, unzählige Prüfungen und Hausarbeiten
abverlangt. Alle Noten im Studium gehen unmittel-
bar in die Abschlussnote ein. Das erhöht den Druck
noch einmal und reduziert Lernen auf den Zweck der
Bestnote. Die Wahl von Lehrveranstaltungen nach
Interesse wird unter diesem Pensum unmöglich. Man
kann sich nur mehr im vorab gewählten Modulsche-
ma bewegen.
Ohnehin lastet das große Leistungspensum mit

derartigem Druck auf einem, dass die zahllosen Teil-
nahmeverpflichtungen, Seminare, schriftlichen Arbei-
ten nur schwerlich mit Interesse und Freude an der
Sache verfolgt werden können. Die Leistungen er-
scheinen stattdessen als ungeliebter Aufwand, zu
dem man keine andere Beziehung hat, als dass er
für das Studium eben zu erbringen ist. Es findet hier
keine subjektive Identifizierung mit der Sache statt.
Insofern die Studierenden am Zweck des Studiums
festhalten, wird ihnen die Selbstentfremdung aufge-
zwungen, eine ihnen gleichgültige Sache aufzuneh-
men, geistig zu verarbeiten, auswendig zu lernen. In
Zeiten großen Drucks, die wegen der unzähligen Leis-
tungen im modularisierten Studium häufig sind, fehlt
einem die Energie, aus eigener Motivation zu lernen.
Tag für Tag befindet man sich angesichts der gefor-
derten Leistungen im Hintertreffen, Lesen wird eine
rein mechanische Tätigkeit, Aufgaben schematisch
bearbeitet. Nichts wird hinterfragt, weitergedacht,
auf eigene Erfahrungen bezogen. Man wird auf ei-
ne bloße Funktion, den Mechanismus eines Lernens
reduziert. „Ich habe mein Leben für mein Studium
geopfert,“ äußerte sich ein Bachelor-Student zu sei-
nem Studium.
Nicht nur die Studierenden sind durch solche Kon-

trollinstrumente getroffen. Auch berufliche wissen-
schaftliche Arbeit an den Universitäten ist ähnlichen
Zwängen ausgesetzt, etwa der Einwerbung von Dritt-
mitteln und einer hohen Produktivität, und tendiert
so gezwungenermaßen zu demselben Arbeitsverhal-
ten.

Das wissenschaftliche Studium

Das Anliegen eines wissenschaftlichen Studiums wird
durch die Modularisierung so gut wie unterbunden.
Ein solches Studium gilt der wissenschaftlichen Auf-
arbeitung eigener Fragen, es eignet sich den Lite-
raturkanon des Fachs in kritischer Auseinanderset-
zung an und hat vor allem die Ausbildung einer
eigenen Position zum Ziel. Das Arbeiten an eige-
nen Themen oder bloß nur mit anderen Studieren-
den wird unter diesem Pensum zeitlich unmöglich.
Wer mehr tut als nötig, wird für verrückt erklärt.
Aber Studieren ist ohnehin nicht länger selbständi-
ge Bildungsarbeit, sondern das getreue Mitschrei-
ben jedes Worts des Professors und sogar noch sei-
ner Powerpoint-Präsentation Mit der vielgepriesenen
aber unerwünschten Kundenmentalität mahnt man
den Professor ab, wenn er die Präsentation zu schnell
durchklickt, als dass man mit dem Schreiben noch
mitkommen könnte. Sich andere Themen zu setzen
als den akademisch anerkannten und gesellschaftlich
sanktionierten Kanon, im kritischen Studium ja täg-
lich' Brot, zeugt nur von flegelhaftem Eigensinn, der
sich ein Urteil über einen Autor doch noch gar nicht
anmaßen kann.

Der Zweck der ganzen Scheiße?

Eine ganz ähnliche Kritik kann man übrigens schon
in der SDS-Hochschuldenkschrift von 1960 anlässlich
der damaligen Studienstruktur lesen. Nachdem die
Studierendenbewegung eine Demokratisierung der
Hochschule und eine Liberalisierung des Studiums
erkämpft hatte, geht das Hochschulwesen heute re-
aktionär zu starren Studienstrukturen zurück. Die
heutige Tendenz besteht in der Erschaffung des un-
mündigen Studenten, der nicht denken und erken-
nen, sondern als Datenmaschine fungieren soll, der
sich nicht in die Kritik von Wissenschaft und Gesell-
schaft vertiefen, sondern sein Studium unter ökono-
mischen Gesichtspunkten planen soll. Vielleicht ist
das aber gerade der Akademiker, den das Kapital
unter den gegenwärtigen Verwertungsbedingungen
braucht: der keine Fragen stellt und in der vorge-
gebenen Aufgabe immer noch unter Einhaltung von
Effizienzkriterien selbständig arbeiten kann. Dem der
Bezug zur Sache gleichgültig ist. Der gewohnt ist,
unter Druck und ohne Sinn für sich durchzuhalten.
Das wäre es jedenfalls, was wir heute im Studium
wirklich lernen.
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Von Anna Kern

Der Wecker klingelt früh um sieben. Es fällt schwer
aufzustehen, das Lernen für die anstehenden Klausu-
ren gestern Nacht ging bis zwei, trotzdem beginnt die
Vorlesung pünktlich um acht, schließlich erfasst der
RFID-Chip in der Goethe-Card genau, ob und wie
lange sie anwesend ist. Nichtanwesenheit ist gleich-
bedeutend mit Nichtteilnahme an der Klausur, was
wiederum Exmatrikulation heißen könnte. Der Weg
zum Campus führt vorbei an den Pförtnern, und bis
sie den Seminarraum erreicht, wird sie etwa fünf
mal von den installierten Kameras aufgenommen;
den Weg dorthin speichert der Chip der Goethe-Card
ebenfalls genau. Nach dem Seminar noch in die Bi-
bliothek. Hier finden sich erneut Sicherheitsschleu-
sen, jedes der ausgeliehenen Bücher ist mit einem
Chip versehen, was die Vervollständigung ihres Bewe-
gungsprofils erleichtert, wenn man die Chipdaten der
Bücher mit den Daten ihrer Goethe-Card abgleicht.
Beim Mittagessen in der Mensa, wo sie mit ihrer
Goethe-Card bezahlt, wird ihr Weg weiterverfolgt,
Rückschlüsse über ihr Essverhalten inklusive. Auf
dem Weg nach Hause wird sie kurz vor dem Tor des
Campus auf eine kleine Protestkundgebung aufmerk-
sam, es werden Flyer verteilt, die die Sicherheits- und
Reinigungsdienste jedoch sofort wieder einsammeln,
die Plakate, die zur Kundgebung aufriefen, konnte
sie gar nicht sehen: sie wurden, sofort nachdem sie
aufgehängt wurden, wieder entfernt und entsorgt; die
Universitätsangestellten sorgen auch dafür, dass die
Protestierenden die Gebäude nicht betreten – so wie
es in ihrer Stellenbeschreibung vorgesehen ist. Sie
geht nach Hause.

Egal ob Kameras, RFID-Chips, Sicherheitspersonal
– jede dieser in diesem fiktiven Tagesablauf einer zu-
künftigen Hochschulstudentin beschriebenen und un-
zählige weitere Maßnahmen betreffen jeden Tag alle
Menschen, die sich in und um die Universität aufhal-
ten. Alle diese Maßnahmen haben ein gemeinsames
Ziel: die Sicherheit in der Universität herzustellen
und zu gewährleisten. Weil sie damit an einen aktuel-
len gesellschaftlichen Diskurs anknüpfen, in dem der
Begriff der Sicherheit die zentrale Bezugsgröße bildet
und während dessen inhärente Logik sich als Eigen-
logik verselbständigen, bedürfen diese Maßnahmen
häufig keinerlei besondere Begründung – im Gegen-
teil geraten diejenigen, die diese Legitimität in Frage
stellen, meist selbst unter Verdacht. Wer ist schon
gegen Sicherheit? Ehrliche Bürger haben nichts zu
verbergen.
Dabei ist „Sicherheit“ gerade aufgrund der Un-

genauigkeit der Definition und weil der Begriff ei-
ne Projektionsfläche für allerlei moralische und indi-
viduelle Vorstellungen bietet, oft schwer zu fassen.

Für wen, fragt sich, soll Sicherheit eigentlich herge-
stellt werden und warum? Wer hatte danach gefragt,
wer um mehr Sicherheit gebeten? Fragen, deren ein-
deutige Beantwortung schwerfällt. Zum einen, weil
diese Fragen häufig, im Gegensatz zu früheren Jahr-
zehnten, überhaupt nicht mehr gestellt werden, und
zum anderen, weil bei der Herstellung von Sicher-
heit beim besten Willen nicht von einer einheitlichen
Strategie gesprochen werden kann. Vielmehr haben
wir es mit einer verselbständigten und sich weiterhin
verselbständigenden Logik zu tun, die sich aus wi-
dersprüchlichen gesellschaftlichen Bedürfnissen und
Anforderungen speist. Subjektives, wie individuelle
und kollektiven Ängste einerseits, und Objektives, der
ökonomischen Notwendigkeit der Produktion, d.h.
der Sicherung des fortschreitenden Akkumulations-
prozesses folgend, schließen sich in der Logik der Si-
cherheit zusammen
Konkret bezogen auf den Frankfurter Campus

zeigt sich diese Widersprüchlichkeit etwa am Zu-
standekommen des universitären Sicherheitsarrange-
ments.
Da wäre zunächst der „Bereich Sicherheit“ zu nen-

nen, der Teil der Hochschulverwaltung und der Uni-
versität angeschlossen ist und alle sicherheitsrele-
vanten Gebiete, die den (körperlichen) Schutz der
Menschen, die sich an der Universität bewegen, zen-
tral organisiert und gewährleisten soll. Er umfasst
die Gebiete „Strahlenschutz und Betäubungsmittel-
recht“, „Abfall- und Gefahrengut“, „Arbeitsschutz“
einschließlich des „Brandschutz“, sowie „Biologische
und Chemische Sicherheit“. Gebiete originärer Sicher-
heit – verstanden als Abwehr unmittelbarer Gefahr
für die Existenz also, die im Bewusstsein der meisten
Studierenden jedoch keine allzu große Rolle spielen
dürften.
Für deren Alltag sind andere Momente relevan-

ter. Sicherheitspersonal, Kameras, RFID-Chips etwa,
um nur einige zu nennen. Diese Bereiche der uni-
versitären Sicherheit werden jedoch in anderen Stel-
len der Verwaltung geregelt, die, auffallend genug,
nicht dem „Bereich Sicherheit“ zugeordnet sind. An
der Universität Frankfurt ist hierfür das Immobili-
enmanagement zuständig, genauer: das „infrastruk-
turelle Gebäudemanagement“, das dem „Serviceteam
Campus Westend“ und der „Hausverwaltung Bocken-
heim“ obliegt. Entgegen weit verbreiteter Vorstellun-
gen operieren hier keine privaten Sicherheitsdienst-
leister, sondern Verwaltungsangestellte der Universi-
tät, die in ihrem Aufgabenbereich für die Koordina-
tion von Hausmeister- und Sicherheitsaufgaben zu-
ständig sind. Sie sind damit Teil des neueren Kon-
zepts des Gebäude- und Facilitymanagements.1

„Sicherheit“ lässt sich angesichts dieser Auftei-
1Zum Thema private Sicherheitsdienste empfiehlt sich zum Weiterlesen Eick u.a. (2007).
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lung seitens der universitären Verwaltung vorläufig in
zwei Bereiche unterteilen: In den Schutz von Men-
schen vor als objektiv angenommenen Gefahren und
der Schutz vor Menschen. Die Unterscheidung von
Schutz und Sicherheit unterliegt hier vor allem ei-
ner alltagssprachlichen Differenz, die Schutz als eher
technische Kategorie versteht, die noch keinen po-
litischen Diskurs kennt. Der erste Bereich ist weit-
gehend nicht Gegenstand des Sicherheitsdiskurses
im engeren Sinn. Die ihm politisch zugeschriebene
Aufgabe, die Gewährleistung individueller Sicherheit
vor naheliegenden arbeitstechnischen, stofflichen etc.
Gefahren, hat sich in den letzten Jahren im Wesent-
lichen nicht verändert, weshalb er als stabil beschrie-
ben werden kann.
Die diskursive Formation des zweiten Bereichs ist

weitaus weniger stabil, ist Gegenstand explizit oder
implizit vollzogener gesellschaftlicher Diskussions-
und Aushandlungsprozesse und hat in den letzten
Jahren dementsprechend großen Veränderungen un-
terlegen, nicht zuletzt aufgrund der zahllosen tech-
nischen Neuerungen auf dem Gebiet der Überwa-
chungstechnik (die den Diskurs weiter befeuert ha-
ben). Eine nähere Betrachtung dieses Bereichs lohnt
sich, auch weil damit verschiedene politische Ein-
schätzungen der Bedeutung universitärer Räumen
zusammenhängen.
Eine zentrale Instanz der Sicherheitsaushandlung

ist der universitäre Verwaltungsapparat mit seinen
unterschiedlichen Abteilungen und teilweise gegen-
läufigen institutionellen Interessen und Handlungslo-
giken. Seine ihm durch die Universitätsleitung über-
antwortete Aufgabe, d.h. aus seiner Eigenlogik und
dem Interesse an sich selbst heraus (Offe 2006), ist
die Gewährleistung der ungestörten Funktion der In-
stitution Hochschule. Die Herausforderung besteht
demnach darin, die Liegenschaften so zu organisie-
ren, dass viele Tausend Studierende tagtäglich die
Institution durchlaufen können, da hierin letztend-
lich auch ihr finanzieller Erfolg liegt; das Kriterium
des Verwaltungsapparats ist – nicht überraschend
für eine kapitalistisch-strukturierte Institution – die
Effizienz. Jedes Anzeichen devianten Verhaltens ist
aus dieser institutionellen Perspektive der Verwal-
tung potentiell dazu geeignet, den Ablauf zu stören.
Verhinderung, Eindämmung und Beseitigung mögli-
cher und tatsächlicher Störungen ist konsequenter-
weise Teil dieser Perspektive.
Die Perspektive der Studierenden ist in der Regel

eine andere. Für sie ist die Hochschule der Ort, an
dem sich ein großer Teil ihres Alltagslebens abspielt.
Hier lernen sie, treffen Freunde, essen, organisieren
politische und Freizeitaktivitäten (z. B. Partys). Kri-
tische Studierende sehen die Uni darüber hinaus als
Ort der Reflexion, als Raum zur Entwicklung eines
kritischen Bewusstseins und daraus folgender Praxen
(wie z. B. künstlerische und organisatorische Krea-
tivität). Der Konformitätsanforderung der zentralen
Verwaltung zu genügen, ist nicht ihr erstes Interes-

se, vielmehr sind sie mitunter darin bestrebt, Per-
sönliches sichtbar zu machen, woraus auch eine An-
eignung der universitären Räume folgt. „Sicherheit“
bedeutet aus dieser Perspektive der Studierenden zu-
nächst und vor allen Dingen, die persönliche Freiheit
vor dem Zugriff gewaltförmiger (staatlicher und pri-
vater) Akteure. Mit anderen Worten meint dies al-
so auch Störungsfreiheit – sowohl von hoheitlichen
wie auch von Störungen durch unerwünschte Dritte
– weswegen das Kriterium für erfolgreiche Verwirkli-
chung der Sicherheit in dieser Perspektive nicht Ef-
fizienz ist, sondern (liberale) Freiheit.
Da aber nicht nur die Unileitung und die Stu-

dierenden Teil der Universität sind, entwickeln sich
über diese Perspektiven hinaus noch eine ganze Rei-
he anderer Sicherheitsbedürfnisse: Die Angestellten
(Dozentinnen, Verwaltungsangestellte, Hausmeiste-
rinnen, Mensaangestellte, etc.) der Universität be-
nötigen Sicherheit im Arbeitsalltag, die Obdachlosen
einen sicheren Ort, an dem sie vor den üblichen Schi-
kanen der Gesellschaft geschützt sind, etc. pp. Es
zeigt sich damit, dass das allgemeine „Sicherheits-
bedürfnis“ im Wesentlichen aus – in ihrer Spezifität
durchaus ernst zu nehmenden – Einzelbedürfnissen
besteht, die über den Kontext der jeweiligen konkre-
ten gesellschaftlichen Umgebung entstehen und sich
durchaus im Widerspruch zueinander befinden kön-
nen.2

Diese teilweise sehr konträren Bedürfnisse können
in ihrer Gegensätzlichkeit über den Raum Universität
erfasst werden, weil sie hier als Interessen artikuliert
werden und damit an diesem Ort in ihrer Überlage-
rung und Vermittlung eine spezifische Materialität
entwickeln.
Eine kurze Analyse der Perspektive der Universi-

tätsleitung, die aus der Perspektive der Studieren-
den also ein gegenläufiges Interesse artikuliert, kann
zu einem besseren Verständnis der mit „Sicherheit“
verbundenen Logik verhelfen. Sie folgt dem Effizi-
enzkriterium, welches aktuell mit dem sich gesell-
schaftlich durchsetzenden Präventionsimperativ ver-
mittelt ist, welcher seine Wirkmächtigkeit vor allem
über Abschreckung entwickeln soll: Durch Kameras
und Sicherheitspersonal wird die Möglichkeit „krimi-
neller Handlungen“ im Bereich der Universität für
alle sichtbar gemacht, inklusive der Möglichkeit der
(straf- oder disziplinarrechtlichen) Verfolgung dieser
Handlungen. Allen wird so mitgeteilt, dass den Hand-
lungen, die den normalen Ablauf stören, direkt Kon-
sequenzen folgen können – die Definitionsmacht über
„Störungen“ liegt dabei zunächst – etwa die Ausle-
gung der Hausordnung – auf der Seite der Verwal-
tung. Die innere Logik des Präventionsimperativs ist
nur über den Einbezug der Analyse seiner Funkti-
onsgrundlage verstehbar. Die Definition des „Stören-
den“ , bzw. „Kriminellen“, geschieht über verschie-
dene Abstraktionsschritte (vgl. Belina 2006), die all-
gemein Abstraktionen von gesellschaftlichen Macht-
und Herrschaftsverhältnissen und damit dem gesell-

2Vgl. zu Überlegungen eines „Sicherheitsfetisch“: Anna Kern (2009)
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schaftlichen Kontext darstellen und somit erst in
der Lage sind, einzelne Handlungen als abweichende
Handlungen zu benennen. Erst durch diese Konstruk-
tion werden präventive Maßnahmen legitimierbar und
schließlich justitiabel.
Diese Abstraktion konstruiert zuerst den „krimi-

nellen“ bzw. störenden Akt. Dabei werden gesell-
schaftliche Handlungen von ihrem sozialen Kontext
zu Einzelakten isoliert. Diese Abstraktion – die nicht
mehr fragt, wer warum und unter welchen Bedin-
gungen etwas tut – ist die Grundlage, überhaupt ei-
ne Definition der „Störungen“ und einen spezifischen
(verwaltungstechnischen, polizeilichen) Umgang mit
ihnen entwickeln zu können. Die darauf aufbauen-
de zweite Abstraktion konstruiert dann ein störendes
Individuum, dem als Eigenschaft die Ausübung de-
vianter oder krimineller Akte d.h. ein prinzipiell de-
viantes Verhalten zugeschrieben wird und von des-
sen weiteren sozialen „Eigenschaften“ und seiner ge-
sellschaftlichen Subjektivierung abgesehen wird. Erst
über die Existenz dieses Individuums kann Präventi-
on legitimiert werden, die ihre objektive, gesellschaft-
lich allgemein anerkannte Gültigkeit konstituiert, in-
dem sie sich von rein privaten Einschätzungen ab-
hebt. Die Zusammenfassung vieler störender Indi-
viduen ist wiederum die Grundlage für den dritten
Abstraktionsschritt, die Konstruktion einer stören-
den Gruppe (z.B. Obdachlose). Hierbei werden „Ähn-
lichkeiten“ dieser Individuen auf eine ganze Gruppe
übertragen, was eine Generalisierung zur Folge hat,
über die dann die Typologie von Problem- oder Tä-
tergruppen stattfinden kann. Damit einher geht ei-
ne weitere Begründung und Legitimation präventiver
Maßnahmen: Wird in einer an Effizienz ausgerich-
teten Institution die Existenz nicht nur von generell
störenden Individuen, sondern ganzer Tätergruppen
vorausgesetzt, ist es in dieser Perspektive nahelie-
gend, dass es eine Notwendigkeit gibt, gegen diese
vorzugehen, ohne der/m jeweils Einzelnen Störungs-
handlungen explizit nachweisen zu können oder zu
müssen. Mit dem letzten Abstraktionsschritt – der
Konstruktion des „gefährlichen“ Raumes findet dann
die Ausweitung dieser Logik auf Räume statt. Dies
zeigte sich an der Frankfurter Universität etwa an-
lässlich der Räumung des Casinos. Erhält ein Raum
den Status als „gefährlich“, werden alle dort anwe-
senden Personen einem Generalverdacht ausgesetzt.
Die Prävention wird durch diesen letzten Abstrakti-
onsschritt ein weiteres mal vorverlagert und zugleich
legitimiert: Im Sinne einer „Kontrollkalkulation“ soll
nicht mehr die Abweichung selbst, sondern bereits
deren Möglichkeit verhindert werden. „Ihr Zweck be-
steht darin, als ‚kriminell‘ angenommene Individuen
durch Veränderungen in deren Umwelt daran zu hin-
dern, ihr ‚kriminelles Wesen‘ auszuleben. Der Grund
der neuerlichen Beliebtheit dieser Sichtweise ist ein
ganz praktischer: Auf diese Weise kann scheinbar et-
was gegen ‚Kriminalität‘ getan werden, ohne sich mit

deren Gründen befassen zu müssen“ (Belina 2006,
124).
Was sind nun die daraus folgenden Konsequen-

zen für den universitären Alltag? Zunächst einmal
ist festzuhalten, dass die Abgrenzung universitärer
Räume bezüglich gesellschaftlicher Transformations-
prozesse zu einem imaginierten Rest der Gesellschaft
nicht sinnvoll ist. Auch hier werden gesellschaftli-
che Entwicklungen wirkmächtig. Die Einführung von
Kameras und Sicherheitspersonal auf dem Campus
ist keine originäre Reaktion auf protestierende Stu-
dierende, sondern folgt einem bestimmten allgemei-
nen Umgang mit gesellschaftlichen Risiken, sozia-
len Abweichlern und Störerinnen im Zeichen eines
sich durchsetzenden gesellschaftlichen Präventions-
und Kontrollimperativs. Von qualitativen Neuerun-
gen auf diesem Feld kann trotz der außerordentlichen
Beschleunigung der (auch technizistisch geführten)
Debatten um die Sicherheit derzeit nicht gesprochen
werden. Allerdings werden viele „Errungenschaften“
der Debatten der letzten Jahre jetzt erst sichtbar.
Erfolgreich einen Kampf gegen Überwachung und

Kontrolle an der Hochschule zu führen, hat zwingend
eine Reflexion des Begriffs der Sicherheit und sei-
ne gesellschaftliche Verfasstheit zur Voraussetzung,
sonst greifen alle Bemühungen zu kurz. Eine solche
Auseinandersetzung wäre immer schon zum Schei-
tern verurteilt, wenn sie isoliert von anderen gesell-
schaftlichen Kämpfen stattfände. Dies gilt auch für
die damit verknüpfte Frage nach den sich daraus er-
gebenden Praxismöglichkeiten.
Diese Reflexion kann zum einen in der Reflexi-

on über die eingesetzte Sicherheitstechnik liegen.
RIFD-Chips und Kameras, die mit Datenbanken und
Computern verbunden sind und somit grundsätzlich
für die Bildung von Netzwerken eingesetzt werden
können, könnten beispielsweise zu einer demokrati-
schen Strukturumwandlung der Produktion von Nut-
zen sein.3 Unter kapitalistischen Verhältnissen gibt
es diese Möglichkeit jedoch nicht, weil sie hier dem
Zweck der Effizienz und den kapitalistischen Verwer-
tungsinteressen dienen, dennoch wird hier ein Mo-
ment sichtbar, das durch den Hinweis auf den mög-
lichen Gebrauchswert von Techniken auf ein der ka-
pitalistischen Gesellschaft inhärentes utopisches Mo-
ment verweist (Metzger 2009).
Auch die spezifischen Interessenskonflikte von Stu-

dierenden und Universitätsverwaltung werden, wie
gezeigt, über die Materialisierung ihrer unterschied-
lichen Sicherheitsinteressen am Raum Universität
sichtbar und bieten weitere Ansatzpunkte für poli-
tische Interventionen.
Das an der Universität eingesetzte Sicherheitsper-

sonal ist für die Studierenden etwa ein relevanter
Gegenstand, weil es die Interessen der Universitäts-
verwaltung bzw. der Universitätsleitung artikuliert.
Es auf eine exekutive Funktion zu beschränken, un-
terschlüge gleichwohl ihr spezifisches Eigeninteresse,

3Z.B. zur Ermittlung der Bedürfnisse, zur Gewährleistung einer transparenten Produktion und zuletzt zur Ermöglichung einer
demokratischen Kontrolle eben dieser.
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das durchaus die Möglichkeit zu situativen Koalitio-
nen in sich trägt.
Grundsätzlich verweist jedoch auch die Auseinan-

dersetzung mit der Sicherheitspolitik an der Hoch-
schule des 21. Jahrhunderts auf die Forderung nach
einer grundsätzlichen Demokratisierung der Hoch-
schule. Demokratische Verfahren, die alle Angehö-
rigen der Hochschule gleichberechtigt in die Ent-
scheidungsfindung mit einbeziehen, würden zwar die
unterschiedlichen und bisweilen gegensätzlichen In-
teressen der Akteure an der Hochschule nicht auf-
heben, sie stellen aber einen Rahmen dar, in dem
die verschiedenen Bedürfnisse nach Sicherheit über-
haupt verhandelt werden können. Dass solche de-
mokratischen Aushandlungsprozesse Zeit und Raum
brauchen, die nicht nur gegen bisweilen autokrati-
sche Universitätsleitungen erkämpft werden müssten,
sondern im kapitalistischen Wettbewerb der unter-
nehmerischen Hochschulen einen veritablen Stand-
ortnachteil darstellen (Schlemermeyer 2009), steht
auf einem anderen Blatt.

Anna Kern
Institut für kategoriale Analyse (Inkatan)
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11. Kritik und Protestformen im Bildungsstreik 2009/10

Von Corina Färber

Schaut man sich den Aufruf der bundesweiten
Bildungsstreikbündnisse und die öffentlichen Forde-
rungen des Bildungsprotests 2009/10 an, so wur-
den mindestens drei grundlegende Ausrichtungen des
Protests und der daran anschließenden Formen der
Kritik deutlich.
Der derzeit wohl am populärsten geführte Dis-

kurs klagt die Ökonomisierung des Bildungsbereichs
an und fordert „selbstbestimmtes Lernen und Le-
ben“, die „Demokratisierung und Stärkung der Mit-
und Selbstverwaltung in allen Bildungseinrichtun-
gen“, einen „freie[n] Bildungszugang“ mit der gleich-
zeitig formulierten Forderung der „öffentlichen Finan-
zierung des Bildungssystems ohne Einflussnahme der
Wirtschaft.“1

Gegenstand dieser Kritik ist dabei der zunehmen-
de Einfluss der Ökonomie auf den Bildungsbereich,
der sich in Konkurrenzdruck, Gebühren und Wettbe-
werbsorientierung äußere und so auf den Einzelnen
in Form von Zulassungsbeschränkungen, Regelstudi-
enzeit, Überlastung und/oder eingeschränkter Wahl-
freiheit von Studieninhalten zurückfalle. So unan-
genehm diese Bedingungen für den Einzelnen auch
sein mögen und so wenig man gegen Lernen oh-
ne Zeit- und Konkurrenzdruck etwas sagen möchte,
zum Einen ist die an den Staat gerichtete Forde-
rung, dafür zu sorgen, dass Bildung nicht durch die
Ökonomie bestimmt sein solle, zu kurz gegriffen und
blendet die gesellschaftlich-ökonomische Einbettung
der Universität aus. Zum Anderen wird ein qualita-
tiver Bruch zwischen fordistischer und postfordisti-
scher Organisation der Universität konstruiert, der
suggeriert, dass es etwa in der fordistischen Phase
eine außerhalb der Ökonomie stehende Universität
gegeben habe.2

Ökonomie und Staat werden zwar angeklagt, je-
doch im gleichen Atemzug wieder ins Boot geholt.
Die grundlegende realpolitische Forderung lautet, der
Staat solle die ausreichende Finanzierung der Bil-
dungsinstitutionen gewährleisten und blendet damit
das bestimmte Interesse des Staats an Bildung aus:3

Dieses besteht zum Einen in der Produktion und
Reproduktion von (qualifizierten) Arbeitskräften, die
im Sinne des „Humankapitals“ dazu beitragen sollen,
den Standort zu stärken, und zum Anderen in der

Funktion der Universität, auch die gesellschaftliche
Hegemonie der Herrschenden zu sichern. Dies ge-
schieht z.B. durch die gesellschaftliche Trennung von
Hand- und Kopfarbeit in nicht-qualifizierte bzw. qua-
lifizierte Arbeiter_innen, in der Kopfarbeiter_innen
aufgrund ihrer Prestigestellung sowohl den gesell-
schaftlichen spontanen Konsens bestimmen, als auch
die staatlichen Sozialisationsinstanzen, wie etwa die
Schule, prägen (vgl. Gramsci 2004, 77).
Es kann an dieser Stelle nicht näher darauf einge-

gangen werden, doch die Idee, dass der Staat den
Bildungsbereich vor der Ökonomie schützen müs-
se, hängt stark mit dem bürgerlich-idealistischen Bil-
dungsbegriff zusammen. Der idealistische Bildungs-
begriff begreift Bildung als Selbstzweck, d.h. als
einen Bereich, der außerhalb der gesellschaftlichen
Verwertbarkeit stehen kann. Aufgabe der Universität
soll dabei die Bildung von freien und vernünftigen In-
dividuen sein, die die Grundlage für eine emanzipier-
te Gesellschaft bilden sollen. Genau aus diesem Ver-
ständnis heraus wird also in Bezug auf Bildungsfra-
gen dem Marktmodell durch moralische Empörung
ein paternalistisches Modell entgegengesetzt, in dem
der Staat für die Bildung der Bürger_innen Sorge zu
tragen hat.
Dieser Kritik der Ökonomisierung von Bildung

schließt sich oft die Forderung nach der Verbesse-
rung von Studienbedingungen durch bessere Finan-
zierung an. Dabei ist sie – wenn auch ungewollt – an-
schlussfähig für eine entpolitisierte Form der Kritik,
die nicht mehr die Stellung der Bildung in der Gesell-
schaft problematisiert, sondern lediglich die inneruni-
versitäre Ausstattung. Diese zweite Form von Kritik
kann als konstruktive oder auch pragmatische Kritik
verstanden werden, denn sie beinhaltet Lösungsvor-
schläge, die im Universitätsalltag weiterführen sollen
ohne diesen selbst zum Gegenstand der Kritik zu er-
heben. Hierunter fallen Forderungen, die insbesonde-
re als Beschwerde über mangelnde Finanzierung der
Universitäten und die damit einhergehenden negati-
ven Auswirkungen von zu vollen Hörsälen, veralteter
Technik und zu wenig Professor_innen der „Quali-
tätssicherung“ von Lehre Rechnung tragen wollen.
Diese Forderungen lassen sich in einem begrenzten
Rahmen erfüllen – wenn die Wirtschaftskonjunktur

1Die Zitate sind dem „Bildungsstreik-Aufruf für einen 'heißen Herbst'“ entnommen und auf folgender Internetpräsenz einseh-
bar: http://www.bildungsstreik.net/wir-machen-weiter/

2Die Organisationsform der Produktionsweise kann allerdings Aufschluss über die spezifische Ausgestaltung der Arbeitsteilung
im Kapitalismus geben, die sich notwendigerweise auch in der Ausgestaltung und Organisation der Bildungseinrichtungen
widerspiegelt.

3Nur so lässt sich auch der Slogan „Mehr Geld für Bildung statt für Banken“ verstehen.
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es zulässt. Dabei besteht aber die Gefahr, dass die-
se Forderungen mit Verweis auf die aktuelle Situati-
on als Argument für Zulassungsbeschränkungen von
Studiengängen (auch durch Gebühren) dienen, um
„bessere“ Studienbedingungen gewährleisten zu kön-
nen.
Die dritte Form der Kritik, die entgegen den an-

deren Modellen dengesamtgesellschaftlichen Kontext
berücksichtigen will und die Universität als Bestand-
teil der kapitalistischen Gesellschaft begreift, steht
vor der Frage, wie die Praxis des Protests und die
damit einhergehende Wahl der Protest- und Aktions-
form dieser Form von Kritik gerecht werden kann.

Im Folgenden soll im Sinne der aktuellen Proteste,
die als „Bildungsstreik“ bezeichnet werden, auf die
Protestform des „Streiks“ und die mit ihm verwand-
ten Formen des Protests, sowie auf die in ihnen an-
gelegten Problematiken eingegangen werden.
Die Protestform des Streiks entwickelte sich

in der Arbeiterbewegung im Zuge des Industrie-
Kapitalismus, d.h. mit der Produktion in Fabriken.
Die Fabrik ist im weitesten Sinne „ein Gefüge von
Maschinen und ArbeiterInnen, durch das alle Aspekte
der Produktion auf der Basis der Trennung der Arbeit
gerastert, mechanisiert und standardisiert werden“
(Raunig 2009: 1). Nach Marx ist vor allem der Aspekt
der kapitalistischen Anwendung der Maschinerie in
der Fabrik von Bedeutung. Sie führe dazu, dass der
Mensch als Subjekt zum Objekt der Maschine wird
und die Maschine als Subjekt auftritt. Ein weiteres
Charakteristikum ist die Konzentration: die spezia-
lisierte, hierarchisierte undräumlich-funktionale Auf-
teilung der individuellen Arbeitskräfte führt zu ei-
ner Konzentration der Produktivkraft, die größer ist
als die individuelle. Gekennzeichnet ist die Produk-
tion der Fabrik vor allem durch die Disziplin (vgl.
Deleuze 1990). Sie war notwendig, da die selbst-
organisierte, nach der Notwendigkeit der Produkti-
on gesetzte Zeiteinteilung durch die Zeiteinteilung
der (Fabrik")Uhr ersetzt wurde. Die Zeitdisziplin be-
gründet sich im Rhythmus der Maschine. Die ers-
ten Formen des Protests richteten sich also vor al-
lem gegen diese „Entfremdung“ der Arbeit, indem
Maschinen, die nicht die Arbeit erleichterten, son-
dern die Arbeit entqualifizierten und die Zeiteintei-
lung diktierten, zusammen mit der Fabrikuhr zerstört
wurden (vgl. Resch/Steinert 2009: 111ff.). Daraus
ergibt sich auch, dass die Forderungen der Arbei-
ter_innenbewegung an erster Stelle die Aufteilung
und Länge der Arbeitszeit betreffen und erst an zwei-
ter Stelle den daran gekoppelten Arbeitslohn. Die Fa-
brik, die mit der neuen Form der Disziplinierung Aus-

gangspunkt des Protests ist, bringt zugleich, durch
ihr Charakteristikum der Konzentration, die Möglich-
keit des Widerstands mit sich. Die Maschine in der
Fabrik verursacht eine Zweiteilung der Arbeitskräf-
te in qualifizierte und entqualifizierte, wobei letztere
den größeren Anteil darstellen und so, aufgrund ihrer
„Austauschbarkeit“,in starke Konkurrenz zu einander
gestellt werden.Die Fabrik ermöglicht es aber, dass
sich die entqualifizierten Arbeiter_innen an einem
Ort treffen und somit organisieren können. Zum Bei-
spiel durch die gemeinsame Niederlegung der Arbeit,
die ein Anhalten der Produktion und einen damit
einhergehenden Profitausfall verursachen kann. So
kann Druck auf die Kapitaleigentümer_innen ausge-
übt werden, die im Gegenzug die Arbeitsbedingungen
verbessern müssen. Der historische Abriss der Arbei-
terkämpfe im achten Kapitel des Marxschen Kapitals
zeigt, dass die Verbesserungen der Arbeitsbedingun-
gen und vor allem die Durchsetzung eines „Normal-
arbeitstags“ durch den Zusammenschluss der Arbei-
ter_innen erkämpft werden musste und erst dann
einer staatlichen Regulation unterstellt wurde. Die
relative Autonomie des Staats begründet sich darin,
dass die verschiedenen Kapitale in ihrer Vereinzelung
durch ihre gegenseitige Konkurrenz die Arbeitskraft
komplett auslöschen und somit ihre eigene Grundlage
zerstören würden, wenn nicht der Staat als Vermitt-
lungsinstanz zwischengeschaltet würde (vgl. Marx,
MEW 23: 320).
Diese Protestform, die sich ursprünglich als Wider-

stand gegen die Fabrik und ihre Kontroll- und Diszi-
plinarstruktur entwickelte, lässt sich nicht ohne Wei-
teres auf den Bildungsbereich übertragen – die Uni-
versität kann nicht in Analogie zur industriellen Pro-
duktion wie die Fabrik als Adressat des Streiks gelten.
Weder ist sie im Sinne der Fabrik als Abnehmer der
Ware Arbeitskraft zu verstehen (jedenfalls nicht in
Bezug auf Student_innen); noch dürfte ihr Profit-
ausfall im Falle eines Streiks bevorstehen.4 Die Uni-
versität ist vielmehr ein staatliches Dienstleistungs-
angebot, durch das Bildung warenförmig organisiert
einerseits den einzelnen Absolvent_innen gegen Ge-
bühr zukommt, andererseits der Ökonomie in Form
qualifizierter Arbeitskräfte.5 Wenn man die Univer-
sität als Teil der kapitalistischen Gesellschaft ver-
steht, ist Verwertung der Zweck von Bildung und die
(Aus")Bildung an der Universität ist als Zukunftsin-
vestition in „Humankapital“ – mit ungewissem Aus-
gang – zu sehen. Ungewiss ist die Investition sowohl
für die Studierenden, die nicht wissen ob und un-
ter welchen Konditionen ihre Arbeitskraft nachge-
fragt werden wird, als auch für die Seite des Ka-
pitals, die Verwertbarkeit durch verstärkte Kontrol-

4 Es sei denn es würden auch Professor_innen streiken, die sonst für Drittmittel und sonstige Geldbeschaffungsmaßnahmen
zuständig sind.

5Interessant ist dabei das Verhältnis von Staat und Privatisierung, da bei letzterer die Universität zukünftig vielleicht mehr
als ein „Verlustgeschäft“ sein wird. Finanzierungsmöglichkeiten könnten hierbei sowohl die zu zahlenden Studiengebühren
sein oder Drittmittel, durch die der direkte Einfluss der Ökonomie auf Lehre und Forschung begünstigt wird.

6Die Schwierigkeit die Ausbildung an die Entwicklung der Produktivkräfte anzupassen liegt im Widerspruch des Kapitals
begründet, da es die Anforderung an Bildung stellt, kapitalistisch verwertbar zu sein, jedoch nicht absehbar ist was ver-
wertbar sein wird. Wenn die teure Allgemeinbildung durch eine kostenreduzierte Grundausbildung ersetzt wird, besteht
die Gefahr, dass das Angebot an Arbeitskraft nicht der Entwicklung der Nachfrage entspricht (z.B. die Notwendigkeit von
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le, z.B. durch das Bachelorsystem, (erfolglos) ver-
sucht zu maximieren.6 Der Adressat des „Profitaus-
falls“ ist also zum Einen der Staat, dem durch Pro-
duktionsstopp des „Humankapitals“ der Standortvor-
teil entzogen werden soll und zum Anderen die Seite
des Kapitals direkt, indem man die Produktion der
(qualifizierten) Ware Arbeitskraft anhält. Allerdings
wirkt sich dieser „Produktionsstopp“ im Bereich der
Bildung nur begrenzt und zeitlich verzögert aus, da
die Produktion von qualifizierten Arbeitskräften ei-
nerseits, Bildungszertifikaten andererseits über einen
längeren Zeitraum erfolgt und der Effekt des Streiks
somit nicht unmittelbar wirken kann – der Streik hat
hier vielmehr symbolischen Charakter.
Zudem gehen die einzelnen „Bildungsinvestitio-

nen“ – etwa der Besuch einzelner Seminare – nicht
einfach gleichsam eines Rohmaterials in das Endpro-
dukt Ware Arbeitskraft ein.7

Im Bildungsbereich stellt die Notwendigkeit der
Solidarisierung ein weitaus größeres Problem dar als
im industriellen Bereich – schließlich kann im Bil-
dungsbereich keine Minderheit dafür sorgen die Pro-
duktion am „Fließband“ der Warenproduktion an-
zuhalten.8 Außerdem ist nicht die einzelne „Fabrik“
(die einzelne Universität), sondern das Gesamtsys-
tem an Bildungseinrichtungen der Adressat. Der glo-
bale Aspekt des Wettbewerbs kann im Bereich der
Ware Arbeitskraft deutlich machen, dass das Mittel
des Streiks gerade im Bildungsbereich Gefahr läuft,
nur den Staat als Adressat zu setzen und somit ei-
nem nationalistischen Konkurrenzstreben Vorschub
zu leisten, da der Staat, um seiner Standortlogik wil-
len, in einem gewissen Grad bereit sein wird zu ko-
operieren.
Dennoch kann der Begriff des „Bildungsstreiks“ in

seiner metaphorischen Wendung dazu beitragen, den
Aspekt der Verwertungslogik, nach der Bildung in der
kapitalistischen Gesellschaft organisiert ist, bei der
Analyse derselben mitzudenken. Ohne die Analogie
der Universität als Fabrik überzubewerten, kann sie,
wie die Fabrik historisch, nicht nur als Disziplinar-
institution, sondern als Ort der Konzentration ge-
sehen werden, von dem aus Widerstand organisiert
wird (Raunig: 2009).
Die Protestform des „Boykotts“ hingegen betont

stärker die Verweigerungshaltung, die man einer be-
stimmten Form von Universität, Lehrveranstaltung
etc. entgegenstellt, und geht oftmals mit einer alter-
nativen Organisation von Formen oder Gestaltung
derselben einher. Können sich die Einzelnen dabei
vor allem Zeit zur Reflexion gegebener Verhältnisse
und Formulierung der Kritik nehmen, darf die Form
des Boykotts nicht der Illusion der falschen Freiheit
– im Sinne eines möglichen Ausschlusses der kapita-

listischen Gesellschaft und ihrer Organisation – er-
liegen, die spätestens bei (Wieder")Aufnahme der
Lohnarbeit verschwindet. Man muss sich der Ein-
geschränktheit und Widersprüchlichkeit der eigenen
Handlungsmöglichkeiten bewusst sein. Das Gleiche
gilt bei der „Besetzung“ von Räumen, die sowohl
symbolisch als auch reell als (Wieder")Aneignung
und als die Erkämpfung von „herrschaftsfreien Or-
ten“ verstanden werden kann, welche die Möglichkeit
geben in diesen eine andere gesellschaftliche Praxis
– u.a. frei von Antisemitismus, Rassismus, Sexismus,
Diskriminierung und Hierarchien – zu üben. Diese in-
haltliche Ausrichtung kann sowohl in theoretischen
Auseinandersetzungen als auch in der praktischen
(Um-)Gestaltung dieser Räume ihren Ausdruck fin-
den.
Bei der Wahl von Protestformen gilt es, das Span-

nungsverhältnis mitzureflektieren, weder „konstrukti-
ven, realpolitischen Verbesserungsvorschlägen“ ein-
herzufallen, noch der Illusion aufzuliegen, es gebe
einen „alternativen Rückzugsort“, welcher außerhalb
der kapitalistischen Gesellschaft steht.
Der Ausgangspunkt der Kritik muss den Wider-

spruch von Arbeit und Kapital beinhalten und die
daraus resultierenden Widersprüche und Spannungs-
verhältnisse analysieren. Gerade die Formen des Wi-
derstands können dabei verdeutlichen, dass das Sub-
jekt ihnen nicht passiv unterliegt, sondern sich aktiv
widersetzen kann, indem es sich die nötigen Freiräu-
me versucht zu erkämpfen. Nur so kann es ermöglicht
werden, Räume und Protestformen zu schaffen, die
unter den bestehenden Bedingungen geöffnet sind für
eine prozesshafte Auseinandersetzung und Transfor-
mation bestehender Verhältnisse.
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technischen Innovationen). Dieser Widerspruch kann im Postfordismus bis zu einem gewissen Grad aufgelöst werden, da die
Verantwortung für die Verwertbarkeit von Arbeitskraft dem Individuum selbst zu kommt. Die Forderung nach lebenslangen
Lernen und permanenter Fortbildung sind Ausdruck dessen.

7Im Vergleich zur industriellen Produktion, in der die verwandten Rohmaterialien direkt in das Endprodukt eingehen.
8Die Minderheit in der industriellen Produktion könnte zumindest den Lauf eines Fließbands gewährleisten.
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12. Über die Schwierigkeiten basisdemokratischer Selbstorganisation

Von Carolin Mauritz

Die folgenden Überlegungen beziehen sich auf
Aktivitäten des „Protestplenums“, die im Rahmen
des Bildungsstreiks im Wintersemester 2009/2010 in
Frankfurt am Main stattfanden und bis zum Zeit-
punkt der Abfassung dieses Textes (Mai 2010) weiter
stattfinden.

Das Protestplenum als basisdemokratische
Institution

Das Protestplenum ist ein „freie[r] Zusammenschluss
von politisch aktiven und interessierten Menschen
im Zusammenhang der Bildungsproteste“1 und kann
sich deshalb bei jedem Zusammentreffen neu konsti-
tuieren. Das Protestplenum besteht größtenteils aus
Studierenden der Frankfurter Goethe-Universität,
andere politisch Aktive stoßen sporadisch hinzu – es
bestehen Kontakte zu Studierenden der FH Frankfurt
und Vertreter_innen anderer linker Bündnisse.
Das Protestplenum hat für sich den Anspruch for-

muliert, basisdemokratisch zu agieren und strebt an,
einen möglichst macht- und hierarchiefreien Raum
zu konstituieren. In der Praxis bedeutet das, zu Be-
ginn der Plenarsitzungen eine Tagesordnung zu er-
stellen, um die anstehenden Punkte unterschiedlichs-
ter Art zu diskutieren und dabei auch der Art und
Dringlichkeit der Tagesordnungspunkte gerecht zu
werden. Unter Zuhilfenahme von Stimmungsbildern
wird versucht, Entscheidungen durch die Erzielung
eines Konsens zu treffen. Abstimmungen im Sinne
von Mehrheitsentscheidungen erfolgen daher selten.
Um die Arbeitsfähigkeit der basisdemokratischen Or-
ganisationsform zu gewährleisten, werden aus dem
Plenum heraus kleinere Arbeitskreise (AKs) gebildet.
Diese nehmen die Anregungen und zum Teil gemein-
sam formulierten Arbeitsaufträge aus dem Plenum
auf und arbeiten autonom (in Rücksprache) mit dem
Plenum an den diversen Bereichen und Inhalten des
Protestes: Infrastruktur, Plenum, Party, Info, Grund-
satzpapier, Demo, Aktion etc.

Heterogene Positionen und Protestkultur

Innerhalb des Protestplenums gibt es variierende Po-
sitionen, was Inhalt, Form, Planung, Durchführung
und Koordination des Protestes betrifft. Diese Hete-
rogenität des Plenums bietet die Möglichkeit zu pro-
duktiven Spannungen und Debatten. Die Vielfalt an
Meinungen, Erfahrungen und Hintergründen findet
z.T. Ausdruck in vielen kreativen Aktionen und kon-
troversen Debatten – somit könnte sich im Verlauf

der gemeinsamen Aktivitäten eine vielfältige Protest-
kultur etablieren.2Aus dem Vorwissen und den Kom-
petenzen im Bereich von emanzipatorischen Kämp-
fen und vorangegangener Bildungsproteste und nicht
zuletzt auch aus den differenten Erfahrungshinter-
gründen der Einzelnen könnte für den Gesamtprotest
geschöpft und so immer wieder neues (und auch ra-
dikales) Emanzipationspotenzial geschaffen und ent-
faltet werden. Unterschiedlichste Meinungen könn-
ten im gleichberechtigten und konstruktiven Dialog
ausgetauscht und Entscheidungen aus anderen Blick-
winkeln geprüft und vorangetrieben werden. Aus der
Erfahrungsvielfalt und den differenten Hintergrün-
den könnte durch eine Art wechselseitig vermitteln-
des Teach-in-System in Bezug auf Protestorganisa-
tion und Koordination eine Kultur des konstruktiven
miteinander Arbeitens entstehen. Wieso konnte sich
aber bisher dieses Potenzial im Protestplenum nur
geringfügig entfalten?
Meines Erachtens stellt das Grundproblem zunächst
der rasante Teilnehmer_innenschwund dar, den das
Protestplenum seit der polizeilichen Räumung des
von Studierenden besetzten Casinos des IG-Farben-
Hauses erlebt hat3. Denn wo keine Leute sind, kann
auch nicht aus ihren Ideen geschöpft werden. Fanden
sich im Casino zeitweise mehrere hundert Studieren-
de zum Plenum ein, sind es zurzeit nur noch ein bis
zwei Dutzend Menschen, die zum wöchentlichen Pro-
testplenum kommen.
Dieser Schwund an Aktiven, die den Bildungs-

streik durch ihr Engagement weiterleben lassen, be-
dingt sich wechselseitig mit einer Verhärtung der
Positionen im Plenum. Die Hintergründe der Pro-
testierenden sind überaus heterogen: Menschen, die
sich selbst als eher unpolitisch bezeichnen würden,
aber unzufrieden mit den Studienbedingungen an
ihrer Hochschule sind, treffen auf Menschen mit
politischer Erfahrung, die schon mehr als ein Bil-
dungsstreiksemester hinter sich haben, die sprach-
lichen Codes kennen, mit denen verhandelt wird und
zum Teil bereits mit klaren Erwartungen und Zielset-
zungen am Protestplenum teilnehmen. Diese Erfah-
rungsdifferenzen könnten produktiv und zielführend
sein, wenn gemeinsam und vermittelnd agiert wer-
den würde. Allerdings hat sich im Protestplenum eine
Kultur entwickelt, in der sich unterschiedliche Auffas-
sungen und Erwartungen distanziert gegenüberste-
hen; es kann so kein Austausch der Positionen statt-
finden. Vielmehr kommt es teils zur Abwertung von
Positionen, die nicht der eigenen entsprechen, der

1 Aus: AK Plenum, „Was ist das Plenum?“
2 An dieser Stelle verwende ich bewußt den Konjunktiv, da diese Beschreibung momentan nicht den aktuellen Zustand des
Protestplenums trifft.

3 Das Gebäude auf dem „Campus Westend“ der Goethe-Universität wurde am 30. November 2009 besetzt und war für wenige
Tage der Ort selbstorganisierter Seminare, bis es am 2. Dezember auf Anweisung des Präsidenten der Universität geräumt
wurde. Die polizeiliche Räumung wurde vom Präsidium mit „Sachbeschädigungen“ und „Vandalismus“ in dem Gebäude
begründet.
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„Blick über den Tellerrand“ scheint schwerer zu fal-
len, das generelle Interesse am Anderen nimmt ab,
Dialogbereitschaft, Diskussionskultur und Redever-
halten leiden. Die Festgefahrenheit in manchen Po-
sitionen verhindert bzw. vermindert das Emanzipati-
onspotenzial.
So werden Kompetenzen und Informationen nicht

dem ganzen Plenum verfügbar gemacht, was zum
Einen zu Verlusten der Organisations- und Koordi-
nationsleistung des Plenums führt und zum Anderen
implizit Autoritätsverhältnisse und verdeckte Hierar-
chien (re-)produziert. Ergebnis davon sind unorgani-
sierte, zum Teil chaotische Aktionen, die wiederum
zur weiteren Schrumpfung des Protestplenums füh-
ren. Somit besteht die Gefahr, dass sich das Plenum
von einer basisdemokratischen, für alle Menschen of-
fenen Gruppierung hin zu einer „geschlossenen Ge-
sellschaft“ bewegt, in der vermeintlich alles schon
diskutiert und entschieden wurde.

Fehlende Selbstkonstituierung

Ein weiteres Problem stellt die, in mehrerer Hin-
sicht nicht abgeschlossene Selbstkonstituierung bzw.
Selbstfindung des Protestplenums dar– auch wenn
eine solche niemals abgeschlossen sein kann, da das
Plenum keine starre Institution darstellt und sich je-
de Woche „neu“ konstituiert. Trotz allem sind viele
wichtige Fragen, die die Arbeitsfähigkeit des Plen-
ums beeinflussen, bis heute nicht ausreichend disku-
tiert worden. Bestimmte Fragen tauchen deshalb im-
mer wieder auf: Wie versteht sich das Plenum selbst?
Wie ist die Kompetenzverteilung und Rückkopplung
zwischen Plenum und AKs? Welche inhaltlichen Po-
sitionen, auch in Bezug auf legitime Protestformen,
vertreten wir? Welche nicht? Arbeitet das Plenum
mit (Minimal-)Konsensentscheidungen? Ab welcher
Personenzahl ist das Plenum „arbeitsfähig“? Alle die-
se weitestgehend ungeklärten und nur andiskutierten
Fragen werfen Folgeprobleme und Unsicherheiten in
Bezug auf die Legitimität und die Entscheidungsbe-
fugnisse des Plenums und der AKs auf.
Inhaltliche Unklarheiten zeigen sich auch in dem

Umstand, dass keine abgeschlossenen inhaltlichen
Grundsatzpapiere aus Frankfurt, Forderungen oder
gar Zukunftsentwürfe für die Gestaltung des Protes-
tes und seiner Inhalte und Formen, existieren. Der
AK „Grundsatzpapier“ hatte im Dezember 2009 ein
gehaltvolles Grundsatzpapier mit den ersten inhalt-
lichen Positionen erarbeitet, das große Zustimmung
im Plenum fand. Hieran sollte weitergearbeitet wer-
den, diese Bemühungen und ersten Ergebnisse sind
jedoch ins Hintertreffen geraten. Gründe hierfür wa-
ren zum Teil der Teilnehmer_innenschwund, den der
AK zu verzeichnen hatte, und die Tatsache, dass
keine ausreichende Vermittlung zwischen dem AK
„Grundsatz“ und dem restlichen Plenum gelang. Zu-
dem ist kritisch zu reflektieren, dass, aus Gründen der
Arbeitsteilung, die Debatte um die eigenen inhaltli-
chen Positionen in einen separaten AK delegiert wur-

de und nicht öfter im Gesamtplenum geführt wurde.

Aus der fehlenden Selbstkonstituierung folgt eine
Reihe weiterer Probleme: da Grundsätze, Ziele und
Forderungen des Protestes in ihrer Vielfalt nicht klar
aufgenommen, konkretisiert und verschriftlicht wur-
den, können diese weder den restlichen 37.000 Kom-
militon_innen, noch der außeruniversitären Öffent-
lichkeit adäquat kommuniziert werden.
Durch diese nicht abgeschlossene Selbstfindung,

die auch durch die Räumung des Casinos Anfang
Dezember unterbrochen wurde, scheint es nahezu
unmöglich, das Plenum als vollständig arbeits- und
funktionsfähig einzustufen. Immer wieder brechen an
entscheidenden (und auch an weniger entscheiden-
den, dafür aber nicht weniger nerven- und zeitrau-
benden) Punkten Grundsatzkonflikte auf, die nicht
abschließend geklärt wurden bzw. weiterhin nicht ge-
klärt werden können.
Zu fragen ist natürlich, ob eine wiederholte Grund-

satzdebatte bei einem zahlenmäßig so kleinen Ple-
num im Moment ein Ergebnis bringen kann. Wich-
tiger erscheint mir jedoch, dass der ergebnisoffene
Dialog über die eigenen Grundsatzpositionen gene-
rell wieder aufgenommen wird. So könnte Stück für
Stück – in ständigem wechselseitigem Austausch und
durch Rückkopplung zwischen dem Plenum und ei-
nem wiederbelebten AK „Grundsatz“ – an den in-
haltlichen Positionen des Plenums, weiteren Protest-
aktionen und einem konsensfähigen Grundsatzpapier
gearbeitet werden.

Dieses Verfahren hat sich auf ähnliche Weise be-
reits bei dem ersten erstellten Grundsatzpapier be-
währt und stieß auch auf großen Konsens – Dis-
kussionen konnten produktiv geführt werden, da ei-
ne schriftliche Diskussionsgrundlage vorhanden war,
an der konkrete Änderungen vorgenommen werden
konnten. Über Form und Inhalt der notwendigen,
schriftlichen Grundsatzpapiere und einer möglichen
Plattform von Forderungen kann an dieser Stelle kei-
ne Aussage getroffen werden: wichtig ist die Erkennt-
nis der Dringlichkeit, mit der die Arbeit an inhaltli-
chen Positionen und auch deren konkrete Verlautba-
rung gegenüber universitären Gremien und der (stu-
dentischen) Öffentlichkeit wieder aufgenommen wer-
den sollte. Mit einer vorläufigen „Arbeitsversion“ an
Grundsatzpositionen wäre einiges gewonnen, da im-
mer wiederkehrende Konflikte benannt und festge-
halten werden können und somit für alle transparent
und damit auch (produktiv) diskutabel werden. Dies
würde auch die Koordination der widerständigen Pra-
xis erleichtern.

Begriff der Radikalität

Auch der Begriff der Radikalität in Bezug auf Inhal-
te, Forderungen, Protestaktionen und ihre Formen
ist im Protestplenum nicht endgültig verhandelt wor-
den und bietet deshalb immer wieder unterschwelli-
ges Konfliktpotenzial. Folgende Fragen stellen sich
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deshalb immer wieder, sowohl explizit, als auch im-
plizit: Wie radikal und gesamtgesellschaftlich durch-
dringend soll unser Protest werden? Wer soll ihn mit-
tragen können? Ist es Konsens, eine große Masse an
Protestierenden zu mobilisieren und damit auch die
Vielzahl an Meinungen, Zielen und Wünschen zu ak-
zeptieren und zu unterstützen? Wie radikal muss un-
sere Kritik sein, damit sie erst einmal gehört wird und
Ergebnisse erbringt? Wie sollen unsere Aktionsfor-
men aussehen, damit unsere Kritik nicht vom beste-
henden System adaptiert und abgetan werden kann
oder gar einfach verpufft? An wen genau richtet sich
unsere Kritik, wer soll bei unseren Aktionen ange-
sprochen werden? Wen wollen wir auf unsere Seite
bringen und mit welchen Aktions- und Bündnispart-
nern wollen wir kooperieren? Wie weit wollen wir un-
sere eigenen Ziele zurückstecken, um eine Koopera-
tion zu ermöglichen?
Hier einen Konsens erzielen zu wollen ist illuso-

risch und auch nicht zwingend notwendig. Die Frage
der Radikalität in Positionen und Aktionen des Pro-
testes kann in der momentanen Situation nur im-
mer wieder neu in der Diskussion und situations-
abhängig entschieden werden. Diese Vorgehenswei-
se hat sich bewährt: So ist das medial inszenierte
(Schein-)Angebot des Präsidiums, einen offenen und
konstruktiven Dialog führen zu wollen, mit Recht ab-
gelehnt worden, unter anderem mit Verweis auf die
scheinheilige Inszenierung und die weiterhin beste-
hende undemokratische, hierarchische Gesprächspo-
sition, der mensch sich nicht hingeben kann, solan-
ge diese so besteht. Die Besetzung des Casinos, die
Demonstration am 30.01., die wiederholten Senats-
besuche und auch die Verweigerung einer vom Prä-
sidium geforderten Unterwerfungsgeste seitens einer
Reihe derer, die von Strafanzeigen im Zusammen-
hang mit der Casino-Räumung betroffen sind, kenn-
zeichnen die positiven Seite des Diskurses der Radi-
kalität, ebenso wie die Bereitschaft des Protestplen-
ums, auch schwierige Aktionen solidarisch miteinan-
der durchzustehen.4

Auf der anderen Seite ist dieser Diskurs der Ra-
dikalität mit dem Problem der Exklusion verbun-
den. Je stärker die linksradikalen Positionen, z.T.
auch unterschwellig oder ungewollt, im Protestple-
num vorherrschend werden, je weniger scheinbar in
diesen Fragen allgemeiner Diskussionsbedarf besteht,
je mehr bereits vorher ein unausgesprochener „Kon-
sens“ herrscht, desto weniger Menschen solidarisieren
sich mit den Positionen und Aktionen des Protest-
plenums.
Daran schließt sich die Frage nach der Repräsen-

tativität der Positionen des Plenums für 37.000 Stu-
dierende an. Inwieweit kann das Protestplenum die-
se Repräsentativität überhaupt annehmen und inwie-
weit sind die Aktivist_innen gewillt, diese Rolle für
sich zu beanspruchen? Wie kritisch darf die Protest-
bewegung sein – wie kritisch soll oder muss sie sein,

um sich selbst in ihrer Arbeit nicht zu blockieren,
ihre Vernetzbarkeit zu garantieren, kooperations-,
arbeits- und funktionsfähig zu sein, so dass sie ih-
ren eigenen Ansprüchen nach weiterhin eine offene
soziale Gruppierung bleiben kann, die Menschen mo-
tiviert sich im Bildungsstreik einzubringen bzw. sich
zumindest solidarisch zu verhalten?

„Werbung für den Bildungsstreik?“

Ausgehend von der Prämisse, dass nicht alle 37.000
Studierenden der Goethe-Universität wissen, was das
Protestplenum ist, wie es arbeitet und welche Ziele
es innerhalb des Bildungsstreikes verfolgt, sollte ein
weitaus größerer Teil der Zeit und Arbeitskraft da-
zu verwendet werden, auf die Partizipationsmöglich-
keiten im Protest aufmerksam zu machen und über
die Situation an der eigenen Hochschule aufzuklären,
möglichst im direkten Kontakt mit anderen Studie-
renden. Konkret würde dies „Go-ins“ und „Teach-ins“
erfordern – Diskussionen in Seminaren und Vorlesun-
gen über aktuelle Geschehnisse in der Hochschul-
politik. „Werbung“ für den Protest, das Motivieren
und Einladen anderer Menschen, der Aufruf zum En-
gagement müsste eine höhere Priorität erhalten. So
könnte auch die „Überarbeitung“ der wenigen ver-
bliebenen Aktiven vermieden werden und der basis-
demokratische Anspruch des Plenums wieder stärker
hervortreten.
Neue Teilnehmer_innen des Plenums müssten Of-

fenheit und Akzeptanz vorfinden und das Gefühl
haben, dass ihre Meinung von Beginn an gehört
wird und wichtig ist. Inhaltliche Differenzen verlieren
durch ein sozialeres, offeneres, herzlicheres und ein-
ladendes Verhalten der Einzelnen nicht ihre Schärfe
– aber mit einer gegenseitigen „Haltung der Freund-
schaft“, zumindest für den Zeitraum des gemeinsa-
men Arbeitens im Plenum, lassen sie sich besser ver-
handeln und konstruktiver bearbeiten. Eine auf diese
Art und Weise veränderte Protestkultur könnte zur
Folge haben, das weitere Menschen sich dazu ent-
schließen, sich im Protest zu engagieren; die Exklu-
sivität des Plenums würde abnehmen.

Reaktionen auf die Bildungsproteste

Über die Reaktionen von Presse und breiter Öffent-
lichkeit, ebenso wie die Rückmeldungen von anderen
Studierenden, Professoren, Fachschaften, Initiativen,
parteilichen Gruppen etc. lassen sich auch hier nur
sehr subjektive und grobe Eindrücke schildern. Das
in der bürgerlichen Presse gezeichnete Bild der Pro-
teste war überwiegend negativ. Nach der Räumung
des Casinos war die mediale Präsenz der Proteste
zunächst hoch. Die Debatte über angemessene und
legitime Protestformen dauert noch bis heute an und
erhitzt die bürgerlichen Gemüter. Die weitreichen-
de (Gesellschafts-)Kritik, die teilweise von Seiten der
Aktivist_innen im Rahmen des Bildungsstreikes ge-
übt wurde, wurde von Großteilen der Presse ignoriert

4 Beispielhaft sind hier die vielen Diskussionen und anstrengenden Plena nach der Räumung des Casinos.
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bzw. auf einfachste Forderungen verkürzt, die nicht
ansatzweise dem realen Inhalt der Proteste entspra-
chen. Nur wenige Berichte waren positiv, wirklich
an den Zielen des Protestes interessiert oder war-
ben um Verständnis für die Proteste. Der Großteil
der Berichterstatter_innen war blind für die The-
matik und Kritikpunkte die konkret angesprochen,
kritisiert und verhandelt werden sollten. Auch wenn
Positionen und Kritikpunkte, wie oben bemängelt,
nicht konkret in einer Art Positionspapier des Pro-
testplenums erfasst wurden, wurde vom Protestple-
num deutlich gemacht, dass es sich nicht allein um
eine Kritik am Bachelor- und Mastersystem handel-
te, wie mehrfach in der Presse dargestellt. Zudem
wurde der öffentliche Diskurs in zunehmenden Ma-
ße auch von der Universitätsleitung beeinflusst. Die
dem Univeristätspräsidium unterstehende Abteilung
„Marketing und Kommunikation“ nutzte die universi-
täre Homepage und das universitätseigene „Informa-
tionsblättchen“ für eine detaillierte Darstellung der
Ereignisse aus eigener Sicht – Gegenstimmen, Posi-
tionspapiere und die Pressemitteilungen des Protest-
plenums tauchten darin nicht auf. In der Arbeitswei-
se des Präsidiums liegt damit ein struktureller Vor-
teil: Durch kurze, hierarchische Kommunikationswe-
ge, können sehr viel schneller Mitteilungen an die
Öffentlichkeit gelangen, als es dem Protestplenum je
möglich gewesen wäre.
Entsprechend waren die Reaktionen der breite-

ren Öffentlichkeit auf die Proteste: Die „Schmiere-
reien“ am Casino wurden heftig kritisiert, alle weite-
ren Kritikpunkte verschwanden dahinter. Immer wie-
der bezogen sich Stellungnahmen auf die „Casino-
Gestaltung“, andere Themen hatten daneben keinen
Platz; dies lähmte den Protest regelrecht, da immer
wieder über bereits ausführlich diskutierte Themen
gesprochen wurde und im Nachhinein ohnehin kei-
ne Einigung gefunden werden konnte. Verständnis
für die Bildungsproteste und ihre Dringlichkeit war
ziemlich rar.
Die Reaktionen der Studierenden auf „ihre“ Pro-

teste waren differenzierter. Die klaren Befürwor-
ter_innen der Proteste und ihrer Formen, die auch
die Besetzung des Casinos und dessen Gestaltung
befürworteten, hatten selbst bei der Planung und
Durchführung der Besetzung mitgewirkt. Es gab we-
nig Befürworter_innen, die hinter den Protestaktio-
nen in all ihren Formen standen und nicht aus den
„eigenen Reihen“ bzw. nahen linken Gruppierungen
kamen. Die klaren Gegner_innen der Aktionen und
Proteste waren zahlenmäßig stärker vertreten als die
Befürworter_innen. Eine dritte, unpolitische Grup-
pe hatte von den Protesten höchstwahrscheinlich nur
etwas vernommen, da Gebäude nach der Besetzung
gesperrt und geräumt worden waren und der normale
Lehrbetrieb nicht wie geplant stattfinden konnte.
Obwohl der Großteil der Studierenden den Inhal-

tender Proteste positiv gegenüber stand, beteiligte
sich nur eine Minderheit. Dies mag in einer Ableh-

nung der konkreten Protestform(und den Ereignissen
im Umfeld der Casino-Besetzung) begründet liegen,
könnte aber auch auf eine – von Seiten der Akti-
ven – mangelnden Vermittlung der Gründe für einen
Protest zurückgeführt werden.

„Bürgerliche“ Ziele und Forderungen

Die Bandbreite an Zielen und Forderungen in Frank-
furt reicht bis ins Unendliche – vom „Abschaffen
von Anwesenheitslisten“ und einem „neuen Studie-
rendenhaus“ über „Reform und bessere Studierbar-
keit von Bachelor und Master“ bis hin zu weitrei-
chenden gesamtgesellschaftlichen Forderungen und
radikaler Kapitalismuskritik. Diese Ziele und Forde-
rungen sind nicht auf einen Nenner zu bringen, zu
groß sind die inhaltlichen Differenzen. Trotz dieses
Umstandes wäre es wichtig, die gesamte Bandbrei-
te der Inhalte, Ziele und Forderungen, inklusive der
gemäßigten und pragmatischeren Inhalte der Sym-
pathisant_innengruppe, zu verschriftlichen und so-
mit zunächst eine einheitliche Diskussionsgrundlage
zu schaffen.
Die Anzahl der stummen Sympathisant_innen der

Proteste ist groß. Sie sind durchaus wütend und
empört über ihre prekären Studienbedingungen, den
allgemeinen (Noten-)Druck, dem sie sich tagtäglich
ausgesetzt sehen, und die Ungerechtigkeit, die zwi-
schen den Studierenden herrscht, wenn auf der einen
Seite ein House of Finance existiert und ein Neubau
für einen Exzellenzcluster begonnen wird und auf der
anderen Seite 90 Menschen zusammengedrängt in ei-
nem Seminarraum sitzen, der für 50 Menschen aus-
gelegt ist, um ein Seminar zu besuchen, dass für 30
Studierende ausgelegt ist.
Auch die zum Großteil eher gemäßigten oder

gar „bürgerlichen“ Forderungen dieser Sympathi-
sant_innengruppe sollten ernster genommen wer-
den, um den Protest ähnlich kraftvoll wie im Som-
mer 2006 zu gestalten. „Kraftvoll“ waren die Proteste
2006, da zunächst viele Menschen mobilisiert wurden
– viel mehr als 2009/2010. Eine solche breite Mobi-
lisierung konnte nur erfolgen, da die Thematik der
Studiengebühren alle Protestierenden persönlich traf
und die Forderung nach ihrer Abschaffung einen brei-
ten Rückhalt fand. Persönliche, wenn auch indirek-
te Betroffenheit und ein damit verbundener breiter
Rückhalt der Protestierenden sind u.a. zwei wichti-
ge Indikatoren für sinnvolle und Erfolg versprechende
Proteste.
Langfristig müsste über gemeinsame Formen wi-

derständiger Praxis, Forderungen und Etappenziele
gesprochen werden. Manche befürchten, dass sich
dies negativ auf die produktive Radikalität und den
Nonkonformismus der Kritik auswirken könnte,denn
es besteht die Gefahr, das radikale Emanzipationspo-
tenzial zu verlieren und bürgerliche Politik zu betrei-
ben.5Auf der anderen Seite könnte die schrittweise
Verwirklichung von „bürgerlichen“, pragmatischeren

5 Nach dem Motto: „Anwesenheitslisten abzuschaffen kann kein wirkliches Ziel sein, wenn es um die soziale Revolution geht“.
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Inhalten auch ein zeitnaher Protesterfolg sein, von
dem ein weiterer Motivationseffekt ausgehen könn-
te, der die Position der Protestierenden gegenüber
der Universitäten und außeruniversitären Öffentlich-
keit stärken könnte. Eine Reihe von Erfolgen, würde
das Gefühl, „etwas bewirkt zu haben“ bestärken und
die Protestmoral bzw. die Motivation der Protestie-
renden verbessern.

Gesamtgesellschaftlicher Anspruch und
Vernetzung/Zusammenarbeit

Von Beginn an hatten die Frankfurter Protestieren-
den den Anspruch, „gesamtgesellschaftlich“ zu agie-
ren. Andere gesellschaftliche Gruppen, die mit ähn-
lichen Problemen zu kämpfen haben und sich gegen
die kapitalistische Verwertungslogik und ihre Folgen
für das Leben des einzelnen Menschen wehren wol-
len (Schüler_innen, Auszubildende, Arbeiter_innen,
Hartz IV-Empfänger_innen u.v.m.), sollen beim Bil-
dungsprotest im Blick behalten werden.
Die Vernetzung mit den anderen gesellschaftli-

chen Gruppen ist in Frankfurt ausbaufähig. Die
Vernetzung mit Schüler_innen und Auszubildenden
wurde intensiv angestrebt – dies müsste in Zu-
kunft auch die Zusammenarbeit mit Gewerkschaf-
ten einschließen.6Die Vernetzung mit anderen linken
(Aktions-)Bündnissen und Gruppierungen hingegen
war fruchtbar und erfolgreich: oft konnten Räume,
Infrastruktur oder finanzielle Mittel für das Protest-
plenum bereitgestellt werden.

Die Norbert-Wollheim-Universität

Als überaus positiv ist die inhaltliche Arbeit der
neu gegründeten Norbert-Wollheim-Universität zu
bewerten. Über einen Monat lang fanden jeden Frei-
tag Workshops und Gesprächsrunden statt, die von
und mit Studierenden, sowie Lehrenden gemeinsam
organisiert und besucht wurden und sich mit selbst
gewählten Themen der kritischen Wissenschaft aus-
einandersetzten. Doch wurden an dieser Stelle we-
niger, die eigenen inhaltlichen Positionen diskutiert
und bearbeitet; sondern es handelte sich vielmehr um
ein zusätzliches, sehr gutes und kritisches Lehrange-
bot, neben dem normalen Lehrbetrieb.

Bewertung und Ausblick

Zu diesem Zeitpunkt ein endgültiges Fazit ziehen zu
wollen, wäre vermessen. Die bereits angesprochenen
Kritikpunkte sollen hier nochmals aufgegriffen und
zusammenfassend behandelt werden:
Erstensder Mangel an derzeit motivierten und ak-

tiven Menschen im Protestplenum – mit mehr Leu-

ten könnte ein zielorientierteres und strategisches
Arbeiten mit stärkerer Arbeitsteilung und – in der
Konsequenz – auch stärkerer Rücksprache im Ple-
num, zusammen mit zeitgleich erfolgendem gegensei-
tigen Input aus den gewonnenen Erfahrungen statt-
finden.7Zweitens müsste eine Öffnung für Interessier-
te und Sympathisant_innen, die andere, evtl. sys-
temkonformere, pragmatischere und weniger radikale
Meinungen vertreten, ermöglicht werden. Dies muss
nicht zwangsläufig bedeuten, dass sich das radikale
Emanzipationspotenzial verringert oder radikale Po-
sitionen verwässert werden. Es könnte hingegen zu-
träglich sein, die Diskussionen um Ziele, Forderungen
und widerständige Praxis zu bereichern.
Daran schließt sich drittensdie Notwendigkeit von

Transparenz in den Strukturen und der Vorgehens-
weise des Protestplenums an. Aktionen könnten so
besser abgesprochen und gemeinsam koordiniert wer-
den, so dass alle wissen, was wann und wo passieren
soll und nicht das Gefühl entsteht, für eine Aktion
„der Anderen“ solidarisch den Kopf hinhalten zu müs-
sen. Es könnte sich so eine veränderte Protestkultur
etablieren im Sinne einer gegenseitigen „Haltung der
Freundschaft“, zumindest für den Zeitraum der Zu-
sammenarbeit.

Chancen und Potenziale

Große Chancen liegen m.E. in den sozialen Bin-
dungen, die während der gemeinsamen Protestzeit
entstanden sind. Mensch kann sich mittlerweile auf
die bekannteren Gesichter einstellen. Dieser Umstand
fördert zwar einerseits die gegenseitige Akzeptanz8,
andererseits kann dies in der Folge auch negative
Auswirkungen haben: Die Exklusivität des Protest-
plenums nimmt zu, neue Menschen finden schwerer
Zugang, da „mensch sich ja schon kennt“.
Die regelmäßigen Plena geben dem Protest eine

gewisse Verlässlichkeit und Grundstruktur. Die Re-
gelmäßigkeit von Aktionen, wie der gemeinsame Be-
such der Senatssitzungen und das Zelebrieren der
Protestpartys gibt eine gewisse Kontinuität und er-
hält die Protestmotivation.
Die Grundmotivation, sich im Protestplenum zu

engagieren und Aktionen für den Bildungsstreik zu
organisieren, entsteht bei vielen aus Wut und Empö-
rung über die bestehenden Verhältnisse. Diese Emo-
tionen sollten raus aus dem aktuell zerfahrenen und
chaotischen Durcheinander in produktivere Bahnen
einfließen. Das emanzipatorische Potenzial sollte als
Chance begriffen werden: Im Protestplenum kann es
kanalisiert und gebündelt werden. Dies ist insbeson-
dere im Hinblick auf die aktuellen hochschulpoliti-
schen Ereignisse9 sinnvoll, von deren Auswirkungen

6Gegenseitige Unterstützung fand in Form von gegenseitigen Demonstrationsbesuchen und Solidaritätserklärungen statt.
7 Auch bei aktuellen Studierendenprotesten kann auf die Erfahrung der letzten Jahre zurückgegriffen werden; das Rad muss
auch nicht immer neu erfunden werden.

8 Im Sinne von: „Du kennst X doch, er meint das nicht so.“
9 Das neue Hessische Hochschulgesetz, der Hochschulpakt mit Haushaltskürzungen von 30.Mio. Euro an den hessischen
Hochschulen – es gibt quasi (immer) wieder sich unmittelbar auswirkende Gründe für den Protest mit einem hohen Mobi-
lisierungspotenzial.
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alle Studierenden und Schüler_innen betroffen sind
und in naher Zukunft sein werden.
Dies deutet einen geeigneten Zeitpunkt an, die an-

sonsten passiven Sympathisant_innen zu mobilisie-
ren, so dass eine ähnliche Wirkung wie 2006 erzielt
werden könnte.
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